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Wirtschaftslage
Ein „Aufschwung“ wird den Kampf gegen die Kapitalisten 
nicht erleichtern. Warum also dafür bluten?
Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen 
hat der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) am 15. Februar noch 
einmal die Ziele der Kapitalisten in den 
nächsten Jahren und ihre Forderungen 
an die kommende Regierung festgehal­
ten. In den ,,BDI-Informationen + 
Meinungen“ teilt er mit:

„Eine Therapie zur Gesundung der 
Wirtschaft muß, wenn sie Erfolg ha­
ben will, konsequenterweise dort an­
setzen, wo die Fehlentwicklungen ih­
ren Ausgang haben. Eigentliche Ursa­
che der uns heute bedrückenden Pro­
bleme sind eine jahrelange auf Indivi­
dual- und Sozialkonsum gerichtete 
U m Verteilungspolitik. Konsumsteige­
rungen und Ausbau des sozialen Net- 
zes wurden auf Kosten arbeitsplatz- 
schaffender Investitionen forciert. 
Steuern und Abgaben, soziale Aufla­
gen, Gesetze und Verordnungen etc. 
engten den Bewegungsspielraum der 
Unternehmen zusätzlich ein. Die Fol­
gen waren absehbar: Rückgang der Er­
träge und der Eigenkapitalausstattung 
der Unternehmen, Schrumpfung der 
gesamtwirtschaftlichen Investitions­
quote von rund 25% vor zehn Jahren 
auf unter 20% heute. Wenn diese Ent­
wicklung wieder zurückgedreht werden 
soll, ist eine ,Rückverteilung* zugun­
sten der Kapitalbildung unerläßlich. 
Ohne Bereitschaft dazu ist dauerhaftes 
Wachstum nicht zu erreichen ... Ver­
suche, sich an dieser Einsicht vorbeizu­
mogeln, wären teuer und wirkungslos 

c<

Woher nehmen die Kapitalisten die- 
se Dreistigkeit? Woher der ungeniert 

( 5 vorgetragene Anspruch, nur die weite­
re Förderung ihres Wohllebens, nur die 
weitere Bereicherung ihres Geldsacks 
durch schärfere Ausbeutung und Sen­
kung des Lebensstandards der Lohn­
abhängigen und ihrer Familien könne 
auch den jetzt arbeitslosen Lohnab­
hängigen vielleicht eine Aussicht eröff­
nen, wieder einen Ausbeuter zu fin­
den? Weil nur die sichere Aussicht auf 
Profite sie dazu reizen könne, wieder 
zu investieren, und weil nur so 
„Wachstum“ und damit auch wach­
sende Nachfrage nach Arbeitskraft zu 
erreichen sei, antworten die Kapitali­
sten. Und Profite hätten sie in letzter 
Zeit kaum noch gemacht, behaupten 
sie weiter.

Wir haben, um die Anhäufung von 
Gewinnen allein in den großen Konzer­
nen (also ohne die an Gesellschafter 
nnd Aktionäre ausgeschütteten Gewin­
ne) zu verdeutlichen, in der folgenden

Tabelle die Rücklagen, Rückstellungen 
und das Grundkapital von 15 der größ­
ten industriellen Konzerne der west­
deutschen Kapitalisten zusammenge­
stellt.

Das Ergebnis zeigt die „Leiden“ der 
Kapitalisten unter der sozialliberalen 
Regierung im vergangenen Jahrzehnt. 
Tatsächlich haben die Kapitalisten in 
dieser Zeit gewaltige Vermögen aufge- 
schatzt, Vermögen nicht nur in Form 
von industriellen Anlagen, sondern 
auch in Form von Wertpapieren, 
Schuldverschreibungen des Staates 
usw. Allein im zweiten Halbjahr 1982, 
so meldete jetzt die Bundesbank, ist 
der Absatz von Wertpapieren in der 
BRD auf über 40 Mrd. DM gestiegen. 
Im gleichen Zeitraum des Vorjahres 
hatten die Kapitalisten „nur“ für 25

Mrd. DM Wertpapiere gekauft. Der 
Siemens-Konzern verfügt inzwischen 
nach eigenen Angaben über „flüssige 
Mittel“ in Höhe von mehr als 11 Mrd. 
DM. Diese Vermögen konnten die Ka­
pitalisten durch die Ausbeutung der 
Lohnabhängigen aufschatzen. Staatli­
che Steuersenkungen und Sozialversi­
cherungsbeiträge, die so niedrig waren, 
daß die gesetzlichen Sozialversicherun­
gen nicht nur keine neuen Reserven bil­
den konnten, sondern selbst die vor­
handenen kümmerlichen Reserven 
Schritt für Schritt aufgezehrt wurden, 
erleichterten ihnen diese Akkumula­
tion von Reichtum zusätzlich. Wie 
zum Hohn auf die erfolgreiche Aus­
zehrung der gesetzlichen Sozialversi­
cherungen stellte die Mitgliederver­
sammlung des Bankenverbandes Hes-

Konzern Grundkapital, Rücklagen, Pensionsrückstellungen
Rückstellungen (ohne 

Pensionsrückstellungen 
1970 1981/82 1970 1981/82

Alle Angaben in Mio. DM. Quelle: Geschäftsberichte 1970 und 1981/82 der aufgeführten Konzerne

VEBA 4566 12800 491 2825
VW 3529 10657 519 3475
Daimler-Benz 2482 10606 159 3250
Siemens 4246 18814 1047 5484
Hoechst 4369 7722 427 1547
BASF 2425 8907 378 2419
Bayer 5074 9410 618 2312
Thyssen 2545 4576 354 2739
GHH 1343 3476 382 835
Mannesmann 1525 3769 369 1835
AEG 1867 2577 356 1076
Krupp 873 3 334 309 1260
Bosch 817 5270 269 1379
Metallges. 866 1210 113 328
Degussa 580 1221 117 424
SUMME 37107 104349 5908 31188

„Die Wirtschaft wächst, wenn die Menschen wissen, daß sich Leistung wieder 
lohnt, wenn sie Vertrauen in die Zukunft haben und wenn der Staat sie nicht um 
die Früchte ihrer Arbeit bringt.“ (Wahlprogramm der CDU/CSU) Bild: Kohl 
auf dem BDI-Kongreß 1982 mit Esser und Ex-Thyssen Chef Sohl
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Gewerbesteuersenkung: 
die Hauptprofiteure
In seiner Haushaltsrede am 10.11.
1982 präsentierte der frischgebackene 
Finanzminister Stoltenberg den Kapi­
talisten ein milliardenschweres Steu­
ergeschenk, das sie seit Jahren laut­
stark verlangt hatten: „Die Steuerbe- 
lastung der Wirtschaft soll künftig 
stärker als bisher an der Ertragskraft 
der Betriebe ausgerichtet werden. 
Deshalb ist vorgesehen, durch eine 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
die ertragsunabhängigen Grundlagen 
der Gewerbesteuer zu beschränken 
und damit gewerbliche Unternehmen 
fühlbar von der Gewerbesteuer zu 
entlasten. Ab 1984 sollen Dauer­
schulden und Dauerschuldzinsen bei 
der Gewerbesteuer nur noch zur 
Hälfte hinzugerechnet werden. Für
1983 ist bereits eine Kürzung der Hin­
zurechnung auf 60% vorgesehen.“

Die Gewerbesteuer, die von allen 
gewerblichen Betrieben (Handel und 
Dienstleistungen, Handwerk und In­
dustrie) an die Gemeinden abgeführt 
werden muß, gliedert sich in die Ge­
werbekapital- und Gewerbeertrags­
steuer. Das zu versteuernde Betriebs­
kapital wurde bislang unter voller 
Hinzurechnung des in dem Betrieb 
steckenden Fremdkapitals (langfristi­
ge Kredite, Anleihen, Hypotheken) 
zu dem ermittelten Einheitswert des 
Betriebes festgesetzt. Entsprechend 
wurde der zu versteuernde Ertrag 
durch Hinzurechnung der Zinsen für

Großkonzerne

Dauerschulden zum Betriebsgewinn er­
mittelt. Die zu zahlende Steuer errech­
net sich aus dem Steuermeßbetrag (auf 
Kapital zwei von Tausend, auf Ertrag 
bis zu fünf von Hundert), multipliziert 
um einen Faktor, der nach den Hebe­
sätzen der Gemeinden differiert (bei ei­
nem Hebesatz von 300 ist der Faktor 
= drei).

Begründet wird die Steuersenkung 
vor allem mit den Problemen der klei­
nen Betriebe, die ein besonders 
schlechtes Verhältnis von Eigenkapital 
zu Fremdkapital hätten und bei denen 
die Gewerbesteuer in Krisenjahren an 
die Substanz gehe. So rechnet das Fi­
nanzministerium vor, daß ein Einzel­
handelskaufmann bei einem Betriebs­
gewinn von 6000 DM und 60000 DM 
jährlichen Zinszahlungen an die Ban­
ken etc. 1982 4 500 DM Ertragssteuer zu 
zahlen hat (bei einem Freibetrag von 
36000 DM und einem Hebesatz von 
300); 1984 dagegen, wenn die Schuld­
zinsen nur noch zur Hälfte zum Ertrag 
zuzurechnen sind, keinen Pfennig 
Steuern. Aber bei der Siemens AG, die 
zum 30.9. 1981 Dauerschulden (Lauf­
zeit mindestens vier Jahre) in Höhe 
von 527 Mio. DM aufwies, würde bei 
durchschnittlich 9% Zinsen und bei ei­
nem Hebesatz von 300 die Steuerer­
sparnis 1984 über 3,5 Mio. DM betra­
gen. Und bei der Gewerbekapitalsteuer 
würde die Siemens AG nochmals über
1,5 Mio. DM sparen. Dabei hat Sie­

mens relativ wenig Fremdkapital. Die 
Chemie- und Stahlmonopole haben 
Dauerschulden in Höhe von mehreren 
Milliarden.

Die Änderung der Gewerbesteuer ist 
maßgeschneidert für die Interessen der 
großen Konzerne. Nicht nur, weil oft 
zweistellige Millionenbeträge mehr in 
den Kassen bleiben und in lohnende 
Auslandsanlagen transferiert werden 
können. Sondern auch, weil damit ihre 
schon seit Jahren betriebene Strategie 
der Produktionsverlagerung in Klein­
betriebe noch lukrativer wird. So z.B., 
wenn die Siemens-Kapitalisten ein paar 
Ingenieuren, die sich selbständig ma-

Hoechst (Dauerschulden 1981: über 
2,6 Mrd. DM) wird durch die Gewer­
besteueränderung 1984 ca. 25 Mio. 
DM weniger Gewerbesteuer zahlen. 
Bild: Hoechst-Chef Sammet (stehend).

sen e.V. im März 1982 befriedigt fest, 
daß die Pensionsrückstellungen aller 
westdeutscher Aktiengesellschaften in­
zwischen mehr als 200 Mrd. DM er­
reicht haben. Zum Vergleich: Die Re­
serven der gesetzlichen Rentenversiche­
rungen werden Ende dieses Jahres auf
10,5 Mrd. DM gesunken sein!

Diese Kapitalmassen drängen jetzt 
zur Anlage. Genauer: zur neuerlichen 
Vermehrung durch weitere Ausbeu­
tung von Lohnarbeitern. Daher der 
herrische Schrei der Kapitalisten nach 
weiterer Lohnsenkung, nach weiteren 
Versicherungskürzungen und nach 
weiteren Steuererleichterungen. Wozu 
haben die Kapitalisten auch jahrelang 
der Bundesregierung Kredite über Kre­
dite geliehen, wenn nicht, um hernach 
den Staatsapparat umso brutaler gegen 
die Lohnabhängigen in Marsch zu set­
zen!

Zudem winkt den Kapitalisten in 
den nächsten Jahren noch ein Vorteil 
besonderer Art. Der Sachverständigen­
rat hat ihn bereits 1981 wie folgt be­
schrieben : ,, Das Beschäftigungspro­
blem ... wird in den nächsten Jahren 
noch größer werden. Trotz einer Stag­

nation der Bevölkerungszahl insgesamt 
nimmt die Anzahl der Personen im er­
werbsfähigen Alter noch zu, weil mehr 
junge Leute nachrücken als alte aus­
scheiden. Nach den Rechnungen des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs­
forschung erhöht sich das Potential an 
deutschen Erwerbspersonen bis 1985 
auf knapp 25!/2 Millionen Personen 
... Überdies ist auch in Zukunft da­
von auszugehen, daß die Anzahl aus­
ländischer Arbeitskräfte schon deshalb 
zunehmen wird, weil immer mehr aus­
ländische Jugendliche, die bereits in 
der Bundesrepublik leben, eine Arbeit 
suchen werden.“

Im Klartext: Die Kapitalisten kön­
nen in den nächsten Jahren, bis etwa 
1990, die Zahl der von ihnen ausgebeu­
teten Lohnarbeiter beträchtlich aus­
weiten, ohne befürchten zu müssen, 
daß deshalb die Zahl der Arbeitslosen 
auch nur nennenswert zurückgeht. Die 
von Regierung und Kapitalisten mit ih­
ren ,,Aufschwung“-Ankündigungen 
geschürten Hoffnungen mancher 
Lohnabhängiger, daß sich die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt wieder entspannen 
könnte, sind falsch. Das wissen auch 

die Kapitalisten und die Regierung. 
Selbst wenn die Kapitalisten in den 
nächsten Jahren mehr als zwei Millio­
nen Lohnabhängige zusätzlich einstel­
len sollten, wird die Zahl der Arbeitslo­
sen doch bis Ende des Jahrzehnts wejf 
über einer Million bleiben, weil meE 
als eine Million zusätzlicher Arbeits­
kräfte auf den Arbeitsmarkt drängen 
werden. Ein „Aufschwung“ der kapitali­
stischen Produktion, wie ihn die bür­
gerlichen Politiker für die Zukunft 
prophezeien, wird also die Kampfbe­
dingungen der Lohnabhängigen gegen 
die Kapitalisten keineswegs verbessern.

Diese für die Kapitalisten großartige 
Lage besteht schon seit drei, vier Jah­
ren. So ist in den Jahren 1978 bis 1983 
zwar die Zahl der arbeitslosen Lohnab­
hängigen um 1,5 Mio. auf inzwischen
2,5 Mio. gestiegen. In der gleichen Zeit 
aber blieb die Zahl der von den Kapita­
listen ausgebeuteten Lohnabhängigen 
praktisch konstant bei knapp über 22 
Mio., ging also keineswegs, wie man 
vielleicht glauben könnte, auch nur im 
annähernd gleichen Umfang zurück! 
Allein in den vier Jahren 1978 bis 1982 
stieg die Zahl der Lohnabhängigen, die 
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chen und künftig als Zulieferer für 
Siemens Kleinteile her st eilen, den 
größten Teil des benötigten Kapitals 
vorschießt. Je höher der Fremdkapi­
talanteil, desto mehr geht die Steuer­
belastung aus der Gewerbesteuer ge­
gen Null. Und wenn dann später ein­
mal der Konzern die Zulieferverträge 
kündigt, gehört ihm der Betrieb so­
wieso.

1960 machte die Gewerbesteuer 
(einschließlich Lohnsummensteuer) 
noch 10,90/0 des gesamten Steuerauf­
kommens der BRD aus. Der Anteil 
der Lohnsteuer lag damals bei 
11,8%. 1970 war der Anteil der Ge­
werbesteuer auf 7,9% gefallen und 
der Anteil der Lohnsteuer am gesam­
ten Steueraufkommen auf 22,8% ge­
stiegen. Und für 1983 wird der Anteil 
der Gewerbesteuer nach den Steuer­
schätzungen auf 6,7% fallen und der 
Anteil der Lohnsteuer auf 33,9% 
steigen. Über 70% der gesamten 
f^uerlast für ihren Staat bürden die 
i^italisten in diesem Jahr den ab­
hängig Beschäftigten, Arbeitslosen 
und Rentnern auf, während es 1960 
noch ca. 42% waren. Dazwischen la­
gen zahlreiche Steuersenkungen für 
die Reichen, in den letzten Jahren die 
Abschaffung der Lohnsummensteu­
er, die Änderung der Dividendenbe­
steuerung und der Körperschaftssteu­
er; die Plünderung der Lohnabhängi­
gen dagegen wurde durch Steuerpro­
gression und indirekte Besteuerung 
perfektioniert.
Quellenhinweis: Bundesministerium der Finanzen, Fi­
nanzbericht 1983

den Kapitalisten zur Ausbeutung zur 
Verfügung stehen, also die arbeitslosen 
Lohnabhängigen plus die beschäftigten 
Lohnabhängigen, um 1,5 Mio. an.
_Für die Kapitalisten bedeutete das: 

( i) können ungeniert weitere, insbe­
sondere jugendliche Arbeitskraft aus­
beuten und gleichzeitig alte, verschlis­
sene, kranke Lohnabhängige aus den 
Betrieben hinauswerfen. Sie können so 
den Lohnstandard weiter senken, die 
Intensität der Arbeit noch einmal be­
deutend steigern, und sie brauchen 
nicht zu befürchten, daß eine neuerli­
che Ausweitung ihrer Geschäfte zu ei­
ner Verengung des Arbeitsmarktes 
führt. Im Gegenteil.

„Wir werden den Arbeitsmarkt of­
fener und vielfältiger gestalten“, hat 
die CDU/CSU in ihrem Wahlpro­
gramm den Kapitalisten versprochen 
und den Lohnabhängigen angedroht. 
Auf deutsch: Teilzeit arbeit, Job-sha- 
ring, Leiharbeit, Heimarbeit, alle diese 
Schönheiten eines überfüllten Arbeits­
marktes sollen aufblühen, um den 
Reichtum der Kapitalisten zu mehren. 
Denn: „Im Kampf gegen die Arbeitslo­
sigkeit setzen wir vor allem auf einen 

wirtschaftlichen Aufschwung. Investi­
tionen und Innovationen sind der 
Schlüssel zu neuen Arbeitsplätzen ... 
Arbeitsplätze entstehen dann, wenn 
Kapital gebildet wird, Investitionen er­
möglicht werden und so Nachfrage ge­
schaffen wird.“ Siehe die Automobil­
industrie! Fast 160000 Automobilar­
beiter mußten im Januar kurzarbeiten. 
Im gleichen Monat ließ der Verband 
der Automobilkapitalisten mitteilen: 
„Die deutsche Automobilindustrie 
steckt in den umfangreichsten Investi­
tionen ihrer Geschichte. Im gesamten 
Straßenfahrzeugbau belaufen sich die 
Bruttoanlageinvestitionen 1983 vor­
aussichtlich auf 9,0 Mrd. DM. Das ist 
dreimal so viel wie Mitte der 70er Jah­
re.“

So „sichern“ die Automobilkapita­
listen durch gewaltige Investitionspro­
gramme, daß die Lohnabhängigen in 
ihren Betrieben künftig noch schneller 
schuften müssen, noch mehr schwitzen 
müssen, um, wie die CDU/CSU in ih­
ren Wahlflugblättern schreibt, 
„Deutschland wieder an die Spitze zu 
bringen“.

Auch die FDP kündigt den Kapitali­
sten an, ihnen einen übervollen Ar­
beitsmarkt sichern zu wollen. Wo­
durch? Na, durch weitere Lohnsen­
kungen und neuerliche Versicherungs­
kürzungen! „Die Liberalen wollen 
Verantwortungsbereitschaft und Lei­
stungswillen wieder beleben, sie wollen 
den Mut zum Risiko freisetzen“, ant­
wortete Genscher am 14.2. dem DGB 
auf seine Wahlprüfsteine unter der 
Überschrift „Kampf gegen die Arbeits­
losigkeit“.

Die SPD nimmt nur scheinbar eine 
Ausgleichsposition ein. Sie fordert eine 
Ergänzungsabgabe der Kapitalisten 
und staatliche Beschäftigungsprogram­
me, um die Arbeitslosigkeit zu verrin­
gern. Nur: die Ergänzungsabgabe für 
die Kapitalisten wie die Steuererhöhun­
gen und Versicherungskürzungen für 
die Lohnabhängigen sollen sämtlichst 

Eine „Rückkehr zu der Leistungsbereitschaft der Nachkriegsjahre“ fordern die 
Kapitalisten von den Lohnabhängigen - zwecks weiterer Mehrung ihres Reich- 

| tums. Bild: „Trümmerfrauen“ 1945 in Berlin

den Kapitalisten zwecks „Modernisie­
rung unserer Volkswirtschaft“ zuflie­
ßen, während für die Lohnabhängigen 
die „Solidarität“ in diesem „Solidar- 
pakt“ darin endet, daß sie zu gesenk­
tem Lohn und höherer Steuerlast in 
den Fabriken der Kapitalisten oder als 
staatlich beaufsichtigte Zwangsarbeiter 
schuften sollen.

„Genau das müßt ihr sowieso“, 
schallt es von den Kapitalisten. „Denn 
warum sind so viele arbeitslos? Weil 
ihr uns zu teuer seid!“

Umgekehrt wird ein Schuh draus! 
Denn warum ist der Arbeitsmarkt so 
randvoll, das Angebot an Arbeitskraft 
für die Kapitalisten so hoch wie nie, 
trotz stagnierender Bevölkerungszahl? 
Doch weil der Lohn, den die Kapitali­
sten den Lohnabhängigen zahlen, so 
niedrig ist, daß diese immer größere 
Teile ihrer Familien den Kapitalisten so 
jung wie möglich und so lange wie 
möglich als Lohnarbeiter anbieten 
müssen, um über die Runden zu kom­
men. Gerade die Lohnsenkungen der 
vergangenen Jahre haben zu dieser 
Überfüllung des Arbeitsmarktes einen 
großen Teil beigetragen, weil der 
Druck auf die Familien der Lohnab­
hängigen, ihre Frauen und Kinder den 
Kapitalisten zur Ausbeutung anzubie­
ten, weiter stieg. Warum also sollten 
sich die Lohnabhängigen dazu bereit­
finden, für einen „Aufschwung“ neu­
erlich zu bluten? Denn eines steht fest: 
Wenn die Gewerkschaften nicht bald 
den ständigen Lohnsenkungen der Ka­
pitalisten einen Riegel vorschieben, 
dann können sie sicher sein, daß das 
Angebot von Arbeitskraft in den näch­
sten Jahren umso schneller steigen 
wird und sich die Kampfbedingungen 
der Lohnabhängigen so abermals ver­
schlechtern werden.
Quellenhinweis: BDI, Informationen und Meinungen 
2/83, 15.2.83; Deutsche Bundesbank, Monatsbericht 2/82 
und 2/83; Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1981/82 
und 1982/83; Wahlprogramme von CDU/CSU und SPD; 
FDP, Freie Demokratische Korrespondenz, 14.2.83; Kon­
junkturerwartungen 1983 wichtiger stahlverbrauchender 
Industriezweige, in: Stahl und Eisen 2/83 vom 31.1.83.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Wählt das Wahlbündnis revolutionärer Sozialisten!
Die Bundestagsparteien überschla­
gen sich fast in nationalistischer, 
chauvinistischer Mobilisierung. 
,,Gemeinsam Deutschland in Ord­
nung bringen“, trommelt die 
CSU. ,,Deutschland kann Ver­
trauen fassen“, verheißt die CDU. 
Sie sagen dabei ganz offen, wie 
,»Vertrauen“ geschaffen und 
,,Ordnung“ gebracht werden soll, 
denn sie wollen das parlamentari­
sche Votum: für beschleunigte 
Lohnsenkung - die deutsche 
Wirtschaft braucht das Geld für 
die Ausweitung der Rationalisie­
rungsinvestitionen, die Steigerung 
des Kapitalexports, den Kampf 
um den Weltmarkt. Für radikale 
Kürzung aller Ansprüche der ar­
beitenden Klassen an die Sozial­
versicherungen und den Staat bei 
gleichzeitig immer neuen Steuerer­
höhungen -,,Vertrauen“ kostet: 
1983 z.B. rund 70 Mrd. DM für 
die Verteidigung deutscher Inter­
essen in der Welt und nochmal zig 
Milliarden für den starken Staat

Ersatzlose Strei­
chung des § 218

Ein „umfassendes Programm 
zum Schutz des ungeborenen 
Lebens“ geloben CDU/CSU 
in ihrem Programm für die 
kommenden Bundestagswah­
len. Dennoch beteuert derzeit 
der Generalsekretär der CDU 
und Bundesfamilienminister 
Geißler landauf, landab, eine 
Änderung des Strafparagrafen 
218 sei von der CDU nicht ge­
plant. Das sei dahingestellt. 
Ihr „Programm“ befördert 
die CDU dennoch, wenn auch 
vorerst mit anderen Mitteln: 
Bekannt sind die Pläne des 
Bundesinnenministers, die Bei­
hilfen für Beamte zu streichen 
bei Schwangerschaftsabbrü­
chen, die nicht wegen Gefahr 
für das Lebens des Kindes oder 
der Mutter durchgeführt wer­
den, sondern begründet sind in 
den Lebensumständen der El­
tern. Im September 1981 hatte 
eine Frau Zöller, unterstützt 
von der Caritas, vor dem Dort­
munder Sozialgericht ein Ur­
teil erreicht, in dem den 
Pflichtversicherungen verbo­
ten wird, Schwangerschaftsab­
brüche und deren Folgekosten 
bei „sozialer“ und „eugeni­
scher“ Indikation zu zahlen. 
Das Verfahren liegt dem Bun­
desverfassungsgericht zur Ent­
scheidung vor. Vertreten wird 
die Klägerin durch den Rechts­
anwalt W. Philipp, einem Mit­
unterzeichner des rassistischen 

und die Verteidigung deutscher In­
teressen im Inneren. „Deutsch­
land braucht die FDP“, sucht die 
FDP den nationalliberalen An­
hang für dieses Programm zusam­
menzuscharen. Die SPD hat noch 
im Wahlkampf ihre ursprüngliche, 
schon stark chauvinistische Parole 
,,Im deutschen Interesse - SPD“ 
abgewandelt in „Für die deut­
schen Interessen - SPD“, um zu 
verdeutlichen, daß sie in der Sorge 
um Deutschlands Größe den Re­
gierungsparteien in nichts nach­
steht. Entsprechend hält sich die 
SPD mit der Kritik an der reaktio­
nären Regierungspolitik von 
CDU/CSU/FDP auffällig zurück 
und will nur die „Opfer“ „gerech­
ter“ verteilen.

Beträchtliche Teile der Arbeiter­
bevölkerung werden dennoch, um 
eine CDU/CSU-Regierung zu ver­
hindern, die SPD als „kleineres 
Übel“ wählen. Aber: Das Interes­
se der Arbeiterbewegung, den of­
fenen, unverhüllten Angriff der

„Heidelberger Manifestes“. 
Wird das Dortmunder Urteil 
durch das Bundesverfassungs­
gericht bestätigt, so sind legale 
Schwangerschaftsabbrüche de­
nen vorbehalten, die den Arzt 
zahlen können, der die Indika­
tion feststellt, die zweitens die 
Kosten der Abtreibung selbst 
zahlen können und die schließ­
lich auch auf Lohnfortzahlung 
verzichten können. - Gegen 
die Vorbereitungen zur Ver­
schärfung des Paragrafen 218 
rufen Frauenzentren und 
§ 218-Gruppen auf zu einer 
Demonstration am 26. Februar 
in Karlsruhe. Anlaß ist der 
achte Jahrestag des Urteils der 
Bundesverfassungsgerichts 
zum § 218. In ihrem Aufruf 
fordern sie: „Ersatzlose Strei­
chung des § 218 - Volle Fi­
nanzierung von Schwanger­
schaftsabbrüchen auf Kran­
kenschein - kostenlose und 
unschädliche Verhütungsmit­
tel für alle.“

BVG: Neuwahlen nur, 
so die Reaktion will

In der Entscheidung des BVG, 
der Kohlschen Parlamentsauf­
lösung seinen Segen zu geben, 
seien „noch Minen vergra­
ben“, hat BVG-Präsident Ben­
da genüßlich das Urteil des 2. 
Senat des BVG kommentiert. 
Wohl wahr! So hat das Gericht 
den bürgerlichen Parteien den 
deutlichen Auftrag auf den 
Weg gegeben, sich baldmög­

Reaktion auf alle Lebensbedin­
gungen zurückzuschlagen, kann 
durch die Wahl der SPD nicht zur 
Geltung gebracht werden. Auch 
wenn die SPD die offene Konfron­
tation mit der Arbeiterbewegung 
vielleicht vermeiden will: im Zwei­
felsfall ist sie auf die „deutschen 
Interessen“ und ihre Erfordernisse 
festgelegt. Der Einzug der GRÜ­
NEN in den Bundestag kann zur 
Schwächung der Reaktion beitra­
gen; eine Partei zur Vertretung der 
Arbeiterinteressen sind die GRÜ­
NEN nicht und wollen sie auch 
nicht sein.

Ihr Interesse an der Verteidi­
gung und Hebung des Lebensstan­
dards und erst recht ihr Interesse 
an der Befreiung von Ausbeutung 
und Unterdrückung kann die Ar­
beiterklasse nur im Kampf gegen 
die Kapitalistenklasse und den 
bürgerlichen Staatsapparat ver­
fechten. Um diesen Kampf zu un­
terstützen, kandidiert das Wahl­
bündnis revolutionärer Sozialisten 
von KPD und BWK zu den Wah­
len am 6. März.

lichst auf eine Verfassungsän­
derung hinsichtlich frühzeiti­
ger Auflösung des Bundesta­
ges zu einigen. Das BVG wört­
lich: Der Art. 68 GG sei eine 
„offene Vorschrift“, die „der 
Konkretisierung“ „bedarf* ‘. 
Bereits im vergangenen Okto-» 
ber hatten die bürgerlichen Po­
litiker diese Absicht durch­
blicken lassen, um künftig 
nach einer unvorteilhaft ausge­
gangenen Wahl den Bundestag 
auflösen, sodann rechtsstaatli­
che Mittel gegen die uner­
wünscht ins Parlament gewähl­
te Partei ergreifen zu können 
und das Ganze auch noch 
durch neuerliche Wahlen ab­
segnen zu lassen. Inzwischen 
haben sowohl Kohl als auch 
Vogel den Ball aufgegriffen, 
den ihnen das BVG zugespielt 
hat, und sich für baldige Bera­
tungen hierüber ausgespro­
chen. Noch eine „Mine“ hat 
das Gericht gelegt. Es ließ 
durchblicken, daß die „Neu­
wahl-Kampagne der SPD 
hart am Rande der Verfassung 
gelegen habe: „Es wäre im 
Hinblick auf die Bewahrung 
des demokratischen Rechts­
staats ... ein unverantwortli­
ches Unterfangen, verfas­
sungsmäßige Verfahren (wie 
die Abwahl Schmidts und die 
Wahl Kohls, d. Red.) mit der 
Behauptung abzuwerten oder 
auszuhöhlen, sie erforderten 
daneben weitere Legitimatio­
nen.“ Im Klartext: Neuwahlen 
nur, wenn die Reaktion will.

Carstens, der BND, 
Barbie und andere

Der Bundesnachrichtendienst, 
Nachfolgeorganisation der fa­
schistischen Abteilung „Frem-| 
de Heere Ost“ des späteren 
BND-Chefs Reinhard Gehlen 
und seit Dezember 1982 gelei­
tet von dem früheren persönli­
chen Referenten Gehlens, 
Eberhard Blum, ist eine der 
Organisationen der westdeut­
schen Kapitalistenklasse, über 
deren Wirken man in der Pres­
se in der Regel wenig erfährt. 
Im Juni letzten Jahres war das 
anders. Da stattete Karl Car­
stens, Ex-PG und heute Bun­
despräsident, dem BND einen- 
Besuch ab und fand lobende 
Worte über dessen Arbeit: 
„Der Arbeit des Bundesnach­
richtendienstes gebührt Aner­
kennung ... Beamte, Soldaten 
und andere Mitarbeiter bewei-l 
sen durch ihre tägliche Pflicht-! 
erfüllung Loyalität zur* aat 
und Verfassung.“ Jetzt l der 
BND erneut in die Öffentlich­
keit gerückt worden. Die fran­
zösische Zeitung „Le Monde“ 
druckte am 16.2. ein Doku­
ment des französischen Ge­
heimdienstes ab, wonach der 
endlich an Frankreich ausgelie­
ferte frühere Gestapo-Chef 
von Lyon Klaus Barbie 1963 
Agent des BND in Bolivien 
war. Sozusagen „unser Mann 
in Bolivien“. Bis heute hat die 
Bundesregierung das nicht de­
mentiert. Sofort fragt man 
sich: Ist das vielleicht der 
Grund, warum die Bundesre­
gierung keinen Wert auf die 
Auslieferung Barbies in die 
BRD legte? Immerhin hatte 
der bolivianische Innenmini-i 
ster aus Anlaß der Ausliefe-' 
rung Barbies öffentlich er­
klärt, daß Frankreich/ las 
einzige europäische Lana war, 
das bereit war, Barbie aufzu­
nehmen.“ Die Bundesregie­
rung hatte dies dementiert. Sie 
sei „nur“ nicht bereit gewe-i 
sen, Barbie in die BRD zu ho 
len. So kann man auch „de-! 
mentieren“. Vielleicht ist es 
ganz gut, daß Barbie in Frank­
reich in Haft ist. Denn viele 
sind daran interessiert, daß 
Barbie redet. Aber wieviele - ' 
etwa beim BND, dessen Perso­
nal bekanntermaßen zu großen 
Teilen aus früheren Nazi- und 
SS-Größen besteht - noch 
mehr daran, daß er schweigt? 
Wie sagte noch Carstens vor 
dem BND im letzten Juni? 
„Ich bin nicht zum ersten Mal 
hier. Schon als Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes ... 
hatte ich mit dem Bundesnach­
richtendienst zu tun“. Unter 
anderem, so fügen wir hinzu, 
im Jahre 1963.
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L ibanon /.Palästina
Die Imperialisten wollen die Streitkräfte 
der PLO zerschlagen
Seit dem ersten Februar sind auch die 
britischen Imperialisten mit 100 Solda­
ten an der von den Imperialisten ge­
stellten ,, Friedens truppe“ im Libanon 
beteiligt. Am 16. Februar kehrte der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Möllemann von einer Reise in den Li­
banon zurück und teilte mit, die BRD 
werde diese Sorte Friedensbemühun­
gen auf jeden Fall in Zukunft materiell 
unterstützen, wenn auch nicht mit ei­
genen Bundeswehrtruppen. Da die 
Bundesregierung kaum einen noch so 
abstrusen Verteidigungsfall konstruie­
ren kann, müssen die BRD-Imperiali- 
sten andere Wege finden, ihren Beitrag 
zur Sicherung des imperialistischen 
Einflusses im Nahen Osten zu leisten, 
^jiterstützung durch Materiallieferun­
gen im Rahmen von „Übungsflügen“ 
der BRD-Luftwaffe bietet eine Mög­
lichkeit, die Möllemann der libanesi­
schen Regierung vorgeschlagen hat, 
zweitens haben die westdeutschen Im­
perialisten angeboten, den Aufbau ei­
nes libanesischen „Grenzschutzes“ zu 
übernehmen. Wieviele Soldaten des 
BRD-Bundesgrenzschutzes sich als 
,,Ausbilder“ in den Libanon begeben 
werden, ist noch nicht bekannt.

Die Imperialisten in der EG wollen 
sich im Nahen Osten eine Position ver­
schaffen, die ihnen erlaubt, gleichbe­
rechtigt neben den US-Imperialisten zu 
operieren. Zur Sicherung ihrer Kapital­
anlagen in den arabischen Staaten und 
Israel (die BRD-Imperialisten z.B. ha­
ben ihre Direktinvestitionen in der Re­
gion in den letzten zehn Jahren fast 
verdreifacht) und zur Durchsetzung 

ximaler Ausbeutungs- und Plünde­

Noch mehrere Tausend Palästinenser und Libanesen halten die Imperialisten im 
Lager Ansaar gefangen. Folterungen und Morde, mangelhafte Ernährung und 
kaum medizinische Versorgung sind an der Tagesordnung.

rungsbedingungen gegenüber den ara­
bischen Staaten wollen die Imperiali­
sten zweierlei erreichen: Auf jeden Fall 
muß die stärkste anti-imperialistische 
Kraft im Nahen Osten, die PLO, zer­
schlagen werden, und die Existenz der 
Siedlerkolonie muß gesichert sein.

Der politischen Niederlage, die die 
PLO mit ihrem Auszug aus Beirut hat 
hinnehmen müssen, wollen die impe­
rialistischen Mächte die militärische 
Zerschlagung der Streitkräfte und die 
vollständige Zersetzung des Kampfes­
willens der Palästinenser hinzufügen. 
Begins Regierung ist über die Erkennt­
nisse des israelischen Untersuchungs­
ausschusses nicht gestürzt. Kriegsmini­
ster Sharon, als Haupt verantwortlicher 
für die Massaker in den Palästinenser­
lagern Sabra und Shatila benannt, hat 
zwar seinen Posten geräumt, gleichzei­
tig aber angekündigt, er werde sich nun 
um die seit 1967 von Israel besetzten 
Gebiete als Minister ohne Geschäftsbe­
reich kümmern. Der Vorbereitung wei­
terer Schlächtereien im Gaza-Streifen, 
dem Westjordanland, Jerusalem, den 
Golan-Höhen und dem von Israel be­
setzten Teil des Libanon ist also Raum 
geschaffen. In den Verhandlungen mit 
der libanesischen Regierung fordern 
die US-Imperialisten und die israeli­
sche Regierung nachdrücklich eine 
„Sicherheitszone“ von 40 km Breite 
im Südlibanon, die sie bereits jetzt mit 
Truppen des Major Haddad auffüllen, 
der bekanntlich seit Jahren von der is­
raelischen Regierung mit Waffen und 
Ausbildern versorgt worden ist. Wo es 
überhaupt möglich ist, haben die US- 
Imperialisten und die europäischen Im­

perialisten ein Schutzschild aus ihren 
eigenen Truppen um die israelische 
Siedlerkolonie gelegt - im Libanon 
steht die „Friedenstruppe“ und im Si­
nai stehen im Rahmen der UNO-Trup- 
pen Soldaten der französischen, briti­
schen, italienischen und niederländi­
schen Armeen.

In der Entschließung des Europäi­
schen Parlamentes zur „Lage im Na­
hen Osten“ halten die Imperialisten 
fest, daß „die Palästinenser selbst ihre 
Vertreter bestimmen sollten und daß 
die PLO nur dann als legitimer Vertre­
ter anerkannt werden kann, wenn alle 
Artikel ihrer Satzung, in denen explizit 
oder implizit die Vernichtung Israels 
angestrebt wird, offiziell gestrichen 
werden“.

Die Hoffnung auf die Spaltung der 
PLO ist unübersehbar. Bislang haben 
allerdings die Beratungen des Palästi­
nensischen Nationalrats, der zur Zeit 
in Algier zusammengetroffen ist, eher 
bewiesen, daß die Palästinenser darauf 
bedacht sind, die Einheit der PLO zu 
erhalten.
Quellenhinweis: FAZ vom 30.1. bis 19.2.83; Deutscher 
Bundestag, Drucksache Nr. 9/2398; K. Kaiser, U. Stein­
bach (Hrsg.), Deutsch-arabische Beziehungen, München, 
Wien 1981

Jugend
Wege zur Schlachtung 
der Protestbewegung

Die Enquete-Kommission „Jugend­
protest im demokratischen Staat“ legte 
Mitte Januar 1983 ihren Abschlußbe­
richt vor. Eines ihrer Anliegen, das Ge­
waltmonopol des bürgerlichen Staates 
zu sichern, führte zum ersten „inter­
fraktionellen“ Vorstoß in Sachen 
Kriegsdienstverweigerung, wie der 
Vorsitzende Wissmann, zugleich Bun­
desvorsitzender der Jungen Union, in 
der Debatte über den Zwischenbericht 
im Mai letzten Jahres rühmte. Einmü­
tig trieb die Kommission zur Verlänge­
rung des Zivildienstes, zur Kasernie­
rung und zur Vermehrung der Stellen, 
wo Zivildienstpflichtige als billige Ar­
beiter vernutzt werden können.

Die Kommission machte drei Bewe­
gungen aus, in denen sie die Jüngeren 
von den Älteren abspalten will: Bür­
gerinitiativen, Ökologie- und Friedens­
bewegung, Anhänger alternativer Le­
bensformen. Den meisten ihrer ju­
gendlichen Träger sei gemeinsam die 
Zukunftsangst. Sie strebten „nach ei­
ner gesicherten persönlichen und ge­
sellschaftlichen Zukunft“. Denen 
kann geholfen werden. Die Aussteiger 
sollen einsteigen ins Geschäft. Bera­
tung bei der Gründung von Existenzen 
bietet der Bund Junger Unternehmer 
an. Zusammen mit dem „Stern“ be­
gann er eine Kampagne zur Rekrutie­
rung von Personal, das sich weder um 
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Normalarbeitstag noch Ladenschluß­
zeiten noch um persönliche Überarbeit 
schert, sondern bereit ist, mit der frei­
en Lohnarbeit einerseits und den selb­
ständigen Handwerkern andererseits 
zu konkurrieren durch Billigkeit der 
Arbeitskraft und allzeit bereite Ein­
satzfähigkeit.

Das Kalkül beruht auf der Armut 
der Kandidaten für dieses Experiment. 
Schon mit 1000 DM, höhnt der 
,,Stern“, könne man sich selbständig 
machen, z.B. als Dachrinnenreiniger 
oder Grabpfleger.

Rund 5000 Existenzen mal zwei Ar­
beitskräfte erhofft Norbert Blüm. Das 
wären jedoch nur 5% aller arbeitslosen 
Jugendlichen. Für den erheblichen 
Rest bietet die Kommission an: Arbeit 
gegen geringes Entgelt, z.B. bei Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen und bei

Ausländer
Weg mit den reaktionären 
Ausländergesetzen!
Am 9. Februar verbot das Innenmini­
sterium die revolutionäre türkische Or­
ganisation Devrimci Sol und den türki­
schen Arbeiterverein Halk Der. Die ge­
ringfügigen legalen Möglichkeiten, 
sich gegen die Angriffe der Kapitali­
sten und des bürgerlichen Staates in 
Organisationen und Arbeitervereinen 
zusammenzuschließen, sind mit der 
Verbotsverfügung weitreichend außer 
Kraft gesetzt. Die Verbotsverfügung 
stützt sich auf die reaktionären Auslän­
dergesetze, die politische Betätigung 
,, einschränken“ und ,, unter sagen“.

Das Verbot der beiden türkischen 
Organisationen ist darüberhinaus eine 
Verschärfung der bisherigen Verbots­
praxis. 1972 begründete Innenminister 
Genscher das Verbot der palästinensi­
schen Organisationen GUPS und GU- 
PA damit, die ,,Übertragung gewalttä­
tiger Auseinandersetzung (in die BRD) 
zu hindern“, und er erklärte scheinhei­
lig: „Mit dem Verbot werden nicht die 
politischen Ziele dieser radikalen 
Gruppen bewertet.“ Innenminister 
Zimmermann legte dagegen ganz we­
sentlichen Wert auf die politischen Zie­
le der beiden verbotenen Organisato- 
nen, um die Ausweitung des Verbots 
auf andere türkische Organisationen 
jederzeit zu ermöglichen und die politi­
sche Agitation vieler ausländischer, 
insbesondere türkischer, Organisatio­
nen, Vereine und der ausländischen 
Arbeiterbervölkerung unter Strafe zu 
stellen. Er erklärte ausdrücklich: „Si­
cherheitsgefährdende Aktivitäten gin­
gen im wesentlichen von extremisti­
schen Organisationen aus, deren Agi­
tation sich zunehmend gegen Bestand­
teile deutscher Politik richtet: - Die 
Bundesrepublik Deutschland als NA- 

Teilzeitarbeit, Befriedigung als Mensch 
durch nichtmaterielle Werte.

Schließlich lasse sich in der Freizeit 
auch etwas Sinnvolles herstellen, was 
man sonst kaufen müsse. Als ob es die 
Strickwelle noch nicht gäbe, die auf 
der Unerschwinglichkeit von Fertig­
kleidung beruht. Man kann auch in der 
Freizeit für sich und andere mauern. 
Eigenarbeit im Wohnungsbau soll ge­
fördert werden.

Um soziale Dienste und Umwelt­
schutz nicht in Kosten ausarten zu las­
sen, stellt die Kommission die offen­
herzige These auf, viele dieser gesell­
schaftlichen Bedürfnisse ließen sich 
„gar nicht oder nur mit ganz erhebli­
chen Nachteilen durch bezahlte Be­
schäftigung ... decken“.
Quellenhinweis: Bundestagsprotokoll 9/104, Bundestags­
drucksache 9/2390, Stern vom 17.2. 1983

TO-Bündnispartner der Türkei - 
Deutsche Militär- und Wirtschaftshilfe 
für die Türkei — Ausländerrecht und 
Ausländerpolitik. ‘ ‘

Zur gleichen Zeit verbot die türki­
sche Junta in der Türkei die türkische 
Ausgabe der Gewerkschaftszeitung 
Metall „metall-Haberler“. Die öffent­

Demonstration gegen die reaktionären Ausländergesetze in Mannheim

liche Reaktion ist beunruhigend. Alle 
bürgerlichen Zeitungen unterstützten 
die Verbote, einige forderten weitere 
Verbote demokratischer türkischer Or­
ganisationen. Das DGB-Bundesvor- 
standsmitglied S. Bleicher unterstützte 
die Verbote ebenfalls. Er erklärte, 
„auch Organisationen der extremisti­
schen Rechten (seien) zu verbieten“ 
und verlangte das Verbot aller „politi­
schen Gruppierungen, die erkennbar 

und beweisbar radikale politische 
Ideen vertreten.“ An mehreren Orten 
werden Aktivitiäten gegen die reaktio­
nären Ausländergesetze vorbereitet 
oder haben statt gefunden. Der BWK- 
Bezirk Mannheim berichtet:

„ Mannheim. Im Zusammenhang 
mit dem Verbot von Dev Sol und Halk 
Der werden in Mannheim am 9.2. 1983 
die Räume des Volksvereins Halk Der 
durchsucht und das Vereinsvermögen 
u.a. beschlagnahmt. Ebenso wird die 
Wohnung des presserechtlich Verant­
wortlichen für die „Türkei-Nachrich­
ten“ und andere Publikationen von 
Dev Sol durchsucht.

Am Tag darauf einigen sich Mitglie­
der verschiedener Organisationen und 
Initiativen darauf, zu einer Bespre­
chung über gemeinsame Aktionen ge­
gen das Verbot einzuladen. Am 15.2. 
nehmen 18 Organisationen mit 40 Teil­
nehmern aus dem Raum Mannheim/ 
Ludwigshafen an dieser Besprechung 
teil. Die Versammlung beschließt die 
Durchführung einer Demonstrativ 
am Samstag, 19.2. Mit einem Flug­
blatt, das am darauffolgenden Tag in 
türkischer und deutscher Sprache er­
scheint, rufen zu der Demonstration 
auf: Solidaritätskomitee mit den Völ­
kern der Türkei und Türkei/Kurdi- 
stans; Anhänger von BIRKOM; Hal- 
kin Kurtulusu; Partizan; Volksfront; 
El Salvador-Initiative; Stadtstreicher; 
SAG; Kompass; GIM; Palästina-Ko­
mitee; Antifaschistischer Arbeitskreis

LU; BWK; Dritte-Welt-Laden. Weite­
re Organisationen unterstützen später 
auch die Demonstration, darunter 
KPD und MLPD.

Die Demonstration wird angemeldet 
und mit folgender Auflage genehmigt: 
„12. Den Vereinigungen Dev Sol und 
Halk Der steht ein Versammlungsrecht 
nicht zu, ebenso deren Mitgliedern. 
(...) Eine verbotene Versammlung ist 
aufzulösen.“ l/2 Stunde vor Beginn der



Demonstration wird bei einem türki- I 
sehen Kollegen erneut eine Hausdurch­
suchung durchgeführt. Am Aufstel­
lungsort im Mannheimer Stadtteil 
Neckarstadt ist ein starkes Polizeiauf­
gebot anwesend. Schon beim Eintref­
fen der ersten Demonstrationsteilneh­
mer versuchen Polizeitrupps, einzelne 
Türken teils willkürlich, teils wegen 
Verteilens von Flugblättern herauszu­
greifen und die Personalien festzustel­
len. Sie werden nach Mitgliedschaft bei 
Dev Sol oder Halk Der gefragt. Weil 
sich einige nicht sofort ausweisen kön­
nen, sollen sie abgeführt werden. Als 
Demonstrationsteilnehmer dies verhin­
dern wollen, kommt es zu Rangeleien, 
die die Polizei mit verstärktem Einsatz 
beantwortet. Offenbar ist das Ziel, die 
Demonstration von Anfang an aufzu­
reiben. Insgesamt werden bei etwa 
zehn Personen die Personalien aufge­
nommen bzw. erfolgen vorläufige 
Festnamen. Eine erhebliche Anzahl 
weiterer Angriffe wird zurückgeschla­
sen.

^*4 Nur mit Mühe kann sich schließlich 
der Demonstrationszug mit ca. 150 
Teilnehmern formieren. Parolen der | 
Demonstration sind:

Sofortige Zurücknahme des Ver­
bots! Keine Abschiebung der inhaftier­
ten Konsulatsbesetzer! Für freie politi­
sche Betätigung aller demokratischen 
und fortschrittlichen Kräfte in der 
BRD! Keine weitere Unterstützung der 
faschistischen Militärjunta in der Tür­
kei und Türkei/Kurdistan durch die 
BRD!

Eine größere Anzahl mit den Forde­
rungen sympathisierender Menschen, 
meist Ausländer, hält sich angesichts 
der Polizeieinsätze am Rand der De­
monstrationsroute auf.

Auf der Abschlußkundgebung in der 
Innenstadt wird in deutscher und tür­
kischer Sprache zur Fortsetzung von 
Aktionen gegen das Verbot von Dev 

^*□1 und Halk Der aufgerufen. Bei einer 
Veranstaltung mit Norbert Blüm am 
17.2. wurde mit Flugblättern und ei­
nem Transparent die Zurücknahme 
des Verbots gefordert.

In der darauffolgenden Woche 
konnte bei einer Veranstaltung mit ver­
schiedenen Kabarettgruppen in einer 
Pause ein Redebeitrag vor ca. 600 bis 
700 Zuhörern gegen das Verbot gehal­
ten werden. Auf einer Festveranstal­
tung der Grünen wird das Solidaritäts­
komitee mit den Völkern der Türkei 
und Türkei/Kurdistans einen Informa­
tionsstand durchführen. In den kom­
menden Wochen sollen insbesondere 
der DGB und die DKP zur Unterstüt­
zung weiterer Aktionen aufgefordert 
werden. Die an der Aktionseinheit be­
teiligten Organisationen beraten und 
planen weitere Schritte gegen das Ver­
bot gemeinsam.“
Quellenhinweis: Bulletin der Bundesregierung Nr. 
140/1972 und Nr. 18/1983; Frankfurter Rundschau, 11.2.

Haftstrafen
Die Vollstreckung soll 
gesichert werden

Geldmangel hat im Jahr 1982 fast 
30000 Menschen dazu gebracht, Geld­
strafen nicht zu zahlen und stattdessen 
eine sogenannte Ersatzfreiheitsstrafe 
abzusitzen. Der Prozentsatz der so ge­
schaffenen Häftlinge stieg um fast 
12®7b gegenüber 1981 bei einer unge­
fähr gleich gebliebenen Zahl der Geld­
strafen von rund einer halben Million. 
F.D.P.-Justizminister Engelhard ist 
besorgt. Er fürchtet eine unerwünschte 
Vermischung von bloß armen Leuten 
mit solchen, denen eingebleut werden 
soll, daß für sie aufgrund der Schwere 
ihrer Tat gleich eine Gefängnisstrafe 
richtig ist. Diese wiederum können 
nicht alle, obwohl sie doch ein Recht 
darauf haben, sofort eingesperrt wer­
den, weil die Gefängnisse überfüllt 
sind. Engelhard regte an, die Möglich­
keiten, Geldstrafen in einer gemeinnüt­
zigen Einrichtung abzugelten, zu ver­
stärken.

Der gleiche Vorschlag wurde auf der 
Tagung der Justizminister Ende Sep­
tember 1982 vom Berliner Justizsena­
tor eingebracht. Berlin ist überhaupt 
vorbildlich in der Bewältigung des 
Staus im Strafvollzug. Nicht nur wer­
den neue Gefängnisse gebaut und die 
alten weiter benutzt, sondern Überka­
pazitäten werden geschaffen, die die 
herrschende Klasse für künftige Klas­
senkämpfe bereithält. Entfallen kann 
dann die scheinbar liberale Praxis, Ge­
fängnisstrafen, die binnen eines Jahres 
nicht angetreten werden können, auf 
dem Gnadenweg und unter der Bedin­
gung der Bewährung zu erlassen, sowie 
die Methode, bei guter Führung Rest­
strafen auszusetzen. In Wirklichkeit 
wird in keinem westeuropäischen Land 
mit Ausnahme Österreichs soviel ein­
gesperrt und so wenig vorfristig entlas­
sen wie in der BRD. Derzeit liegt die 
Quote bei 80 Gefangenen auf 100000 
W ohnbevölker ung.

Als Vorwand zur Erhöhung der Si­
cherheitsvorkehrungen, z.B. Errich­
tung von fünf Wachtürmen bei dem 
Ende 1983 bezugsfertigen Berliner 
Frauengefängnis, dienen die vermehr­
ten Verurteilungen aufgrund von Dro­
genabhängigkeit. Die F.D.P. plädierte 
Ende Oktober im Berliner Abgeordne­
tenhaus dafür, drogensüchtige Straf­
fällige nicht ins Gefängnis zu sperren, 
sondern in den offenen Vollzug in 
, »therapeutischen Wohngemeinschaf- 
ten“. Die SPD steuerte den Vorschlag 
bei, die Kurzstrafen unter einem Jahr 
zugunsten von Geldstrafen zu verrin­
gern, um den ,,Belegungsdruck“ abzu- 

' bauen.

Damit wäre ein weiterer Schub bei 
den Kapazitäten möglich. Zunächst 
könnten mal alle schon Verurteilten zu 
ihrem Recht kommen, sodann könnten 
mehr verurteilt werden, weil die Kapa­
zitäten da sind. Gelingt es dann, die zu 
Geldstrafe Verurteilten in anderen 
Zwangsarbeitseinrichtungen unterzu­
bringen und auch die Drogenabhängi­
gen woanders separat zu halten, könn­
ten auch die Geldstrafen nach Bedarf 
der Staatskasse vermehrt werden. Das 
beigebrachte Geld könnte dem Zweck 
zugeführt werden, wieder mehr echte 
Sozialarbeiter zu gewinnen und den 
Justizsenator von der Mißhelligkeit zu 
befreien, bewährte Büttel auf Sozialar-

BRD: zweithöchste Haftquote in 
Westeuropa.

beit erstellen zu setzen, weil die anderen 
mangels Entfaltungsmöglichkeit rei­
henweise kündigen. Mit der erweiter­
ten Personalpalette ließe sich besser 
der Anspruch verwirklichen, Gefange­
ne nicht nur zu ,, resozialisier en“, son­
ders erstmals zu Menschen zu machen, 
sie zu „sozialisieren“, d.h. mit weniger 
auffälliger Gewalt dazu abzurichten, 
„künftig in sozialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu führen“.
Quellenhinweis: FAZ vom 10.2. 1983. Abgeordnetenhaus 
von Berlin, Plenarprotokoll 9/30

Erholung
Arme machen seltener 
und kürzer Urlaub

Das Institut der deutschen Wirtschaft 
behauptet, die wirtschaftliche Stagna­
tion habe die „Reiselust der Bundes­
bürger gedämpft“. Die Damen und 
Herren ziehen diesen Schluß aus dem 
Urlaubsbericht des Statistischen Bun­
desamtes. Im Rahmen des Mikrozen­
sus werden jährlich die Urlaubsreisen 
von April bis einschließlich März des 
folgenden Jahres erhoben. Demnach 
nahm die Zahl der Reisen um 4,2% ab.
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Nicht wahr ist, daß die Krise den 
Lohnabhängigen einfach aufs Gemüt 
schlägt, sondern sie entscheiden die 
Frage Verreisen oder nicht danach, wie 
weit die Reproduktion der Arbeitskraft 
noch gelingt. Wahr ist auch nicht, daß 
allgemein die Urlaubs- und Erholungs­
reisen abgenommen hätten. Vielmehr 
ist die Spaltung zwischen denen, für 
die der Urlaub aus der Reproduktion 
herausfällt, und den gut Betuchten 
krasser geworden. In die Urlaubsrei­
sen, die ab fünf außerhalb der Gemein­
de verbrachten Tagen gerechnet wer­
den, gehen auch Kuren und Ver­
schickungen durch die Sozialversiche­
rungsträger ein. Allein diese sind um 
fast elfeinhalb Prozent gesunken.

Mit er faßt sind ferner solche Reisen, 
die billig sind, da Unterkunft bei Ver­
wandten oder Bekannten kostenlos ist. 
Selbst das war für Teile der Bevölke­
rung mit den geringsten Einkommen 
ausgeschlossen. Drastisch sanken die 
Reisen von Personen unter 14 und über 
65 Jahren (-7,2 bzw. -9%). D.h. 
Familien mit mehreren Kindern und 
Rentner müssen zunehmend auf Ur­
laub verzichten. In den mittleren Ein­
kommensklassen hat die Möglichkeit, 
mehrmals zu verreisen, abgenommen. 
Im Bereich der Haushaltsnettoeinkom­
men zwischen 1600 und 2500 DM ist 
die Zahl von zwei und mehr pro Jahr 
unternommenen Reisen zum erstenmal 
scharf eingebrochen, während alle dar­
unter liegenden Einkommen schon im 
vorhergehenden Reisejahr stark be­
troffen waren. Die Mehrfachreisen bei 
den Einkommen bis 1200 DM gingen 
schon 1979/80 um 22,6% zurück, 
1980/81 nochmals um 14%.

Nur für Haushalte mit Einkommen 
ab 4000 DM ist die Aussicht, über­
haupt eine Reise zu machen, im letzten 
Erhebungsjahr gestiegen, und zwar um 
9,3%. Arme Familien mit vier und 
mehr Kindern in Großstädten zeigten 
dagegen die geringste Reiselust. Natür­
lich sind die Ärmeren mehr und fallen 
bei der Durchschnittsbildung mehr ins 
Gewicht. In ähnlichen Verhältnissen 
hat sich die Reisedauer verändert. In­
landsreisen über drei Wochen sind um 
mehr als 22% zurückgegangen. Dazu 
ist der Unterschied in den Geld­
ausgaben kraß. Für fünf bis sieben Ta­
ge Urlaub gaben z.B. Haushalte mit 
Einkommen bis zu 600 DM noch nicht 
einmal 500 DM aus, während bei Ein­
kommen zwischen 2500 und 5000 DM 
durchschnittlich fast 3000 DM zur 
Verfügung standen. Was für dieses 
Geld zu haben ist, schwankt beträcht­
lich, nämlich von den Fahrtkosten zum 
Wohnsitz von Verwandten, die einen 
auf der Couch übernachten lassen, bis 
zu allerhand Sachen, die mit Lust eine 
Menge zu tun haben.
Quellenhinweis: Informationsdienst des Instituts der deut­
schen Wirtschaft vom 3.2. 1983. Urlaubs- und Erholungs­
reisen 1980/81, Reihe 7.3, Hrsg. Statistisches Bundesamt 
Wiesbaden, Dezember 1982

Öffentlicher Dienst
Bundesregierung mobilisiert Dienst 
auf sicht gegen den Lohnkampf
Wenn dieser Artikel erscheint, hat die 
Große Tarifkommission der Gewerk­
schaft ÖTV gerade über die Forderung 
für die Lohn- und Gehaltsauseinander­
setzung 1983 im öffentlichen Dienst 
entschieden. Grundlage für diese Ent­
scheidung war u.a. eine ,,Unterrich­
tungsvorlage für die Sitzung der Gro­
ßen Tarifkommission am 10./11.12. 
1982“. Dieses Positionspapier faßt ein 
Erhöhungsvolumen von 6% ins Auge 
und stellt bezüglich der Struktur der 
Forderung zur Diskussion: a) eine rei­
ne Prozentforderung von 6%; b) 6%, 
mindestens aber 130 DM; c) 4% plus 
50 DM; d) 130 DM Festgeld. Soweit 
uns bekannt, hat die Beratung unter 
den Gewerkschaftsmitgliedern ein star­
kes Votum für Festgeld bzw. für einen

Sitzung der Großen Tarifkommission der Gewerkschaft ÖTV am 10.12.82.

Mindestbetrag ergeben, wobei die 
Spanne für den Mindestbetrag von 90 
DM bis 180 DM reicht.

Gegen das Interesse, insbesondere 
dem beschleunigten Absinken des Re­
allohns der am schlechtesten bezahlten 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
durch einen Mindestbetrag eine Grenze 
zu ziehen, versucht die Bundesregie­
rung die Dienstaufsicht und solche, die 
sich für Dienstaufsicht halten, zu mo­
bilisieren. Systematisch versucht die 
Bundesregierung, die Standespolitik 
solcher Organisationen wie die des 
Deutschen Beamtenbundes (DBB) und 
die der Deutschen Angestellten Ge­
werkschaft (DAG) für ihre Lohnsen­
kungspläne nutzbar zu machen.

Gegenüber dem Deutschen Beam­
tenbund (DBB) hat die Bundesregie­
rung deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß die Beschränkung der Besoldungs­
anpassung zum 1. Juli 1983 auf 2% 
keineswegs gegen die Angehörigen des 
gehobenen und höheren Dienstes ge­
richtet sei. So berichtet die Februaraus­
gabe der Monatszeitung des Deutschen 
Beamtenbundes: „Eine vorrangige 
Aufgabe sieht Kohl darin, mehr Lei­
stungsgerechtigkeit in die berufliche 
Entwicklung zu bringen, um damit 
auch die Leistungsbereitschaft der Be­
amten zu erhalten und zu stärken.“

Kohls Innenminister Zimmermann 
referierte dann auf der 24. Beamtenpo­
litischen Arbeitstagung des DBB vf

die ,, Leistungsgerechtigkeit ‘ ‘ trium­
phieren solle: „Eine weitere leistungs­
feindliche Nivellierung über Sockel-, 
Fest- oder Einmalbeträge darf es nicht 
geben. Denn der öffentliche Dienst 
muß gerade für leistungsbereite Bewer­
ber attraktiv bleiben.“ Die Leistung 
der Antreiberei, der Kontrolle, der 
Schikane, kurzum die Leistung, andere 
zu Höchstleistungen zu treiben, die soll 
durchaus belohnt werden. Für diejeni­
gen aber, die zu diesen Höchstleistun­
gen getrieben werden, bleibt nur Spott 
und Hohn. Für sie soll das 2%-Diktat 
mit voller Brutalität durchgesetzt wer­
den, während der Dienstaufsicht eine 
Verbesserung der Besoldungss/ruÄ7ur 
in Aussicht gestellt wird.
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Das Streikrecht für Beamte ist kein 
juristisches Problem
Hauptvorstand der Gewerkschaft 
ÖTV am 23. November 1982:
„Die noch herrschende Meinung in 
Politik und Rechtsprechung schließt 
unter Auslegung von Artikel 33 Ab­
satz 5 Grundgesetz den Beamten­
streik aus. Danach haben Beamte 
nicht das volle Koalitionsrecht aus 
Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz wie 
alle anderen Arbeitnehmer. Diese In­
terpretation von Beamtenrechten 
durch Politik und Rechtsprechung in 
der Bundesrepublik Deutschland ist 
im internationalen Vergleich eine 
Minderheitsmeinung.“

Die Frage, ob Beamte verhandeln 
und streiken dürften, sei ein politi­
sches und kein juristisches Problem. 
„Gelöst wird es deshalb durch ge­
werkschaftliches Handeln der Beam­
ten und nicht durch Rechtspre­
chung.“ (1)

Bundesjustizminister Engelhard: 
„Das Beamten Verhältnis sei im Inter­
esse der Bürger im Grundgesetz vor­
gesehen, um die Erfüllung des Kern­
bereichs staatlicher Aufgaben unbe­
dingt zu gewährleisten. Das bedeute 
weder eine Ungleichbehandlung des 
Beamten gegenüber Arbeitnehmern 
noch eine Einschränkung des Koali­
tionsrechts. Engelhard wandte sich 
mit gleichem Nachdruck gegen streik­
ähnliche Maßnahmen oder Streik­

aufrufe, die ebenso wie ein Beamten­
streik nicht in Einklang stünden mit 
der verfassungsrechtlichen Zielset­
zung, die unbedingte Aufgabenerfül­
lung durch Beamte sicherzustel­
len.“ (2)

Bundesinnenminister Zimmermann: 
„Das besondere Dienstrecht der Beam­
ten ist kein Relikt des Obrigkeitsstaa­
tes. Die Treuepflicht der Beamten steht 
im engen Zusammenhang mit der 
Volkssouveränität. Der Gesetz gewor­
dene Wille des Volkes muß in einem 
demokratischen Staat unabhängig von 
Gruppeninteressen durchsetzbar sein. 
Deshalb kann es kein Streikrecht für 
Beamte geben.

Dies ist für mich ein eherner Grund­
satz, an dem ich von niemandem rüt­
teln lasse. Unsere Bürger müssen dar­
auf vertrauen können, daß die öffentli­
che Verwaltung stets funktionsfähig 
ist. Daher verhalten sich Beamte recht­
mäßig, die bei einem Streik der Arbeit­
nehmer des öffentlichen Dienstes auf 
Anordnung ihrer Dienststelle für die 
Allgemeinheit Dienstleistungen über­
nehmen.

Darin liegt keine Einschränkung des 
Koalitionsrechts der Arbeitnehmer. 
Die Sicherung der Aufgaben der öf­
fentlichen Verwaltung entspricht der 
Zweckbestimmung des Berufsbeam­
tentums.

Wenn wir an der von unserer Ver­
fassung vorgesehenen Gliederung des 
öffentlichen Dienstes in zwei Status­
gruppen festhalten, so bedeutet dies 
keineswegs eine geringere Bewertung 
der Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes. Das findet auch in der Aus­
gestaltung der Rechtsverhältnisse sei­
nen Ausdruck. Ein Einheitsdienst­
recht aber kann es schon deshalb 
nicht geben, weil die Verfassung das 
durch die Treuepflicht geprägte be­
sondere Dienstrecht für Beamte ver­
langt.“ (3)
(1) zitiert nach ötv-magazin 12/82; (2) und (3) Redebei­
träge auf der 24. Beamtenpolitischen Arbeitstagung des 
DBB, zitiert nach „Der Beamtenbund“ Februar 1983

Beamte fordern Streikrecht, Demon­
stration am 7.9.82 in Bonn.

Die minimalen Erfolge, die durch 
Festgeldabschlüsse, Mindestabschlüsse 
und Sockel/Prozentabschlüsse im öf­
fentlichen Dienst in den 70er Jahren er­
reicht wurden, sollen wieder rückgän­
gig gemacht werden. Das ist die Strate­
gie, mit der die Bundesregierung den 
Deutschen Beamtenbund gegen den 
Lohnkampf im öffentlichen Dienst 
mobilisieren will. Und das ist auch 
schon ein gutes Stück weit gelungen. 
So kritisiert der DBB das 2% -Besol­
dungsdiktat nur deshalb, weil es den 
Kapitalisten nicht gelingt, die 2%-Mar- 
ke auch gegen die Industriearbeiter 
durchzusetzen, und fordert eine „An­
passung von Besoldung und Versor­
gung an die allgemeine durchschnittli­
che Einkommensentwicklung“.

In die Strategie der Bundesregierung 
gegen den Lohnkampf im öffentlichen 
Dienst ist die Deutsche Angestellten 
Gewerkschaft (DAG) ebenfalls bereits 
einbezogen. Einen Tag nachdem der 
Bundesvorstand der DAG von Kohl 
und Blüm empfangen wurde, veröf­
fentlicht die DAG einen „Musterver­
trag für die Vermögensbeteiligung“. 
Zweck dieses Unternehmens ist es, daß 
die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes auf die Auszahlung eines Teils 

der Lohnerhöhung verzichten und die­
ses Geld dem Staat in Form von festver­
zinslichen Schuldverschreibungen lei­
hen. Mit den so vorenthaltenen Lohn­
geldern wird der staatliche Gewaltap­
parat aufgerüstet, und ob der einzelne 
Gläubiger den Kredit zurückgezahlt er­
hält und die Zinsen einstreichen kann, 
das hängt davon ab, wie weit es dem 
Staatsapparat gelingt, sich das dafür 
notwendige Geld durch die Steueraus­
plünderung oder die Nichtfinanzierung 
sozialer Leistungen zu besorgen. Auf 
diese Weise sollen die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes ein positives 
Interesse an der Durchsetzung der je­
weiligen Regierungspolitik entwickeln.

Gegen diese Angriffe ist die Gegen­
wehr der ÖTV schwach entwickelt. 
Wie kann die Kampfbereitschaft der 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
zur Aktion werden, wenn der Ge­
schäftsführende Hauptvorstand der 
ÖTV den Lohnkampf in erster Linie 
damit begründet, daß von 1975 bis 
1981 im öffentlichen Dienst der An­
stieg der durchschnittlichen Bruttolöh­
ne und -gehälter rund 33%, in den 
übrigen Bereichen der Volkswirtschaft 
aber 45% betrug? Daß man jahrelang 
schlecht gekämpft hat und deshalb die­

ses Jahr das Recht habe, besser zu 
kämpfen, ist ein schlechtes Argument. 
Dabei würden die Arbeitsbedingungen 
und die Lebensumstände, denen die 
Mehrheit der Lohnabhängigen des öf­
fentlichen Dienstes unterworfen ist, ein 
reiches Reservoir für die Begründung 
der Lohnforderung bilden.
Quellenhinweis: Der Deutsche Beamte, Zeitschrift des 
DGB; Der Beamtenbund, Monatszeitung des DBB; ötv- 
magazin; BWK, Nachrichtenheft 05; Wirtschaft und Stati­
stik, 8/1982

Lohnbewegung Metall
Nachgiebigkeit macht 
Kapitalisten unverschämt

Zum 28. Februar, genau an dem Tag, 
an dem die Friedenspflicht in der Me­
tallindustrie endet, hat Bundeskanzler 
Helmut Kohl die Gewerkschaften und 
Kapitalisten zum Gespräch eingeladen. 
Über die Absichten der Kapitalisten 
und der Regierung schreibt der lohn­
politische Kommentator der FAZ, 
Emst Günter Vetter: „Sie (die meisten 
Gewerkschaftsmitglieder) sind mit ei­
ner Lohnpolitik einverstanden, die 
nicht mehr hohe Forderungen durch­
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zusetzen versucht, sondern mit der Le­
bensfähigkeit der Unternehmen zu­
gleich Arbeitsplätze sichert. Aus dieser 
Sicht werden Gespräche zwischen Ta­
rifparteien und Regierung auf die Ar­
beitnehmer wie ein Symbol wirken, 
daß hier vorwiegend zu ihrem Nutzen 
Auswege aus der Krise gesucht werden. 
Auch zwischep Unternehmen und Be­
legschaften bfeitet sich in solcher Zeit 
oft ein Gefühl der Gemeinsamkeit aus. 
Beispiele mehren sich, daß Arbeitneh­
mer zu speziellen Opfern bereit sind, 
wenn ,ihr‘ Unternehmen gerettet wer­
den kann. Klassenkampf ist da nicht 
mehr gefragt.“

Flankenschutz für die Kapitalisten 
genau zu diesem Zeitpunkt erscheint 
der Regierung nötig, weil sich in ziem­
lich vielen Gewerkschaftskörpern die 
Anzeichen mehren, daß die Metallar­
beiter durchaus gewillt wären, den Zu­
mutungen der Kapitalisten durch 
Kampf entgegenzutreten. Eine ganze 
Reihe von Vertrauensleutekörpern be­
kräftigte ihre Bereitschaft zum Streik, 
an den verschiedenen Verhandlungsor­
ten haben Metallarbeiter vor und in 
den Verhandlungsälen demonstriert, 
gegen Ende der Friedenspflicht sollen 
in allen Tarifbezirken Vollversamm­
lungen der IGM-Funktionäre stattfin­
den. Die Bundesregierung hat aller­
dings auch genügend Anhaltspunkte, 
daß sie sich mit diesem erneuten Ein­
greifen in die Lohnbewegung keines­
wegs zu weit vorwagt. IGM-Tarifex- 
perte Janßen weiß auf das Angebot 
von 2,5% Lohnerhöhung ab Mai, wel­
ches auf zwölf Monate umgerechnet 
genau den 2% entspricht, welche d.ie 
Bundesregierung für die Beamten dik­
tiert hat, nur zu antworten: „In allen 
Tarifgebieten muß unsere Bereitschaft 
zu zügigen Verhandlungen erneut 
deutlich gemacht werden.“ Bisher 
weiß kein normales Gewerkschaftsmit­
glied, ob, wo und wann nach Auslau­
fen der Friedenspflicht gestreikt wer­
den soll, fest steht nur, daß nach der 
,,Taktik der neuen Beweglichkeit“ 
nicht einheitlich gekämpft werden soll. 
Hinzu kommt, je mehr von gewerk­
schaftsoffizieller Seite statt einer be­
stimmten Forderung die Forderung 
nach Inflationsausgleich in den Vor­
dergrund geschoben wird, desto 
schneller häufen sich die Meldungen, 
die Inflation sinke unaufhörlich und 
umso offener wird, für welche Forde­
rung nun schlußendlich gekämpft wer­
den soll.

Die Kapitalisten testen derweil aus, 
wie weit sie es treiben können. Sie nut­
zen dabei das Zögern der Gewerk­
schaftsspitze, einen wirkungsvollen 
Lohnkampf zu organisieren, bis zur 
Neige aus. Deutlich sichtbar verstärken 
sie im Verein mit Regierung, bürgerli­
cher Presse und Wirtschaftsinstituten 
den politischen Druck auf die Gewerk­
schaften. Ein Abschluß von 3,5% sei 

denkbar, wenn er ,,Öffnungsklauseln“ 
enthalte, die ,, schlechtergeh enden Be­
trieben“ erlauben, niedriger abzu­
schließen. Gleichzeitig verbreitet das 
,,Handelsblatt“ das Gerücht: „Die IG 
Metall soll in München angedeutet ha­
ben, daß sie bei einer Tarifforderung 
von 3,5% abschlußbereit sei.“

Die Propaganda des Typs: „Den Ge­
werkschaften laufen die Mitglieder 
weg, weil sie so unvernünftig hohe 
Lohnforderungen stellen“ oder: „Die 
Masse der Arbeitnehmer ist zu Lohn-

DGB-Demonstration in Stuttgart, 
30.10. 1982

Senkungen bereit“, kann überhaupt 
nur wirken, solange keine Urabstim­
mung für Streik statt gefunden hat.

Die Absicht der Metallkapitalisten 
ist, zumindest bis zum 6. März größere 
Streiks unter fest bezifferten Forde­
rung zu vermeiden. Darin besteht ihre 
Schwäche, die immer noch ausgenutzt 
werden kann.
Quellenhinweis: Handelsblatt; FAZ; Der Gewerkschafter; 
BWK, Nachrichtenhefte

Berufsverbote
Posthumes Urteil gegen 
Prof. Brückner

Im Oktober 1981 wurde Peter Brück­
ner, Hochschullehrer an der Universi­
tät Hannover, zu einer Disziplinarstra­
fe verurteilt, die eine 10%ige Gehalts­
kürzung für die Dauer von vier Jahren 
vorsah. Dem damals seit 1977 schwe­
benden Verfahren war die Suspendie­
rung Peter Brückners verbunden mit 
Haus- und Lehrverbot vorausgegan­
gen. Gründe für diese Maßnahmen sah 
das zuständige Ministerium in dem In­
halt verschiedener mündlicher und 
schriftlicher Äußerungen Brückners.

Gegenstand der „Anschuldigungs­
schrift“ waren: 1. ein Interview, das 
Brückner 1977 einem niederländischen

Journalisten gab und das auszugsweise 
in den Niederlanden gesendet wurde. 
2. Die Veröffentlichung des „Buback- 
Nachrufes“ zusammen mit 47 anderen 
Hochschullehrern. 3. Ein Interview im 
Spätsommer 1977, das Brückner einer 
Westberliner Fachschaft gab. 4. Die 
Herausgabe einer Broschüre zum „Bu- 
back-Nachruf“.

Das Ministerium beantragte die Ent­
lassung aus dem Beamten Verhältnis. 
Nachdem das Disziplinargericht in er­
ster Instanz diesem Antrag nicht nach­
kam, hätte Brückner seine Lehrtätig­
keit fortsetzen können. Dazu war er 
aber gesundheitlich nicht mehr in der 
Lage - er starb im April 1982 an den 
Folgen eines Herzleidens im Alter von 
59 Jahren. Zuvor hatte er noch Beru­
fung gegen das Urteil des Disziplinar­
gerichtes eingelegt.

Über diese Berufung konnte nicht 
mehr verhandelt werden. Trotzdem 
hat die niedersächsische Landesregie­
rung und ihre Disziplinarjustiz einen 
Weg gefunden, das Urteil posthum mit 
höchstrichterlicher Weihe zu versehen. ( 
Im niedersächsischen Disziplinarrecht 
gibt es die Möglichkeit, die Kosten ei­
nes nicht rechtskräftigen Verfahrens 
den Erben eines Verstorbenen aufzuer­
legen, falls kein Zweifel an den Dienst­
vergehen besteht. Das Gericht hatte 
keine Zweifel. Allein das der Westber­
liner Fachschaft gegebene Interview 
reicht nach dem kürzlich gefällten Be­
schluß der Disziplinarkammer des 
obersten Verwaltungsgerichtes von 
Niedersachsen, gegen den kein Rechts­
mittel möglich ist, für die verhängten 
Disziplinarmaßnahmen aus. Es geht 
dabei ausschließlich um folgende Äu­
ßerungen:

„(Der Beschuldigte) fand für die 
BRD als Staat nur herabsetzende Äu­
ßerungen, indem er ihn verächtlich als 
das „System“, als „Klassenstaat“ und 
als einen Staat bezeichnet, der nur 
noch parteilich im Sinne der herrschen- < 
den Klasse sei, vom Parlament und der 
Demokratie als eine „auf das Reprä­
sentationsprinzip gestützte bürgerliche 
Demokratie mit Staatsparteien“ 
spricht, „die in der Phantasie ihrer 
Vertreter die Interessen der Bevölke­
rung vertreten.“ (aus der Anschuldi­
gungsschrift)

Der neue Beschluß wurde ohne öf­
fentliches Verfahren und ohne die 
Möglichkeit umfassender Verteidigung 
gefaßt, die jetzt ohnehin unmöglich 
ist, weil der Disziplinierte tot ist. Ei­
gentlich dürfte dies nicht das letzte 
Wort in dieser Auseinandersetzung 
sein. Das schon deshalb, weil es wahr­
scheinlich das erste Urteil in der Ge­
schichte der BRD ist, durch das je­
mand nur wegen wissenschaftlicher 
Äußerungen mit Berufsverbot verfolgt 
wird.
Quellenhinweis: P.Brückner/A. Oestmann, Über die 
Pflicht des Gelehrten auch als Bürger tätig zu sein, Inter­
nationalismus Verlag Hannover, 1981
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Wohnungsgesetze
Bereicherung der Kapitalanleger durch Förderung 
und höhere Mieten
„Wir schützen die Mieter“ - „Die 
Mietenlüge der SPD“ - so tönt die 
CDU. „Das söziale Mietrecht muß ge­
rade in einer Zeit schwacher Bautätig­
keit unangetastet bleiben ... Die von 
der Rechtskoalition betriebene Woh­
nungspolitik auf dem Rücken der Mie­
ter gefährdet den sozialen Frieden, oh­
ne zur Steigerung des Wohnungsbaus 
beizutragen. Deshalb werden wir die 
von der Rechtskoalition bewirkten Än­
derungen rückgängig machen.“ (SPD, 
Regierungsprogramm 1983 - 87) So 
sucht die SPD von ihrer reaktionären 
Politik abzulenken.

Mit diesem Versprechen kann die 
SPD nur folgendes meinen: 1. Zur Be- 

^gründung von Mieterhöhungen sollen 
S^iur Vergleichswohnungen herangezo­

gen werden, die vor höchstens fünf 
Jahren (jetzt drei Jahren) vermietet 
wurden (bisher alle Wohnungen). 2. 
Wohnungen aus dem eigenen Bestand 
sind nicht zugelassen (CDU/FDP: 
Wohnungsunternehmen können jetzt 
auch Mietwohnungen aus dem eigenen 
Bestand zur Begründung von Mieter­
höhungen heranziehen.) und 3. Staf­
felmieten werden nur für Neubauwoh­
nungen zugelassen, nicht für bestehen­
de. Angesichts der noch von der SPD/ 
FDP beschlossenen und jetzt zusätz­
lich beschlossenen Maßnahmen ist die 
Differenz zwischen SPD und CDU/ 
FDP sehr gering.

Betrachtet man die Maßnahmen des 
letzten Jahres und die neuen Maßnah­
men, so fällt die eindeutige Begünsti­
gung für Renditeobjekte auf. Fast 

_zehn Mrd. DM werden 1983 auf Grund 
f dieser Maßnahmen Besitzern von Miet­

wohnungen in die Taschen fließen, 
wenn der Mieterhöhungsspielraum von 
30% nur zu % durchschnittlich in drei 
Jahren ausgenutzt wird. Andererseits 
müssen die Mieter mit Kürzungen bzw. 
Mieterhöhungen von acht Mrd. DM 
rechnen (vgl. Tabelle). Die selbstnut­
zenden Eigenheimbesitzer sind in der 
Summe zwar nicht belastet, aber da die 
steuerlichen Vergünstigungen um so 
größer sind, je höher das Einkommen 
ist, stellt sich eine Belastung zuerst bei 
den niedrigen Eimkommen ein. Die 
„kostenneutrale“ Änderung der 
Grunderwerbsteuer (Senkung des Steu­
ersatzes von 7% auf 2% und Abschaf­
fung der Grunderwerbsteuerbefreiung, 
die nur für selbstgenutztes Eigentum 
galt) dient der Steuerentlastung von 
Renditeobjekten und belastet die 
selbstnutzenden Eigenheimbesitzer. 
Bei 200000 DM Kaufpreis eines Hau­
ses muß jetzt der selbstnutzende Eigen­

tümer 4000 DM zahlen, der Käufer ei­
nes Mietshauses von 1 Mio. DM zahlt 
jetzt 20000 statt 70000 DM.

Die niedrigsten Mieten werden am 
stärksten erhöht und gleichzeitig wird 
das Wohngeld gekürzt. Z.B. ein Vier- 
Personenhaushalt mit einem Brutto­
einkommen von 2500 DM und 400 DM 
Ausbildungsvergütung (Vater erwerbs­
tätig und 80% behindert) zahlt 600 DM

Finanzielle Auswirkungen 1983 der Operation 82 und 83 (in Mrd. DM)
Rendite
Objekte

selbstnutzende
Eigentümer

Mieter bzw. unte­
re u. mittl. Eink.

SPD/FDP Beschlüsse:
Kürzung Sparförderung ca. - 1,2
Kürzung Wohngeld ca. — 0,4
höhere Mieten soziale Wobau - 1,4
Erhöhung degressive Abschreibung + 0,5 + 0,5

(von 3,5% aüf 5%
Erhöhung Abschreibungsgrenzen + 0,3 + 0,3
Abschaffung ,,unechter“ Zwei­ - 0,4

familienhäuser
CDU/FDP Beschlüsse
Wohngeldkürzung (84: 0,2 - 0,3) - 0,1
Mieterhöhung durch Staffelmieten, + 4,7 - 4,7

Erhöhung Vergleichsmiete usw.
(bei 20% Erhöhung in 3 Jahren)

Grunderwerbsst. von 7% auf 2% + 3,0 - 3,0
(Abschaffung Befreiung)

Zinshilfe Eigenheim + 0,5
Schuldzinsabzug (1984: 2 Mrd.DM) + 0,6 + 0,6
Sonderprogramm sozialer Wobau + 0,8

(nur 2. Förderungsweg)
Summe 1983: + 9,0 - 0,8 - 7,8
Quelle: WSI-Mitteilungen 10/82, Bundesbaublatt 1/83, u.a.

Wer arm ist, soll in Löchern hausen. Angebot der Möbelindustrie für die enge 
Wohnung (links). Altbau in Hamburg (rechts).

Miete und bekommt bisher 104 DM 
Wohngeld. Zukünftig bekommt er 
keins mehr. Das Wohngeld wurde bei 
denen gekürzt, die noch andere Sozial­
leistungen bekommen, also bei den un­
tersten Einkommensgruppen.

Im letzten Jahr hat die SPD/FDP 
die Voraussetzungen zur Anhebung 
der niedrigen Mieten im Sozialen Woh­
nungsbau der 50er und 60er Jahre über
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Niedrige Löhne und hohe Reproduktionskosten 
zwingen zur „Ghettobildung“
1982 lag der Ausländeranteil in Ham­
burg bei knapp unter 10%. Haupt­
wohngebiete der ausländischen Ar­
beiter sind die alten Arbeiterviertel 
nördlich und südlich von Elbe und 
Hafen: St. Pauli, St. Georg, Altona, 
Wilhelmsburg und Harburg. Allein 
in sieben von über 100 Ortsteilen sind 
35% aller ausländischen Familien 
konzentriert. In St. Pauli stieg der 
Anteil ausländischer Bewohner an 
der Gesamtwohnbevölkerung von 
1975 auf 1981 von 20% auf über 
40%.

Bereits 1975 hat eine städtebauli­
che Untersuchung des Senats erge­
ben, daß in annähernd 700 sanie­
rungsbedürftigen Wohnblocks 36% 
aller Ausländer wohnen gegenüber 
11% der deutschen Bevölkerung.

Als Beispiel soll im weiteren St. 
Pauli dienen. Die letzte Hamburger 
Wohnungszählung von 1969 wies für 
St. Pauli 69% aller Wohnungen mit 
einem Baudatum bis 1900 aus, 79% 
aller Wohnungen waren nur mit Koh­
le, Holz oder Torf beheizbar, 60% 
verfügten über kein Bad oder Dusche 
und fast 9% hatten keine eigene Toi­
lette in der Wohnung. Zum gleichen 
Zeitpunkt betrug in Hamburg insge­
samt der Anteil bis 1900 gebauter 
Wohnungen nur noch 12%.

Diese miserablen Wohnungen sind 
vielfach extrem gesundheitsschäd­
lich. Wegen der damals üblichen Hin­
terhofbau weise fällt zu wenig Licht 
und Sonne ein, Instandsetzungen sind 

seit zig Jahren nicht mehr vorgenom­
men worden, die Fenster und Treppen­
häuser entsprechend morsch, die Woh­
nungen feucht und voll Schwamm. Sa­
nierungen in diesem Gebiet haben zwar 
zu einer Abnahme des Gesamtwoh­
nungsbestandes geführt und zur Ver­
teuerung einiger Wohnungen, insge­
samt aber ist das Bild wenig verändert.

Aus mehreren Gründen sind die Sa­
nierungsgebiete Hauptwohngebiete 
ausländischer Familien geworden. 
Lange Zeit waren diese Wohnungen 
billiger wegen ihres miserablen Stan­
dards und ihrer geringen Größe. Wer 
irgend konnte, zog in besser ausgestat­
tete, größere Sozialwohnungen. Die 
Reproduktionskosten vieler Auslän­
derhaushalte liegen aber höher als ver­
gleichbarer westdeutscher. Es müssen 
Unterstützungßzahlungen geleistet wer­
den für Familienangehörige in der Hei­
mat, die Besuchsreisen verschlingen 
große Summen und Rücklagen für eine 
mögliche Rückkehr werden auch ge­
macht. Zudem sind immer noch mehr 
als 60% aller ausländischen Arbeiter 
als unausgebildete Arbeitskräfte be­
schäftigt mit erheblich niedrigerem 
Lohn. All dies zwingt ?u Einsparungen 
vor allem bei den Miet kosten.

Weitere Gründe liefert das Auslän­
dergesetz. Für den Familiennachzug 
muß ausreichender Wohnraum nach­
gewiesen werden (acht qm je Person 
einschließlich Küchenfläche), ebenso 
für Verlängerung der Aufenthaltsge­
stattung. Familiennachzug bedingt 
aber keine Dringlichkeit auf Vergabe 

einer Sozialwohnung. Das zwingt die 
Arbeiter, auf dem freien Markt zu neh­
men, was zu kriegen und zu bezahlen 
ist. Seit in Hamburg extremer Woh­
nungsmangel herrscht, sind gerade die 
ausländischen Wohnungssuchenden 
doppelt der Despotie der Wohnungsei­
gentümer ausgeliefert. Dazu ein Bei­
spiel: „Die erste Unterkunft von A. 
war ein Firmenwohnbeim. Dort wohn­
te er mit fünf weiteren Personen in ei­
nem Zimmer. Danach hat er zur Un­
termiete gewohnt und 120 DM für ein 
Dreibettzimmer gezahlt. Die dritte Un­
terkunft war auch ein Untermietzim­
mer. Die vierte Bleibe war eine Drei­
zimmerwohnung ohne Bad und Hei­
zung. Die Miete betrug 400 DM, er 
mußte einen Abstand von 3000 DM 
zahlen. Beim Auszug nach einem Jahr 
bekam er nur die Hälfte wieder. Die er-

In Hamburg sicher noch einige tau­
sendmal vorhanden: die Toilette im 
Treppenhaus.

die Anhebung der Zinsen beschlossen. 
Dies trifft nicht nur die Mieter, die bis 
zu 0,70 DM je qm mehr Miete zahlen 
sollen, sondern auch die selbstnutzen­
den Eigenheimbesitzer, die in den 50er 
und 60er Jahren zinsgünstige Darlehen 
erhalten hatten. Jetzt müssen sie mit 
Mehrbelastungen zwischen 35 und 70 
DM pro Monat rechnen.

Bei den nicht öffentlich geförderten 
Wohnungen ging es der SPD/FDP 
ebenfalls um die Anhebung der niedri­
gen Mieten. Dazu sollten die Ver­
gleichsmieten, also die Begründung für 
Mieterhöhungen, sich nicht mehr auf 
den Durchschnitt der insgesamt vor­
handenen Mietwohnungen beziehen, 
sondern nur noch auf die Wohnungen, 
die in den letzten fünf Jahren neu ver­
mietet wurden, d.h. was der Markt bei 
Neuvermietung hergibt, sollte auch für 
bestehende Miet Verhältnisse gelten. 
Außerdem sollte bei der Anwendung 
der Mietspiegel nicht mehr der Mittel­
wert zur Begründung der Mieterhö­
hung genommen werden, sondern

Subventionen: Mietwohnungen / Eigentum (1980)
Eigentum 

4,1 Mrd. DM
0,4 Mrd. DM
1,3 Mrd. DM
3.5 Mrd. DM
2.6 Mrd. DM
1,3 Mrd. DM 
keine Angabe 
0,1 Mrd. DM

7b Abschreibung 
7(5) Abschreibung 
Grundsteuererleichterung 
Grunderwerbsst. erleichter. 
Bausparvergünstigung 
Soz. Wobau (Eigentum) 
Steuerersparnis Zinsen 
Lastenzuschuß

13,3 Mrd. DM (ohne Zinsabschreibung) 4,1 Mrd. DM
Quelle: DIW-Wochenbericht 50/80, S. 518; Wirtschaft und Statistik 9/80, S. 627, Tab. 3; Wohngeld- und Mietenbericht 
1981, Bundestags-Drucksache 9/1242

auch der oberste Wert der angegebe­
nen Mietspanne. War der Mietspiegel 
ohnehin schon mietpreistreibend für 
die niedrigen Mieten (vgl. PB Nr. 3/83, 
S. 22), so ist er jetzt ein Instrument zur 
Ermittlung der Marktmiete, wodurch 
die niedrigen Mieten wegen der größ­
ten Nachfrage am stärksten steigen. 
Ob fünf oder drei Jahre - das macht 
praktisch kaum einen Unterschied. Die

Mietwohnungen -----------------------------------------------------
1,9 Mrd. DM Soziale Wobau (1979)
0,5 Mrd. DM gemeinnützige 

Unternehmen
1,7 Mrd. DM Wohngeld

Staffelmiete ist auf Anregung der Le­
bensversicherungsunternehmen von 
der SPD/FDP zunächst für den Neu­
bau vorgeschlagen worden, da diese 
mit 100% Eigenkapital eine langfristig 
rentierliche Anlage suchen. Eine öf­
fentliche „Förderung“ ist nur durch 
gesicherte Mieterhöhungen möglich. 
Daß die CDU/FDP jetzt auch Staffel­
miete und Vergleichsmieten für den ei­
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sten vier Monate soll die Wohnung auf 
den Namen eines Deutschen gelaufen 
sein und wie er sagt, war auf dem Miet­
vertrag die Miethöhe mit 125 DM an­
gegeben. Er hatte die Wohnung über 
einen Makler bekommen. Es blieb ihm 
nichts anderes übrig, als alle Bedingun­
gen zu akzeptieren, weil er seine Frau 
und sein Kirid nachholen wollte“.

Der Anteil ausländischer Familien in 
Sozialwohnungen entspricht in Ham­
burg etwa ihrem Bevölkerungsanteil, 
obwohl er nach den Einkommensgren­
zen erheblich höher liegen müßte. Al­
lerdings sind Ausländern die neuen So­
zialwohnungen genauso wie einkom­
mensschwachen deutschen Familien 
weitgehend verschlossen. So betrug ihr 
Anteil am Erstbezug von Wohnungen 
1975 nur 1%.

Der Anteil ausländischer Familien 
an Wohnungsnotfällen ist allerdings 
erheblich größer als ihr Anteil an der 
Bevölkerung. Da Familiennachzug als 
Dringlichkeit ausscheidet, liegt dies 

^^hauptsächlich an den unzumutbaren 
Wohnverhältnissen. ,,B hat bis heute 
dreimal die Unterkunft gewechselt. Die 
erste war ein Kellerraum ohne sanitäre 
Anlagen. Er hat dort drei Jahre lang 
gewohnt. Die zweite Wohnung war ei­
ne Zweizimmerwohnung ohne Bad 
und Heizung in Elmshorn. Er mußte 
die erste und die zweite Wohnung räu­
men, da sie behördlicherseits geräumt 
wurden. Seine dritte Wohnung war in 
Altona, wieder zwei Zimmer ohne Bad 
und Heizung ... Er sagt, daß die 
Wohnung naß wie ein Schwamm gewe­
sen wäre“. ,,C erzählte, seine erste Un­
terkunft sei eine feuchte Kellerwoh­
nung gewesen mit zwei Zimmern. Sie 
haben dafür 500 DM Miete gezahlt.

Die Wohnung wurde dann polizeilich 
geräumt, da sie für Wohnzwecke ein­
fach nicht mehr geeignet war. Seine 
zweite Wohnung sei auch nicht viel 
besser gewesen“.

Während in Hamburg schon 1969 
offiziell auf eine Person 1,5 Räume ka­
men, wohnen ausländische Familien 
sehr beengt. Ein Sozialarbeiter aus St. 
Pauli erzählt dazu einige typische Fälle 
aus der Statistik: eine Familie, vier 
Personen in einer Dreizimmerwohnung 
mit 50 qm, mit Ofenheizung ohne Bad 
für 270 DM Kaltmiete; eine Familie, 
drei Personen in einem Zimmer zu 30 
qm, Küchen- und Badbenutzung, 290 
DM warme Miete; eine Familie, drei 
Personen in einer Zweizimmerwoh­
nung mit 40 qm, ohne Bad, mit Zen­
tralheizung, Kaltmiete 350 DM; eine 
Familie, fünf Personen in einer Drei-

Beengte Wohnverhältnisse für auslän­
dische Arbeiter, die mit ihren Familien 
zusammen wohnen.

zimmerwohnung mit 62 qm mit Gas­
heizung, 300 DM Kaltmiete.

In Hamburg sind zwischen 30 und 
40% des Gesamtwohnungsbestandes 
mit öffentlichen Mitteln verschieden­
ster Art gefördert. Bei einem Teil da­
von sind die Wohnungsämter zuwei­
sungsberechtigt. Mittlerweile gehen 
aber verschiedene gemeinnützige 
W ohnungsbaugesellschaften dazu 
über, für Wohnungen Sperrvermerke 
,,nicht für Ausländer“ festzulegen, 
um dadurch weitere „Ghettobil­
dung“ zu verhindern. Auf einem 
wohnungspolitischen Seminar der 
GEWOS (Gesellschaft für Woh- 
nungs- und Siedlungswesen) 1982 mit 
Vertretern der Behörden und Woh­
nungsbaugesellschaften wurde aller­
dings die These der „freiwiligen 
Ghettobildung“ als nicht beweisbar 
verworfen. Es sind eher die niedrigen 
Löhne, höheren Reproduktionsko­
sten, die in die „Ghettos“ zwingen.

Solange die Versorgung der arbei­
tenden Bevölkerung mit ausrei­
chend großem und bezahlbarem 
Wohnraum eine Frage des Profits 
und der Grundrente bleibt, wird 
sich daran nicht viel ändern können. 
Auf dem Seminar kamen von den 
W ohnungsbaugesellschaften auch 
Vorschläge, Wohnsiedlungen für 
Ausländer mit Minimalstandard, 
d.h. ohne Zentralheizung und Bad, zu 
bauen zu niedrigeren Mieten. Das ist 
angesichts hunderttausender solcher 
Wohnungen aus den 50er und frühen 
60er Jahren nichts anderes als der 
Vorschlag, den Standard im Woh­
nungsbau insgesamt wieder zurück­
zuschrauben, nicht nur für ausländi­
sche Familien.

gen en Bestand zulassen, zeigt nur, daß 
sie durch die reaktionären Positionen 
der SPD/FDP nach rechts Spielraum 

' "haben.
Aber halt, was ist mit dem Sozial­

wohnungsprogramm der CDU/CSU/ 
FDP? Werden da nicht wenigstens 
Mietwohnungen gebaut? Nur % des 
Sonderprogramms von 1 Mrd. DM ist 
für den Mietwohnungsbau vorgesehen, 
3A zielen auf Eigentumsmaßnahmen.

Die Konzentration der jüngsten 
wohnungspolitischen Maßnahmen auf 
Erhöhung der Rendite und Förderung 
hoher Einkommen ist jedoch keines­
wegs Ausdruck davon, daß der soziale 
Mietwohnungsbau, die Förderung von 
gemeinnützigen Wohnungsunterneh­
men und das Wohngeld so große Un­
summen verschlingen, daß es jetzt an 
der Zeit ist, auch mal an die not leiden­
den Rentiers zu denken. Ganz im Ge­
genteil. 3A der Subventionen auf dem 
Wohnungssektor flössen 1980 an Ei­
gentümer und nur % wurden für 
Wohngeld und sozialen Wohungsbau 

aufgewendet (vgl. Tabelle 2). Dabei ist 
noch nicht einmal die Steuerersparnis 
durch den Schuldzinsabzug eingerech­
net, die beim Bauherrenmodell z.B. 
über 2A der öffentlichen Förderung 
ausmacht (vgl. BT-Drs 9/1708). In den 
letzten Jahren wurde die öffentliche 
Förderung immer stärker auf die indi­
rekte Förderung verlagert. Betrug z.B. 
1971 die St euerer sparnis aus §7, §54 
EStG und §82a ESTDV 0,9 Mrd. DM, 
so stieg sie 1981 auf 5 Mrd. DM. Die 
Auszahlungen öffentlicher Stellen im 
Wohnungsbau sind im gleichen Zeit­
raum von 2,5 auf 4 Mrd. DM gestiegen 
(1966: 4,9 Mrd. DM). Wobei hier die 
Eigentumsförderung enthalten ist.

Der Schrei des Kapitals nach höherer 
Rendite im Wohnungsbau ist nicht ein­
fach durch die Wirtschaftskrise be­
dingt, sondern langfristig angelegt. 
Deshalb werden systematisch alle 
Schranken für die Mieten eingerissen 
und die öffentliche Förderung auf 
Renditeobjekte konzentriert. Ein wich­
tiger Hemmschuh ist nach wie vor der

soziale Wohnungsbau und die gemein­
nützigen Wohnungsbaugesellschaften. 
„Aufgrund niedrigerer Baukosten der 
alten Sozialwohnungen wohnen deren 
Mieter nämlich billiger, während ande­
re Sozialmieter in Neubauwohnungen 
teilweise höhere Mieten zu zahlen ha­
ben als manche Mieter in freifinanzier­
ten Wohnungen. Wie zu erfahren ist, 
wird sogar darüber nachgedacht, die 
Bindungen ganz aufzugeben. Die Aus­
gleichsfunktion käme dann voll dem 
Wohngeld zu, das bei allen Plänen eine 
größere Bedeutung erhalten soll“ 
(Braunschweiger Zeitung, 16.2. 1983). 
Diese Begründung ist deshalb so verlo­
gen, weil ganz bewußt Ende der 60er 
Jahre von der SPD/FDP das Förde­
rungssystem des Sozialen Wohnungs­
baus so geändert wurde, daß erstens 
höhere Kostenmieten erzwungen wur­
den und zweitens die Mieten progressiv 
steigen würden. Die (höheren Kosten­
mieten kamen dadurch zustande, daß 
die Förderung durch meist zinslose 

I Baudarlehen zugunsten von Zinssub-
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Die Wohnungskapitalisten schlagen aus der Vermietung von Elendsquartieren an 
Ausländer enorme Profite

ventionen geändert wurden. D.h. die 
Finanzierung des Sozialen Wohnungs­
baus durch Marktkredite wurde erst­
mal eingeführt und die dadurch erhöh­
te Kostenmiete wurde dann durch 
Zinssubventionen, die alle drei Jahre 
abgebaut werden, gesenkt. Dadurch 
wurden nicht nur der staatliche Auf­
wand gesteigert und die Banken voll 

am Geschäft beteiligt, sondern auch 
die Mieten mußten überdurchschnitt­
lich steigen. Jetzt wird aber nicht diese 
Änderung angegriffen, sondern die 
günstigen Förderbedingungen der 50er 
Jahre.

Das Ziel ist die Abschaffung des So­
zialen Wohnungsbaus. Die einzige so­
ziale Komponente soll das Wohngeld 

sein. Daß die Mieten im Sozialen Woh­
nungsbau manchmal höher liegen als 
manche freifinanzierte Wohnung, mag 
in einzelnen Fällen stimmen. Im allge­
meinen stimmt es nicht (vgl. Bundes­
baublatt 10/1981). Aber die öffentli­
che Förderung des sozialen Woh­
nungsbaus ist niedriger nicht nur vom 
Volumen, sondern auch in DM pro qm 
gegenüber dem freifinanzierten Woh­
nungsbau. Die Förderung in DM pro 
qm ist beim Bauherrenmodell fast dop­
pelt so hoch wie beim Sozialen Woh­
nungsbau. Davon steht nichts in der 
bürgerlichen Presse. Kein Wunder, 
wenn trotz Rendite der freifinanzierte 
Wohnungsbau teilweise besser da steht 
als der Soziale Wohnungsbau.

Nun könnte ja eingewendet werden, 
wieso sind die Kapitalisten für die Er­
höhung der Mieten, denn dann müßten 
doch im Durchschnitt auch durch die 
folgenden Lohnkämpfe ihre Lohnko­
sten steigen. Das Interesse der Kapitali­
sten ist doch Lohnsenkung. Diesen Wi­
derspruch versuchen die Kapitalisten^ 
folgendermaßen zu lösen: Erstens' 
durch die Senkung des Wohnstandards 
und zweitens durch Erhöhung des Miet­
anteils am Einkommen. Angepeilt 
werden % bis 14 des Nettoeinkom-

USA: Die Besitzer von Einfamilienhäusern 
zahlen 40% ihres Einkommens an die Banken
Hierzulande preist die CDU das 
Wohneigentum als das höchste Gut, 
aas insbesondere mehr Arbeiter an­
streben sollen, um ihr Lebensglück 
zu finden. Der Blick auf die Entwick­
lung in den USA, wo fast zwei Drittel 
aller Wohnungen Eigentum der Fa­
milien sind, die darin wohnen, kann 
diese Propaganda ein Stück zurecht­
rücken. 1979 waren 65f4°/o aller 
Wohnungen Eigentum dieser Fami­
lien, in der BRD 37%. Auf Grund 
der großen Menge an vorhandenem 
bebaubaren Boden außerhalb der 
großen Städte konnten die Bodenspe­
kulanten in den USA nur in den 
Großstädten die Grundrente so hoch 
treiben, daß sie dort größere Wohn­
blocks mit hohen Mieteinnahmen 
bauten. Noch 1940 lag der Anteil des 
Wohneigentums am gesamten Woh­
nungsbestand unter 50%. Seitdem 
hat das Eigentum an Wohnungen 
rasch zugenommen. Die Finanz- und 
die Baukapitalisten haben nicht *pber 
das Eintreiben hoher Mieten in der 
Hauptsache ihr Kapital vergrößern 
können. Die Eigentümer von Einfa- 
milien-Häusem müssen statt der Mie­
ten jahrzehntelang Hypotheken mit 
hohen Zinsen zahlen.

Der Staat sicherte über die Steuer­
abzugsfähigkeit der Hypothekenzin­
sen und der Vermögenssteuern, daß 

das Geschäft des Finanzkapitals lief 
und die Hauseigentümer einen großen 
Anteil ihres Einkommens an die Ban­
ken zahlten. Von den Steuervergünsti­
gungen auf Hypothekenzinsen, die 
1981 19,8 Mrd. Dollar betrugen, er­
hielten aber die 63% der Steuerzahler 
mit Einkommen unter 20000 Dollar 
nur 7,6%. Die Last der Hypotheken 
auf Einfamilien-Häuser haben die 
Banken seit 1970 verfünffacht: von 
35,6 Mrd. Dollar auf 187,4 Mrd. 1979.

Die Hausbesitzer mußten 1978 schon 
25% des Familieneinkommens für die 
monatlichen Anfangszahlungen auf­
bringen. Das Finanzkapital hat seit­
dem diese Rate auf 40% hochge­
drückt. Die Zahl der Neubauten von 
Einfamilien-Häusern ist dann auch seit 
1977 drastisch zurückgegangen: von 
1,451 Mio. auf 852000 im Jahr 1980. 
In den letzten Jahren seit 1974 wuchs 
der Wohnbestand in geringerem Maß, 
als die Zahl der Familien zunahm. Da­
her konnten die Mieten der Mietwoh­
nungen in den letzten Jahren schneller 
steigen als die sonstigen Lebenshal­
tungskosten.

Die Familien, die zur Miete wohnen, 
mußten 1979 im Durchschnitt 23% ih­
res Einkommens für die Mietkosten 
aufbringen (in der BRD 12,8%). Die 
Familien, die zur Miete wohnen, ver­

dienen nur etwa die Hälfte des Ein­
kommens von Wohnungsbesitzern, 
1979 10000 Dollar gegenüber 18300 
Dollar jährlich. Von den 10,5 Mio. 
Familien, die 1977 weniger als 50% 
des durchschnittlichen Einkommens 
in der jeweiligen Region hatten und 
zur Miete wohnten, mußten 2,1 Mio. 
über die Hälfte des Einkommens für 
Miete zahlen. Die Hälfte dieser 10,5 
Mio. Familien mußten mehr als 30% 
dafür aufbringen. Jede fünfte Woh­
nung, in denen diese 10,5 Mio. 
wohnten, war unzureichend ausgerü­
stet oder hatte Schäden. Wegen des 
Mangels an billigen Wohnungen wer­
den zunehmend Bruchbuden vermie­
tet. 1980 hatten 9% aller Wohnungen 
in den USA keine Heizausrüstung. In 
20% der Häuser mit Heizung konn­
ten mehrere Räume nicht beheizt 
werden. 60% der Mietwohnungen 
befinden sich in kleineren Mietshäu­
sern für zwei bis vier Familien. Diese 
Häuser sind überwiegend aus Holz 
und meist über 50 Jahre alt.

Die Regierung hat jetzt einen Plan 
ausgearbeitet, nach dem die staatli­
chen Mietzuschüsse für rund 800000 
Wohnungen um die Hälfte gekürzt 
werden sollen. Die Bauzuschüsse, 
u.a.für den Wohnungsbau von Fami­
lien mit niedrigem Einkommen, hatte 
die Regierung von 1981 von 30 Mrd. 
auf 7 Mrd. Dollar 1983 gesenkt.

Quellenhinweis: The Report of the President’s Commis­
sion on Housing, 1982; Bau weit 82, Heft 31/32
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mens für Miete. Gegenwärtig liegt der 
Mietanteil durchschnittlich bei 17%.

Langfristig wichtiger ist jedoch die 
Senkung des Standards. ,,Der Neubau­
markt ist durch seine Qualitätskompo­
nente ,nach unten* geschlossen. Er ver­
schließt sich insoweit einkommens­
schwächeren Haushalten ... Im 
Herbst (1981, d.V.) wurde eine Kom­
mission berufen, die von allen am Bau­
geschehen beteiligten Gruppen besetzt 
wurde. Sie hat inzwischen ihren Be­
richt vorgelegt, in dem Vorschläge zu 
einfacheren Bauvorschriften, verrin­
gerten Standards im öffentlich geför­
derten Wohnungsbau ... enthalten 
sind ... Dabei geht es insbesondere 
darum, kostengünstige Eigenheime zu 
entwickeln und teilweise mit Hilfe der 
Förderung am Markt gegenüber den 
traditionellen teueren Wohnvorstellun­
gen durchzusetzen.“

Durch die wachsenden Lohnsenkun­
gen insbesondere bei den unteren Ein­
kommensgruppen sind immer mehr 

fc^Haushalte nicht, in der Lage ihre Miet- 
' kosten zu zahlen. ,,... binnen Jahres­

frist 20% mehr zahlungsunfähige Mie­
ter ... Im Ruhrgebiet sind Wohnun­
gen mit Ofenheizung zum Renner ge­
worden ... Den steilsten Preisanstieg 
registrierten die Statistiker bei den 
Schlichtwohnungen: Altbauwohnun­
gen ohne Bad verteuerten sich ... 
auf’s Jahr gerechnet um 18 Prozent!“ 
(Spiegel 7/1983) Die Lohnsenkungen 
zeigen Wirkung: Die erbärmlichsten 
Löcher sind wieder gefragt - gute Be­
dingungen, sie als das ,,Glück des klei­
nen Mannes“ zu preisen. Ist der niedri­
gere Standard erstmal durchgesetzt,* 
kann der Lohn wiederum noch weiter 
gedrückt werden usw. Auch der Selbst­
bau ist wieder stärker im Kommen. 
Selbstgebaute Schlichtwohnungen gab 
es auch unter Hitler. Auch das begün­
stigt die Lohnsenkungen. Wie an den 

r^Mietsteigerungen bei Schlichtwohnun­
gen abzulesen ist, können auch solche 
Wohnungen recht profitbringend sein.

Ist für den Mietwohnungsbau ren- 
tierliche Anlage gesichert, meldet sich 
auch schon der bürgerliche Staat und 
möchte seinen Anteil. Die Besteuerung 
der Mieten bzw. des Wohnens ist ge­
plant z.B. durch eine kommunale 
Wertschöpfungssteuer, um die Gewer­
besteuer abzuschaffen.

Der Kampf um den Lohn und den 
Erhalt der Arbeitskraft kann durch 
den Kampf um den Mindeststandard 
an Wohnqualität gestützt werden. Um 
den Zugriff des Kapitals, sich über 
Zins und Grundrente Teile des Lohns 
anzueignen, einzuengen, ist der Erhalt 
des Sozialen Wohnungsbaus und der 
gemeinnützigen Wohnungsunterneh­
men wichtig.
Quellenhinweis: BT-Drucksache 9/1708; Gutachten iur 
no«0rm Gemeindesteuern, Bundesministerium der Fi­

nnzen, Heft 31, Juni 1982; Spiegel 7/1983

Vielfältige, aber genau gezielte Förderung des 
W ohnungseigentums
Der jetzige Wohnungsbauminister 
Oscar Schneider hat für den Fall ei­
ner Weiterführung der Regierung 
durch die Unionsparteien angekün­
digt, daß er das Wohnungseigentum 
noch mehr als bisher fördern wolle. 
Aus den Absichtserklärungen über 
vorgesehene neue Steuervergünsti­
gungen, Erweiterung bestehender 
und Schaffung neuer Subventionen 
zeichnet sich ab, daß die Unionspar­
teien über eine Verfeinerung der Ziel­
richtung der staatlichen Wohneigen­
tumsförderung sinnieren.

,,Längerfristig wird vor allem im 
Eigenheimbereich eine Gewichtsver­
lagerung hin zu mehr indirekter Un­
terstützung angestrebt.“ Also, wie 
bereits durchgeführt, Kürzung der 
unabhängig vom Einkommen wir­
kenden Prämien auf Bausparverträ­
ge, Schaffung neuer Möglichkeiten, 
Bauschulden ,,steuermindernd“ gel­
tend zu machen. Die bereits jetzt vor 
allem ,,indirekt“ wirkende Förde­
rung des Wohnungseigentums käme 
dann fast ausschließlich den besitzen­
den Klassen und den obersten Rän­
gen der Lohnabhängigen zugute. Der 
Tabelle ist zu entnehmen: Die Sum­
me, die bei Erwerb eines Eigenheims 
in den folgenden Jahren weniger an 
Steuern zu zahlen ist und als Sparprä­
mie, Zinsvergünstigung und ähnli­
chem anfällt, war bei einem Jahres­
einkommen von 150000 DM immer­
hin sechsmal so hoch wie bei einem 
Jahreseinkommen von 32500 DM.

Diese bereits von den vorhergehen­
den SPD/FDP-Regierungen geschaf­
fene Förderung des Hausbesitzes zur 
eigenen Nutzung bei vermögenden 
Schichten soll in verstärktem Um­
fang ergänzt werden durch die Förde­
rung des Wohneigentums zwecks 
Vermietung als Anlage des in diesen 

Staatliche Wohnungsbausubventionen 1982

Empfängertyp Wohn­ Gesamt­ Steuerminderung usw.
(J ah reseinkommen) fläche kosten in 15 J. DM/qm Wohnfl.

in qm in DM in DM 1.-5. J. 1.-15.

Bauherrenmodell Mehr-
familienh. (150000 DM) 80 320000 120000 17,70 8,30
Zweifamilienhaus (150000 DM) 120 570000 180000 16,00 8,30
Zweifamilienhaus (75000 DM) 110 440000 100000 9,00 5,00
Einfamilienhaus (75000 DM) 130 445000 50000 5,20 2,10
Eigentumswohnung (75000 DM) 80 250000 25000 3,90 1,70
Einfamilienhaus „Selbsthilfe“
(32500 DM) 125 280000 30000 3,30 1,30
Sozialwohnungseigenheim
(35000 DM) 120 266000 85000 6,80 4,00
Sozialwohnung, Mehrfamilienh. 80 200000 110000 11,30 7,70

Quelle: Bericht der Bundesregierung über das Zusammenwirken wohnungspolitischer Instrumente, BT-Drucksache 
9/1708

Schichten vorhandenen Vermögens. 
„Auch in Zukunft“, so Schneider, 
„sind steuerliche Anreize unverzicht­
bar, um das dringend nötige Kapital 
für den Mietwohnungsbau zu mobili­
sieren.“ Mit „Bauherren-Modell“ 
u.ä. sollen den Wohnvermögensbe­
sitzern neben den Mieteinnahmen 
weiterhin beträchtliche Summen an 
nichtgezahlten Steuern verbleiben.

Dagegen sind die Absichten im So­
zialwohnungsbau anders. Das „Han­
delsblatt“ zitiert: „Die ,maßlos teu­
re* staatliche Objektförderung von 
Sozialwohnungen will Schneider in 
gewissem Umfang für besonders be­
nachteiligte Wohnungssuchende bei­
behalten. Allerdings müsse hier we­
gen der Haushaltslage kostengünsti­
ger gebaut werden.“ Das ist eindeu­
tig: Steuersubvention für die Villen 
der Reichen, die Armen sollen in bil­
ligeren Löchern hausen!
Quellenhinweis: Bericht der Bundesregierung über das 
Zusammenwirken finanzwirksamer, wohnungspoliti­
scher Instrumente, BT-Drucksache 9/1708; Handels­
blatt, 4./5.2. 1983

CDU/CSU: weitere Steuererleichte­
rungen für die Vermögensanlage im 
Wohnungsbau
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

GEW Bayern: Arbeits­
zeitverkürzung

An mehreren Gymnasien wur­
den die Anträge der GEW auf 
Verkürzung der Arbeitszeit 
und Nicht-Übernahme von 
Mehrarbeit von den Personal­
versammlungen aufgenom­
men. Überstunden sollten nur 
noch auf ausdrückliche 
Dienstverpflichtung hin über­
nommen werden. Begründung 
u.a.: Seit 1973 liegt die durch­
schnittliche Lehrerarbeitszeit 
in Bayern bei 46,1 Std. in 47 
Arbeitswochen. Seitdem sind 
die Anforderungen gestiegen. 
Ausfallender Unterricht wird 
zunehmend durch Mehrarbeit 
abgedeckt, wobei die CDU den 
Anteil der unentgeltlichen Ar­
beit von drei auf sechs Stunden 
erhöhen will.

Dienstrecht soll 
reformiert werden

Hannover. Die niedersächsi­
sche Landesregierung will die 
Reform des öffentlichen 
Dienstrechtes schnell voran­
treiben, u.a. damit der öffent­
liche Dienst flexibel auf die Ar­
beitsmarktverhältnisse reagie­
ren kann. Keineswegs soll ein 
einheitliches Dienstrecht ge­
schaffen werden, das Arbeiter, 
Angestellte und Beamte gleich­
stellt. Dagegen: Möglichkeiten 

Die Lehrer in Quebec haben beschlossen, weiterzustreiken. Ihr 
Streik richtet sich gegen die 20%ige Gehaltskürzung durch die 
Provinzregierung. Die anderen Abteilungen der öffentlichen 
Dienste, die sich zunächst dem Streik angeschlossen hatten, vor 
allem das nichtärztliche Personal der Krankenhäuser, hatten den 
Streik beendet, nachdem das Kabinett für Löhne und Gehälter 
unter 22372 Dollar (das sind im Monat etwa 3700 DM) eine 
Rücknahme der Kürzung beschlossen hatte. Gegen die weiter 
streikenden Lehrer hatte das Kabinett ein Notstandsgesetz verab­
schiedet, wonach alle Streikenden entlassen werden können und 
ihnen für jeden Streiktag drei Jahre Rentenanwartschaft aber­
kannt werden. Dennoch haben 85% der 60000 gewerkschaftlich 
organisierten Lehrer die Weiterführung des Streiks beschlossen. 
Es besteht eine Einheit des Kampfes der Lehrer an französisch­
sprachigen und englischen Schulen.

81% der ÖTV-Mitglieder un­
ter den zivilen Wachen der US- 
Armee in der Bundesrepublik 
stimmten in der Urabstim­
mung für Streik. Bei den vor­
hergehenden Verhandlungen 
hatte das Bundesfinanzmini­
sterium, das die Militärbehör­
den vertritt, alle Forderungen 
der ÖTV abgelehnt, die die 
Einführung der 40-Stunden- 
Woche und Zuschläge für 
Nacht- und Sonntagsarbeit 
verlangt. Die Stundenlöhne 
der über 2500 Wachen liegen 
bei acht DM. Das Bundesfi­
nanzministerium hat jetzt für 
den 8.3. einen neuen Verhand­
lungstermin angeboten.

zur Herabsetzung der Ein­
gangsstufen und von Arbeits­
zeitverkürzung sollen geschaf­
fen werden. Das bestehende 
Beamtenrecht behindere die 
Einführung von Teilzeitarbeit. 
Also sei es hier zu ändern, 
gleichzeitig sollten mehr Beam­
tenarbeitsplätze mit Angestell­
ten und Arbeitern besetzt wer­
den, da deren Tarifverträge 
Teilzeitarbeit leichter ermög­
lichten, z.B. Dreiviertelstellen. 
Beamte sollten nur noch Be­
schäftigte mit lebenswichtigen 
Aufgaben für den Staat wer­
den, darunter die Lehrer und 
in Bereichen wie Energie- und 
Wasserversorgung.

„Berlin muß deutsch 
bleiben“

Westberlin. Heinrich Lum­
mer, Innensenator von West­
berlin, auf seiner Pressekonfe­
renz anläßlich der Vorlage des 
Ausländerberichts - die Wor­
te sprechen für sich: „Berlin 
hat unter allen deutschen Städ­
ten die größte Bedeutung bei 
der Wiedervereinigung
Deutschlands. Sie muß Bewah­
rer und Propagandist dieses 
gesamtdeutschen Willens sein. 
Deshalb ist eine Überfrem­
dung gerade dieser Stadt unbe­
dingt zu verhindern. Dieses 
Ziel ist von nationaler Bedeu­
tung ... Es muß jeden Deut­
schen mit Schmerz und Trauer 
berühren, wenn im freien Teil 
Berlins ein Stadtteil (gemeint 
ist Kreuzberg, d. Red.), der an 
der gemauerten Grenze zum 
unfreien Deutschland liegt, 
von Ausländern majorisiert 
wird. Damit muß Schluß ge­
macht werden. Ich verstehe 
unseren Ausländererlaß als 
Schritt in diese Richtung, erste 
Erfolge zeitigt er bereits. Wir 
werden diesen Weg weiter ge­
hen. Berlin muß deutsch blei­
ben.“

Prozeß gegen Gorle­
ben-Demonstranten

Braunschweig. Gegen zwei ist 
das Strafverfahren vor dem 
Landgericht in Lüneburg er­
öffnet worden. Begründung 
laut Staatsanwaltschaft: „Der 
Vorfall hat auch deswegen be­
sondere regionale Bedeutung, 
weil es sich um die erste Kund­
gebung im Raum Gorleben 
handelt, bei der es zu massiven 
gewalttätigen Ausschreitungen 
gekommen ist ...“ Gorleben 
als Denkmal der Gewaltlosig­
keit ins Wanken geraten - da 

mußte durchgegriffen werden! 
100000 1979 in Hannovei 
friedlich gegen die Wieder/"^ 
bereitungsanlage (WAA);v .- 
brecht posaunt, daß diese De­
monstration friedlich die 
WAA verhindert habe - drei 
Jahre später gibt er ein paar 
Kilometer weiter Dragahn als 
WAA-Standort bekannt! 
Wenn das keine Verhöhnung 
ist? Wen wundern da Steine? 
Die Spaltung zwischen Gewalt­
freien und Gewalttätigen ist 
nicht nötig. Aus einem Flug­
blatt: „Eine wichtige Voraus­
setzung (für den Ausbau der 
Atomenergie) ist die Diffamie­
rung und Kriminalisierung des 
Widerstands ... Dabei ist es 
völlig egal, ob auf parlamenta­
rischem Wege, mit Blockaden 
oder einem Stein in der Hand 
Widerstand geleistet wird.“ 
Der erste Landgerichts-Prozeß 
endete mit Freispruch.

(
Steuerformel an Infia- 

tionsrate anpassen!
Ehingen. Am 24.1.83 verab­
schiedeten Vertrauensleute 
und IGM-Mitglieder von Lieb­
herr einen offenen Brief an die 
Bundesregierung/Fraktionen 
und Wahlkreiskandidaten 
Ulm/Alb-Donau, in dem der 
starke Anstieg der Lohnsteuer 
kritisiert wird; es sei höchste 
Zeit, „eine Steuerreform 
durchzuführen, die uns eine 
spürbare und dauerhafte Ent­
lastung bringt.“ Es wird auf 
die durch die Inflation beding­
ten Steuermehreinnahmen von 
jährlich 6 Mrd. DM hingewie­
sen und gefordert: ,,... es soll 
gesetzlich festgelegt werden, 
daß die Steuerformel regelmä­
ßig an die Inflationsrate ange­
paßt wird“’ (und) „der Be­
schluß für die geplante Mehr­
wertsteuererhöhung zurückge­
nommen werden sollte“.
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Fahrzeugbau
Betriebsrat Graubremse Heidelberg 
setzt günstigen Sozialplan durch
Heidelberg, Nach vier Monaten Ver­
handlungen wurde am 20.1. zwischen 
Geschäftsführung und Betriebrat ein 
Interessenausgleich-Sozialplan für 
1983 gemäß §§ 111/112 Betriebsverfas­
sungsgesetz (BVG) abgeschlossen. Seit 
Februar 1981 muß etwa die Hälfte der 
Belegschaft im Hauptwerk Heidelberg 
kurzarbeiten, zum Teil zwei Tage pro 
Woche. Von rund 100 Beschäftigten 
im Zweigwerk Regensburg wurden 
letztes Jahr über 70 im Rahmen eines 
Sozialplanes entlassen. Gegenüber 
1979 mit 930 Beschäftigten wurde die 
Gesamtbelegschaft bis Anfang 1983 
auf 680 gedrückt. Im Herbst 1982 kün­
digten die Kapitalisten dann nochmals 
102 Entlassungen an, 85 in Heidelberg 
und dem Zweigwerk Hockenheim, 17 
in den drei Niederlassungen.

Grau begründete seine Maßnahmen 
mit ,,25% Umsatzrückgang“ gegen­
über 1979. Damals hatte er mit 82 Mio. 
DM sein ,,Rekordumsatzjahr“ zu ver­
zeichnen, gegen den Willen des Be­
triebsrates noch etwa 80 Neueinstellun­
gen getätigt und Überstunden bzw. 
Sonderschichten fahren lassen. Jetzt 
klagt er über ,,gravierenden Absatz­
mangel bei den Großkunden KHD/ 
IVECO bzw. MAN“, die auch Kurzar­
beit bzw. Entlassungen vornehmen.

Betriebsrat, IG Metall und Vertrau­
enskörper gingen in die Verhandlungen 
mit dem Ziel, die Zahl der Kündigun­
gen möglichst gering zu halten bzw. 
hinauszuzögern und im übrigen den 
Kapitalisten den Sozialplan so teuer 
wie es nur geht zu machen. Allgemein 
ist bei ,,geplanten Betriebsänderun­
gen“ (Stillegungen, Einschränkungen, 
völlig neue Fertigungsgrundsätze usw.) 
ein Interessenausgleich nach § 111 
BVG rechtlich nicht durchsetzbar. Ein 
Sozialplan nach § 112 kann dagegen 
als Betriebsvereinbarung auch einge­
klagt werden. Bis 1972 nach dem alten 
BVG war nicht einmal das der Fall.

Beim Interessenausgleich (auch Ver­
setzungen, Umschulungen etc.) hat der 
Betriebsrat laut BVG nur Anhörungs-, 
beim Sozialplan Mitbestimmungs­
recht. Letzterer muß nach der Recht­
sprechung bei Massenentlassungen von 
mehr als 5% der Belegschaft zugestan­
den werden, wenn ein Betriebsrat da 
ist. Konkret regelt § 112 gar nichts.

Betriebsrat und IG Metall kamen 
Grau zuvor und verhandelten nur über 
eigene bereits formulierte Forderungen 
bzw. Texte. Vertrauenskörper und Be­
legschaft wurden einbezogen, z.B. 
über drei Infos der Vertrauensleute. 

Laut Sozialplan muß Grau z.B. 1983 
Ausscheidenden anteilsmäßig Weih­
nachtsgeld zahlen, während dafür laut 
Tarifvertrag Beschäftigung bis 30.11. 
erforderlich ist. Für zwischen fünf und 
neun Jahren Beschäftigte (noch keine 
Betriebsrente) wird ein zusätzlicher 
Härtefond von 50000 DM bis 31.1. 
1984 zur Auszahlung gebracht. 
Schwerbehinderte bekommen zusätz­
lich 1500 DM, falls die Hauptfürsorge­
stelle Grau deren Kündigung trotz Wi­
derspruchs des Betriebsrates geneh­
migt. Grundsätzlich muß bei Verset­
zungen der Effektivlohn weitergezahlt 
werden, auch beim Wechsel von Ak­
kord in den Zeitlohn in derselben 
Lohngruppe.

Ab 20 Uhr angefallene Schichtzu­
schläge sind auch bei Umsetzung in 
Normalarbeit weiter zu zahlen. Um­
zugskosten, z.B. von Heidelberg nach 
Hockenheim, muß Grau tragen. Auf 
eigenen Wunsch Ausscheidende haben 
Anspruch auf 100% des Sozialplanes. 
Dafür kommt ein anderer von der 
Kündigungsliste.

Für die eigentlichen Abfindungen 
gilt die Formel: Grundbetrag von 1000 
DM + Steigerungsbetrag (Alter x Be­
triebszugehörigkeitsjahre x 2500 DM 
geteilt durch den Quotienten 82) 4-150 
DM pro Kind. Grau hatte u.a. beim 
Steigerungsbetrag (statt 2500 Festbe­
trag) wie üblich das persönliche Ein­
kommen verlangt und als Quotienten 
120 beantragt. Alles in allem wird die 
durchschnittliche Abfindungssumme 
nach Berechnungen des Betriebsrates 
ca. 11500 DM betragen (bei 35 Jahren,

108 Graubremse-Beschäftigte beteili­
gen sich am 30.10.1982 an der DGB- 
Demonstration in Stuttgart.

7 Jahre im Betrieb). Graus Banken 
wollten von ihm endlich „Nägel mit 
Köpfen“ sehen.

Aus Zeitgründen mußte er dem Be­
triebsrat um einiges entgegenkommen. 
Gleichzeitig macht er sich „Liquidi­
tätssorgen“. Von den 85 angekündig­
ten Entlassungen hat er nur 65 auf eine 
vorläufige Liste gesetzt. Davon wurden 
bisher 48 offiziell zur Kündigung beim 
Betriebsrat beantragt. Dieser hat wie­
derum 27 davon widersprochen, weil 
die „sozialen Auswahlkriterien nicht 
eingehalten“ sind. Zum Teil wurden 
dafür bereits im Austausch „freiwillig 
Ausscheidende“ genannt, die nun 
stattdessen unter den Sozialplan fallen.

Im Info des Vertrauenskörpers hat 
der Betriebsrat allen, die trotz Wider­
spruch gekündigt werden, zur Klage 
geraten und Rechtsschutz zugesagt. Ei­
ne gesonderte 59er-Regelung mit ca. 
75% Ausgleich bis zum vollen Netto­
lohn bis zur Rente steht kurz vor dem 
Abschluß. Letzten Endes können so 
die echten Zwangs-Kündigungen auf 
maximal 20 reduziert werden.

Einzelhandel
Mehr als ,,Inflations­
ausgleich“ nötig

München, Noch im November 1982 
bezifferte Kollege Jürgensen vom 
Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
auf der Ortsdelegiertenversammlung in 
München den bisherigen Lohnverlust 
auf 10%, verursacht durch Inflation 
und staatliche sowie kommunale 
Mehrbelastungen. Er bekäftigte die 
Notwendigkeit, gegen Regierung und 
Kapital vorzugehen. In der seither in 
der HBV-Zeitung „ausblick“ geführ­
ten Debatte wird leider nur noch vom 
notwendigen Ausgleich der Preissteige­
rungen gesprochen.

Die Tarife im bayerischen Großhan­
del sind bereits gekündigt, die Forde­
rung liegt bei 6,5%. Im Einzelhandel 
laufen die Tarifverträge zum 30. April 
aus. Im Gespräch ist die Forderung 
nach einem „Inflationsausgleich“ wie 
bei Metall, der für 1983 auf 4,5% ge­
schätzt wird. Auf das Durchschnittsge­
halt einer Verkäuferin in Tarifgruppe 
II (hier sind nach Angaben der Ge­
werkschaft rund 60% der Beschäftig­
ten konzentriert) wären das brutto 79 
DM, wobei in der Regel gerade in die­
sem Bereich nur der nackte Tarif von 
durchschnittlich 1761 DM plus der 
Sparzulage von 26 DM gezahlt wird.

Die Kapitalisten nutzen gegenwärtig 
die zum Teil erheblichen Umsatzrück­
gänge im Einzelhandel, um einerseits 
moralisch auf die Belegschaften gehö­
rigen Druck zu machen, auf der ande­
ren Seite sind sie seit knapp eineinhalb 
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Jahren neben verschärften Rationali­
sierungen und Entlassungen (durch­
schnittlich - 14,2%) vor allem bei den 
großen Konzernen zu direkten Lohn­
senkungen übergegangen: Erhöhung 
der Kantinenpreise, Einschränkung der 
betrieblichen Altersversorgung (Kar­
stadt, Kaufhof, Hertie), Kürzung des 
Weihnachtsgeldes um knapp 120 DM 
(Kaufhof), Kürzung des Personalra­
battes (Hertie von 15 auf 10%). Zu­
sätzlich wurden bei Kaufhof rund 1000 
Restaurant-Beschäftigte aus dem Ein­
zelhandel aus- und in den Gaststätten­
bereich eingegliedert, wodurch erhebli­
che Verschlechterung im Lohn wie 
beim Manteltarif entstanden.

Nachdem zwischenzeitlich eine ,,ge­
sicherte“ oder zumindest ,,passable“ 
Ertragslage erzielt ist, spekulieren die 
Kapitalisten für den kommenden Tarif-

Rheinland-Pfalz
Industrieansiedlungspolitik der Landes­
regierung: 58 Mio. für Daimler-Benz
Germersheim. Nach langwährenden 
Anstrengungen ist es der rheinland- 
pfälzischen Landesregierung im Ja­
nuar geglückt, einen ,,notleidenden“ 
westdeutschen Konzern, die Daimler- 
Benz-AG, mit mehreren Millionen DM 
zu beschenken. Es geht um das größte 
zusammenhängende Industriegebiet im 
Oberrheingraben, die derzeit noch rein 
landwirtschaftlich genutzte ,, Insel 
Grün“, ein 180 ha großes Gelände zwi­
schen Rhein und einer Altrheinschleife 
(Bild).

Das Grundstück bekommt der Kon­
zern für 26 Mio. DM von der Stadt 
Germersheim, auf deren Gemarkung 
es liegt. Diese Gemeinde hatte das ur­
sprünglich in ihrem Eigentum befindli­
che Grundstück eigens zu dieser Trans­
aktion von der Deutschen BP rückge­
kauft, als klar war, daß Daimler Benz 
geruhte, hier seine zwölfte bundesdeut­
sche Werksniederlassung zu gründen. 
Die Daimler-Benz-Kapitalisten sahen 
offensichtlich einen Vorteil darin, das 
Areal nicht direkt bei dem Ölmonopol 
zu kaufen, sondern bei dem absolut 
selbstlosen kommunalen Makler, der 
es zum Einkaufspreis veräußerte. Seit 
1980 hatte Germersheim das Rück­
kaufrecht, und seit eben diesem Zeit­
punkt interessierte sich Daimler Benz 
für die Insel. Zunächst gab es jedoch 
Schwierigkeiten, da die Stadt Germers­
heim von Daimler Benz eine verbindli­
che Zusage verlangte, daß dort wirk­
lich ,,Arbeitsplätze geschaffen“ wür­
den, Daimler Benz sich aber absolut 
freie Hand vorbehielt. Ob jetzt eine 
solche Zusage gegeben wurde, darüber 
verlautete nichts. Lediglich ,,Pläne“ 
wurden bekannt gegeben:

kampf auf eine soweit gediehene De­
moralisierung der Belegschaften, daß 
sie die HBV auf Lohnsenkungskurs 
zwingen können. Conzen, Präsident 
der Hauptgemeinschaft des Deutschen 
Einzelhandels (HDE), hatte im Okto­
ber eine Lohnpause ä la Blüm gefor­
dert. Darum ist es bekanntlich stiller 
geworden, aber der Ruf, die Gewerk­
schaft müsse endlich die miserable La­
ge des Einzelhandels berücksichtigen, 
ist unüberhörbar. Dabei ist es interes­
sant zu wissen, daß in diesem ,,notlei­
den den“ Metier dort die höchsten Vor­
standsgehälter gezahlt werden, wo am 
meisten auf den Beschäftigten herum­
getrampelt wird: bei Horten ein Jah­
ressalär von 875556 DM, bei Kaufhof 
613602 DM, bei Karstadt 611602 DM. 
Nachgeben beim Lohn muß also kei­
neswegs sein.

Daimler Benz wird auf der Insel ein 
zentrales Ersatzteillager für den ge­
samten PKW- und Nutzfahrzeugsektor 
errichten, über das auch der ganze Ver­
sand abgewickelt werden soll. Ferner 
soll - eventuell - die Plastikteileferti­
gung auf der Insel zentralisiert werden. 
Beides zusammen soll Investitionen 
von ca. einer halben Mrd. DM ergeben 
und 90 ha Grund erfordern. Die restli­
chen 90 ha sollen eine ,,strategische 
Reserve“ bilden. Bemerkenswert ist, 
daß sowohl im PKW-Werk Sindelfin­
gen als auch im LKW-Werk Wörth 
große Ersatzteillager bestehen. In 
Wörth ist das Hochregallager ganze 
zwei Jahre alt; auch im Omnibuswerk 
Mannheim steht ein neues, mit 7 Mio.

Das an Daimler-Benz übergebene 180-ha-Gelände, auf dem u.a. ein zentrales La­
ger entstehen soll, liegt 25 km vom LKW-Werk Wörth entfernt. Auch nach Sin­
delfingen ist es nicht weit.

DM aus dem Kommunalhaushalt ge­
fördertes Hochregallager.

Es liegt am Tage, daß die geplante 
Investition auf der Insel Grün eine rei­
ne Rationalisierungsinvestition ist, die 
an den anderen Standorten mehr Ar­
beitsplätze vernichtet, als sie in Ger­
mersheim schafft. Dort sollen 1000 
Stellen im Lager und 500 in der Pla­
stikteileproduktion entstehen. Sollte 
das Plastikteilewerk gebaut werden, 
wird dies das sichere Ende manchen 
mittelständischen Zulieferbetriebes be­
deuten; denn die meisten Plastikteile 
bezieht Daimler Benz bisher von 
Fremdfirmen.

All diese Tatsachen hindern die 
rheinland-pfälzische Landesregierung 
keineswegs, in höchsten Jubel auszu­
brechen über „eine der wichtigsten In­
dustrieansiedlungen in Rheinland- 
Pfalz“, und sie läßt entsprechend Gel­
der fließen: 20 Mio. DM will das Land 
für Infrastrukturinvestitionen im Rah­
men dieses Projektes zahlen, weitere 5 
Mio. DM der Landkreis Germersheim. ( 
„Die Flächen sind hochwassergefähr­
det“, schreibt der Mannheimer Mor­
gen, „das Gelände muß durchschnitt­
lich um einen halben Meter aufge­
schüttet werden. Eine kostspielige An­
gelegenheit, die Daimler Benz aller­
dings weniger berührt. Land, Land­
kreis und Gemeinde haben sich ver­
pflichtet, die umfangreichen Struktur­
maßnahmen finanziell zu bewältigen.“

Zum größten Brocken hat sich dabei 
die Stadt Germersheim verpflichtet. 
Sie zahlt insgesamt 33 Mio. DM „Bei­
hilfe“ zu den eigentlichen Investitio­
nen (die zu BP-Zeiten auf der Insel ge­
tätigten Infrastrukturmaßnahmen sind 
hier nicht mitgerechnet). Begründung 
für diese beträchtliche kommunale 
Wirtschaftshilfe: Daimler Benz hätte 
sonst in dem 14 km entfernt gelegenen 
Ort Landau-Offenbach gebaut. Der 
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gehört zum Förderungsgebiet ,,Ge­
meinschaftsaufgaben Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“, wozu 
der Kreis Germersheim nicht gehört. 
Dies aufgrund der Tatsache, daß es 
dem Lande Rheinland-Pfalz bereits 
Anfang der 60er Jahre gelungen war, 
Daimler Benz mit Europas größtem 
LKW-Werk ins Kreisgebiet zu locken 
u.a. durch Errichtung eines Rheinha­
fens für 15 Mio. DM und Erschließung 
eines über 300 ha großen Industriege­
ländes.

In der Zeitschrift „der arbeitgeber“ 
bot die Landesregierung im Sommer 
1982 den Kapitalisten ihre weitere 

. Dienstbarkeit an, nicht ohne sich 
gleichzeitig vom Vorwurf anrüchiger 
„Subventionspolitik“ freizumachen: 
„Die erfolgreiche Industrieansiedlung 
im Landkreis Germersheim, insbeson­
dere in Wörth, verdeutlicht, daß für 
unternehmerische Entscheidungen in 
erster Linie allgemeine Standortvortei­
le, ferner die Vorhaltung und der Aus- 
bau der wirtschaftlichen Infrastruktur 

v"' durch den Staat als Träger der Wirt­
schaftspolitik sowie das Vorhanden­
sein qualifizierter Arbeitskräfte aus­
schlaggebend sind. Liegen diese beson­
ders günstigen Voraussetzungen vor, 
so kann in der Regel auf direkte Sub­
ventionen an einzelne Unternehmen 
verzichtet werden.“
Quellenhinweis: Mannheimer Morgen, Rheinpfalz, div. 
Ausgaben; der arbeitgeber 13/82.

Druckindustrie
Forderungslage 
für den Drucktarif

Würzburg. Im Bereich Bayern und Ba­
den-Württemberg haben Mitglieder­
versammlungen der IG Drupa Forde- 
rungsempfehlungen für den Lohntarif 

A Druck zwischen 6,5% und 7,5% be­
schlossen. Andere fordern lediglich die 
Preissteigerungsrate von 4,5%. Reine 
Prozentforderungen sind beherr­
schend, der Ortsverein Stuttgart bildet 
mit einer Mindestforderung von 120 
DM eine Ausnahme.

Selbst wenn 7,5% von der zentralen 
Tarifkommission gefordert werden, 
wird nicht damit abgeschlossen. Viel­
mehr ist zu befürchten, daß brutto un­
ter der Inflationsrate abgeschlossen 
wird. Gehandelt wird 3,5%. Netto kä­
me bei 3,5% für die Steuerklasse I 
bzw. IV ohne Kinder ca. 30 DM für die 
niedrigste Hilfsarbeiterlohngruppe 
(LG I) heraus, ebenso für den Fachar­
beiter (siehe Tabelle).

Das deckt natürlich weder die Preis­
steigerung für die Lebensmittel von 
mindestens 4,5%, noch die Mieterhö­
hung durch die neuen Gesetze, noch 
die zusätzlichen Kosten bei Krankheit 
und Kur. Nur bekommt der Hilfsarbei­

ter in Lohngruppe III die 30 DM auf 
einen Nettolohn von 1481 DM, wäh­
rend der Facharbeiter sie auf einen 
Nettolohn von mindestens 1823 DM 
und der Maschinensetzer sie auf 2080 
DM gezahlt bekommt.

Kurz, der Hilfsarbeiter kann diese 
Verluste mit nichts mehr ausgleichen, 
sondern es geht ans Existenzielle. Eine 
Mindestforderung von 125 DM (Um­
rechnung der 7,5%-Forderung auf die 
niedrigste Gruppe der Hilfsarbeiter), 
unter der nicht abgeschlossen wird 
bzw. für die gestreikt wird, wäre des­
halb wirklich nötig.

Immerhin sind 48% der Arbeiter in 
der Druckindustrie in der BRD Hilfs­
arbeiter, ca. 59600 von den 124144 Ar­
beitern gesamt. Eine reine Prozentfor­
derung selbst von 7,5% berücksichtigt

Nettoerträge bei 7,5%, 3,5% 
und 125 DM 

Steuerklasse I/IV (0 K.)

Lohn­
gruppe

Netto­
lohn

7,5%
absol. %

LG I 1331,37 70,25 5,3%
LG III 1481,56 72,44 4,9%
Fachar. 1823,72 72,05 4,0%

3,5% 125 DM
absol. % absol. %

LG I 30,05 2,3% 71,10 5,3%
LG III 31,33 2,1% 63,96 4,3%
Fachar. 29,93 1,6% 50,20 2,8%

Selbst bei 7,5% liegt der Nettoertrag 
für den Facharbeiter unter der Infla­
tionsrate.

deshalb die Reallohnlage von fast der 
Hälfte der in der gewerblichen Druck­
branche Tätigen kaum. Nützlich könn­
te für den weiteren Verlauf der Tarif­
verhandlungen sein, daß von Abteilun­
gen und Betrieben auch nach der Auf­
stellung der Forderung durch die Tarif­
kommission Mindestbeträge genannt 
werden, für die man streiken will.

Seehäfen
Ein Lohnraubabschluß
— kampflos eingesteckt

Hamburg. Am 28.1.1983 wurde von 
den Kapitalisten ein 2,25%-Abschluß 
erreicht, bei einer um drei Monate ver­
kürzten Laufzeit. Ab 1.10.1983 wird 
ein neuer Tarif abgeschlossen. Für die 
ersten drei Monate haben die Seeha­
fenkapitalisten bereits jetzt zugesi­
chert, mindestens 3% Lohnerhöhung 
zu zahlen. Rechnerisch kommt die 
ÖTV so auf eine durchschnittliche 
Lohnerhöhung für 1983 von 3%.

Das erste Angebot der Kapitalisten 
war: Lohnpause für drei Monate, und 
dann 2,1% für zwölf Monate. Von der 
ÖTV Abteilung Seehäfen wurden dar­
aufhin die Verhandlungen nicht abge­
brochen und keine Kampfmaßnahmen 
eingeleitet, sondern es wurde auf weite­
re Verhandlungen orientiert. Ein Weg­
rutschen von der Ausgangsforderung 
der ÖTV war schon deshalb gar nicht 
zu verhindern, weil nur „Reallohnsi­
cherung“ beschlossen war, ohne dies 
in Zahlen auszudrücken.

Die ÖTV sagt, mehr wäre nicht drin, 
weil jetzt auch der Hafenarbeiter von 
Entlassungen wegen Arbeitsmangel be­
droht sei. Hintenrum hört man auch, 
daß der Spielraum der Hafenarbeiter 
so klein geworden sei, daß sie der Kon­
kurrenz von Antwerpen und Rotter­
dam nicht standhalten könnten. Also, 
man wird den Eindruck nicht los, daß 
dieser Lohnabschluß einen Versuch 
darstellt, gemeinsam mit den Kapitali­
sten die Konkurrenzfähigkeit der See­
häfen zu steigern.

Und in der Tat nutzen die großen 
Universalhäfen Hamburg und Bremen 
diesen Lohnraubabschluß in diese 
Richtung. Wie am 17.2.1983 berichtet, 
werden die Kai-Tarifsätze dieses Jahr 
nicht erhöht. D. h. sie werden im Ver­
gleich zu allen Häfen, die erhöhen, ge­
senkt. Das soll Ladung nach Hamburg 
und Bremen ziehen. Das soll den Ha­
fenkapitalisten den Profit erhöhen.

Wir haben vor dem Abschluß in un­
serer Betriebszeitung geschrieben: 
„Geht dieser Abschluß durch, so wer­
den die Kapitalisten frech.“ Das ist 
schneller gegangen, als wir gedacht ha­
ben. Auf Betriebsversammlungen des 
Gesamthafenbetriebs (GHB) Hamburg 
am 15./16.17.2.1983 wurde von der 
Geschäftsleitung die Absicht vorgetra­
gen, „echte Kurzarbeit“ einzuführen. 
D.h. jeweils 100 Kollegen müssen einen 
Monat zu Hause bleiben und erhalten 
dann vom Arbeitsamt 68% des Netto­
lohns und 12% des Nettolohns zusätz­
lich vom GHB. Das bedeutet nach dem 
schlechten Lohnabschluß jetzt zusätz­
lich 300 DM bis 400 DM Lohnverlust 
für einen Monat im Jahr 1983.

Der Betriebsrat war mit dieser Rege­
lung einverstanden, weil er damit die 
drohende Kündigung für 200 Gesamt­
hafenarbeiter in Hamburg erstmal vom 
Tisch hat. Der Vorstand des Gesamt­
hafenbetriebs - ein von ÖTV und Un- 
temehmensverband Hafen Hamburg 
paritätisch besetzter Vorstand - hat 
bei dieser Kurzarbeitsregelung versi­
chert, daß bis Ende 1983 keine Entlas­
sungen wegen Arbeitsmangel getätigt 
werden.

Es gab Vertreter im Unternehmens­
verband, die wollten rücksichtslos 
rausschmeißen und gegebenenfalls feh­
lende Arbeitskräfte wieder wie früher 
auf dem wilden Markt holen. Diese 
Pläne sind erstmal gestoppt.
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Berufsschulneubau
Über 1000 Schüler demonstrierten für 
den sofortigen Baubeginn
Flensburg. Seit Jahren fordern Schü­
ler, Lehrer und Eltern den Neubau des 
Berufsschulzentrums. Anfang des 
Schuljahres 1978/1979 stiegen die 
Schülerzahlen so an, daß viele Klassen 
nicht unterrichtet werden konnten und 
auf Wanderung geschickt wurden. In 
jeden verfügbaren Raum wurde dann 
eine Klasse reingesteckt (Labor, Kü­
chen, Garderoben usw.). Das Haupt­
gebäude wurde 1957 für 3500 Teilzeit­
schüler fertiggestellt. 1982 besuchten 
3800 Teilzeit Schüler und 900 Vollzeit- 
schüler die Schule, umgerechnet ergibt 
dies 9000 ,,Teilzeitschüler“, also eine 
Steigerung um 257%. Diese Steigerung 
konnte nur durch Einrichtung von Au­
ßenstellen aufgefangen werden, heute 
sind es noch 19 über die ganze Stadt 
verteilt. Diesen Klassen ist die Nutzung 
der Werkstätten und Labors kaum 
möglich. Von den 400 Sollstunden laut 
Lehrplan in Werkstätten, Labors, 
Übungs- und Sonderräumen werden 
nur 249 Stunden im Teilzeitbereich er­
teilt, dies sind 62%. D.h. mindestens 
ein Drittel der Berufsschulklassen er­
hält überhaupt keine fachpraktische 
Unterrichtung.

Das Gesundheitsamt hat festgestellt, 
daß „ein zufriedenstellender Unter­
richtsbetrieb in vielen Räumen der ge­
werblichen Berufsschule nicht gesi­
chert ist“, und hält deshalb den Neu­
bau für erforderlich. Das Hauptgebäu­
de liegt an einer stark befahrenen Stra­
ße, so daß die Lärmbelästigung groß 
ist und die Fenster geschlossen bleiben 
müssen, was die Luftqualität ver­
schlechtert.

Aufgrund dieser katastrophalen Si­
tuation wurde Ende 1978 in einer Un­
terschriftensammlung gefordert: „Un­
verzügliche Bereitstellung der Pla- 
nungs- und Baukosten im Haushalt 
1979!“ Von der Stadt wurde seit 1970 
an einem Berufsschulzentrum herum­
geplant. Auf einen offenen Brief ant­
wortete die Landesregierung am 20.12. 
1978: . die vom Land Schleswig-
Holstein für diese Baumaßnahme zu 
leistenden Zuschüsse stehen bereit. Die 
Stadt Flensburg muß ... die Baumaß­
nahmen zügig betreiben.“ Anfang 
1979 beschloß die Ratsversammlung 
einstimmig, das Berufsschulzentrum 
gemeinsam mit dem Neubau der Real­
schule West auf dem gleichen Gelände 
zu bauen. Der Neubau der Realschule 
war notwendig, weil das Gebäude ne­
ben dem Gericht dem Innenministeri­
um zum Ausbau des Gerichts überlas­
sen wurde. Das alte Schulgebäude wur­
de im November letzten Jahres abgeris­

sen, und das Gelände wird die näch­
sten Jahre als Parkplatz dienen, weil 
das Land im Augenblick kein Geld für 
den Ausbau des Gerichts hat.

Der Beschluß der Ratsfraktionen sah 
aber nicht, wie eigentlich erwartet, vor, 
beide Schulen gleichzeitig zu bauen, 
sondern erst die Realschule, die letzten 
Sommer fertiggestellt wurde. Jetzt hät­
te eigentlich nach jahrelanger Hinaus­
zögerung mit dem Bau des Berufs­

Kundgebung der Berufsschüler vor dem Rathaus am 27.1.
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schulzentrums begonnen werden sol­
len. Der Magistrat beschloß aber die 
Umplanung des ersten Bauabschnittes, 
um zunächst Raum für die über die 
ganze Stadt verteilten Außenstellen zu 
schaffen. Bloß dies war schon immer 
Zweck des geforderten Neubaus, be­
sonders des ersten Bauabschnitts. Der 
Magistratsbeschluß diente auch mehr 
dazu, die jahrelange Hinauszögerung 
des Baubeginns zu verschleiern. Die 
Zuschüsse vom Land standen seit 1978 
bereit, und das Land hat seinen Anteil 
von anfänglich 30% auf 35% und letz­
tes Jahr auf 40% erhöht. Deshalb rich­
ten sich die Aktionen und der Protest 
in erster Linie gegen die Stadt, denn sie 
ist als Schulträger laut Schulgesetz da­
für verantwortlich, „Schulgebäude 
und -anlagen örtlich zu planen und zu 
bauen“ (§ 50 Abs. 1). Es wurden vom 
Schülerrat über 2000 Unterschriften 
für den sofortigen Baubeginn gesam­
melt, die der Stadtpräsidentin Groß am 
14.12. mit einem „Grundstein“ für 
den Neubau übergeben wurden.

Im Dezember beschloß die SPD- 
Ratsfraktion eine Erklärung, in der un­
ter Punkt drei Festlegungen über die 

Finanzierung getroffen wurden. Dem­
nach sollte das Land 50 bis 60% und 
der Bund 20 bis 30% (aus Zonenrand­
förderungsmitteln) tragen, dies hätte 
minimale Beteiligung der Stadt mit 
10% bedeutet. Dies wären drei bis vier 
Millionen DM für den ersten Bauab­
schnitt, die Kostenschätzungen 
schwanken zwischen 30 und 40 Millio­
nen. Die SPD mußte feststellen, daß 
damit keine Lorbeeren zu ernten waren 
und hat dann Mitte Januar einen 
Zehn-Millionen-Anteil für den ersten 
Bauabschnitt beantragt. Am 27.1. zo­
gen dann während der Unterrichtszeit 
über 1000 Schüler vor das Rathaus und 
errichteten vor dem Eingang eine über­
mannshohe Mauer aus 1000 Baustei­
nen. Am gleichen Nachmittag fand ei­

ne Sitzung des Bauausschusses mit 
Vertretern des Kultusministeriums 
statt.

Durch diese und andere Aktionen 
der Schüler, durch die Unterstützung 
der Gewerkschaften und z.B. der^ 
Kreiselternbeiräte für Grund-, Haupt- 
und Sonderschulen und durch das 
Auftreten auf fast jeder größeren 
Wahlveranstaltung wurden die bürger­
lichen Parteien zum Handeln gezwun­
gen.

Die Landesregierung hat zugesi­
chert, für den Baubeginn dieses Jahr 
eine Million DM zur Verfügung zu stel­
len, und das Kultusministerium will ei­
nen über das übliche Maß hinausge­
henden Landeszuschuß bewilligen. Der 
Baubeginn des ersten Bauabschnitts 
scheint im Augenblick durchgesetzt, 
die Realisierung und Finanzierung des 
gesamten Neubaus des Berufsschulzen­
trums (Gesamtkosten 120 bis 140 Mio. 
DM in fünf bis sechs Bauabschnitten) 
bleibt aber noch unklar. Der Schüler­
rat fordert aber den vollständigen Bau 
des Berufsschulzentrums, um für alle 
Schüler eine ausreichend qualifizierte 
Ausbildung zu gewährleisten.
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CDU-Schulpolitik in 
Schleswig-Holstein
Das schleswig-holsteinische CDU- 
Kultusministerium will jetzt den 
Schülern nationales und christliches 
Denken mit Gewalt einpauken. Mit 
Beginn des Schuljahres 1983/84 
gelten neue Lehrpläne, nach denen 
in den Grundschulen mindestens 
acht Gedichte auswendig gelernt 
werden müssen und im Musikunter­
richt sind zwölf ,, er haltens werte 
deutsche Volkslieder“ vorgeschrie­
ben. Acht Lieder sind Pflicht, vor 
allem das Deutschlandlied und das 
Schleswig-Holstein-Lied, worin es 
u.a. heißt:

,, Schleswig-Holstein meer um­
schlungen, deutscher Sitte hohe 
Wacht, wahre treu, was schwer er­
rungen, bis ein schöner Morgen 
tagt! Schleswig-Holstein, stamm­
verwandt, wanke nicht mein Vater­
land!“ Desweiteren „Alle Vögel 
sind schon da“, „Auf, Du junger 
Wandersmann“ und „Ihr Kinder­
lein kommet“.

An den Hauptschulen soll der 
Geschichtsunterricht so verändert 
werden, daß in der neunten Klasse 
nur Geschichte seit 1945 gelehrt 
wird, denn es sei „seit der Grün­
dung der Bundesrepublik schließ­
lich schon mehr Zeit vergangen, als 
die »Weimarer Republik4 und das 
anschließende »Dritte Reich4 zu­
sammen gedauert hätten.“

Im Fach Erdkunde der Haupt­
schule sollen die Lerninhalte wieder 
stärker „an geographische Räume 
gebunden werden“. Der Schüler 
müsse wissen, wo Elbe und Weich­
sel fließen und nicht nur, wie sich 
die Verhältnisse in Nicaragua dar­
stellen, meinte CDU-Kultusmini­
ster Bendixen. Überhaupt soll der 
Unterricht an der Hauptschule „die 
Bedürfnisse der Schüler für eine 
praktische Lebensbewältigung“ be­
rücksichtigen. Der Unterrichtsstoff 
soll „durch Üben und Wiederholen 
gesichert werden“.

Mit diesen Maßnahmen beginnt 
das Kultusministerium, seine gera­
de veröffentlichten Erziehungsziele 
durchzusetzen. Hierin wird festge­
legt, wie die „Persönlichkeit“ des 
Schülers zu sein hat: „aufgeschlos­
sen sein für Religion und Christen­
tum; sich aktiv für den freiheitlich­
demokratischen Rechtsstaat einset­
zen; aufgeschlossen sein für die 
Grundlagen, ethischen Maßstäbe 
und die prägenden Kräfte der Ge­
schichte, für die Eigenart, gegen­
wärtige Aufgaben und künftige 
Entwicklungen der engeren Heimat 
und des deutschen Volkes ...44

Westberlin
FDP: Generalangriff 
gegen Belegschaften

Westberlin, Seit der Regierungsumbil­
dung in Bonn im September letzten 
Jahres drängelt die FDP-Fraktion im 
Westberliner Abgeordnetenhaus auf 
ein Koalitionsangebot von Seiten des 
Weizsäcker-Senats. Der hat bis zum 6. 
März die Ampeln auf Dauergelb ge­
schaltet und läßt derweil die FDP eine 
Reihe von Gesetzesinitiativen ausarbei­
ten, die sich offen gegen erkämpfte 
Rechte der Belegschaften in Industrie, 
Handel und Öffentlichem Dienst rich­
ten.

Im letzten Herbst bereits verlangte 
die FDP-Fraktion im Abgeordneten­
haus die volle Ausschöpfung der Aus­
nahmeregelung der Gewerbeordnung 
bezüglich des Verbots der Sonn- und 
Feiertagsarbeit. Der Senat solle dar- 
überhinaus eine Westberliner Sonder­
regelung anstreben mit dem Ziel, im 
Vierschichtbetrieb kontinuierlich pro-

MMilü jag den Se nse her 

weg, er behandelt uns
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duzieren zu lassen und mit den so er­
zielbaren höheren Profiten mehr Aus­
beuter anzulocken. Die besondere Rol­
le Westberlins kann schließlich nicht 
nur für chauvinistische Propaganda 
taugen, sondern stärker als bisher zum 
Pilotprojekt für Niedriglohn und Ent­
rechtung der Arbeiterbevölkerung aus­
gebaut werden!

Der FDP-Abgeordnete Bäthge, sei­
nes Zeichens Vorsitzender der gelben 
Gewerkschaft „Komba“ im Öffentli­
chen Dienst, hat nunmehr einen Ent­
wurf zur Änderung des Personalvertre­
tungsgesetzes für die FDP-Fraktion 
vorgelegt, der einen Frontalangriff auf 
die Belegschaften des Öffentlichen 
Dienstes darstellt.

Die Fraktion schlägt dort u.a. vor: 
Erstens die Anzahl der freigestellten

Personalräte soll reduziert werden. Es 
ist ja schließlich auch eine Zumutung, 
daß der Dienstherr auch noch Leute 
bezahlen soll, die sich die Belegschaf­
ten wählen, um sich ein Stück weit vor 
seinen Übergriffen zu schützen, oder?

Zweitens soll dann das Einigungs­
verfahren mit kürzeren Fristen verse­
hen werden. Möglichst so, daß der 
überlastete Personalrat nicht mehr 
richtig nachkommt und Fristen ver­
säumt, was wiederum auch zur Unter­
minierung seiner Position genutzt wer­
den kann. Der Dienstherr soll sodann 
drittens Maßnahmen in Kraft setzen 
können, ohne daß der Personalrat zu­
stimmt, wenn die Maßnahmen nur mit 
vorläufig umschrieben sind. Das setzt 
Fakten. Viertens sollen die Personalrä­
te keinen Riegel mehr gegen Überstun­
den und Mehrarbeit vorschieben kön­
nen. Hier muß die Freiheit des Dienst­
herrn sich in Zukunft voll entfalten 
können. Neben dem freien Diktat für 
die Zerschlagung der 40-Stundenwo- 
che soll fünftens auch die Kündigung 
in Zukunft der Mitbestimmungspflicht 
entzogen werden. Seine Meinung dazu 
darf der Personalrat auch in Zukunft 
frei vortragen. Aber die Entscheidung 
soll allein beim Dienstherrn liegen. 
Und nicht genug damit, soll der Perso­
nalrat schließlich sechstens direkt posi­
tiv zustimmungspflichtig werden, so- 

I fern die Maßnahmen des Dienstherrn 
nicht gegen ein Gesetz, eine Tarifver­
tragsbestimmung, eine Verordnung 
oder einen Gerichtsbescheid vestoßen!

Die Begründung der FDPler sinnge- 
I mäß: in Zeiten, in denen die Gelder in 

den Staatskassen knapper werden - 
für die Arbeiterbevölkerung, weil die 
Bourgeoisie für ihre Zwecke tiefer hin­
eingreift -, ist Demokratie zu teurer 
Luxus. Die Freiheit muß dann unein­
geschränkt dahin, wo sie programma­
tisch gesehen von der FDP auch hin 
muß: an die Seite von Eigentum und 
Macht.

Westdeutscher Rundfunk
CDU-Angriffe 
auf den WDR

Düsseldorf. Da wurde der Vorwurf der 
Verschwendung erhoben - vom Rech­
nungshof gegen den WDR. Der WDR 
zahle zuviel Geld an zuviele Mitarbei­
ter. 20% der WDR-Angehörigen bezie­
hen Gehälter zwischen 6000,00 und 
13000,00 DM. Außerdem gebe der 
WDR zuviel Geld für Geräte aus, die 
dann bei den Redakteuren zu Hause 
stünden. Der Intendant von Sell soll 
sogar mehr kriegen als der Bundes­
kanzler. Der Rechnungshof zielte auf 
die Verminderung der Defizite von 72 
Mio. DM ab, was nicht nur über die 
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geplante Gebührenerhöhung laufen 
soll, sondern auch über die Kürzung 
von Redakteursgehältern.

Die CDU-NRW erhob nun ein gro­
ßes Geschrei: Verschwendungssucht 
und Vetternwirtschaft. Neben der For­
derung nach Sparsamkeit und Wirt­
schaftlichkeit wurde v.a. die Forde­
rung nach Ausgewogenheit im Sinne 
des § 4 des Staatsvertrages mit dem 
WDR erhoben. So lehnte denn die 
CDU-Fraktion im Landtag die geplan­
te Gebührenerhöhung ab.

Vorsicht ist geboten, wo die CDU 
von Sparen redet, geht es ihr nicht um 
das Sparen. Sie stört nicht die Tatsa­
che, daß von Sell (Intendant des WDR, 
SPD-Mitglied) ein so hohes Gehalt be­
zieht und sich nebenbei noch soviel wie 
möglich in die Taschen stopft. Was sie 
stört ist, daß es der falsche Mann mit 
dem falschen Parteibuch ist. Es geht 
ihr um die ,,Medienpolitik“. Schon 
lange ist der WDR, die größte Anstalt 
der ARD, der CDU ein Dorn im Auge. 
Da beklagte sich speziell der CDU- 
Oberbürgermeister des Ruhrgebietes 
über das schlechte Abschneiden des 
Reviers in der WDR-Regionalbericht- 
erstattung. Zimmermanns Staatssekre­
tär sprach gar vom ,,roten Sender“ 
und Worms bedauerte, daß man auf 
das Programm des WDR erst immer 
im nachhinein einwirken könne. Er 
fordert im Wahlkampf ,,Fairness“ 
und keine ,,Hofberichterstattung der 
SPD“.

Diese Fairness soll hergestellt wer­
den durch Zurechtrücken des Parteien­
proporzes im Verwaltungsrat des 
WDR, der ja über den ,,öffentlich 
rechtlichen Charakter“ der Anstalt 
kontrolliert.

Sicher, Sympathie mit dem Frei­
herrn von Sell und seinen Geldschiebe­
reien ist fehl am Platze, aber genauso 
falsch wäre es, das Spargeschrei der 
CDU für bare Münze zu nehmen. Ihr 
geht es einzig und allein darum, den 
WDR gleichzuschalten und zum Haus­
sender der schwarzen Reaktion zu ma­
chen.

Asyl
Aktionseinheit gegen 
Abschiebung

Braunschweig. Seit über fünf Wochen 
kämpft eine Aktionseinheit in Braun­
schweig, bestehend aus über 20 Orga­
nisationen und Initiativen, u.a. Initia­
tive gegen Ausländerfeindlichkeit, Fal­
ken, die Grünen, MLPD, Volksfront, 
BWK, DS, DKP, GIM und Deutsch- 
Türkischer Kulturverein, gegen die Ab­
schiebung eines kurdischen Gewerk­
schafters.

Die Ausländerstelle hatte im Dezem­
ber den zweiten Asylantrag, ohne ihn
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nach Zirndorf zum Bundesamt weiter­
zuleiten, selbst abgelehnt: „Eine Ge­
fahr für das Leben Ihres Mandanten 
durch staatliche Maßnahmen ist eben­
falls nicht zu befürchten. Die geschil­
derten Mord- und Folterpraktiken ver­
sucht die (türkische) Regierung zu un­
terbinden und bedroht sie mit Strafe.“ 
Am 19.1. wurde der kurdische Asylbe­
werber in Abschiebehaft genommen, 
nachdem die Ausländerstelle die Ver­
säumung seiner Ein-Wochen-Wider- 
spruchsfrist durch Zustellung des Ab­
lehnungsbescheides über Weihnachten 
mit Postzustellungsurkunde erreicht 
hatte. Bereits am 25.1. sollte der Kurde 
abgeschoben werden, was verhindert 
werden konnte. Die Aktionseinheit or-

Stand der Aktionseinheit in Braun­
schweig

ganisierte eine Demonstration mit ca. 
200 Teilnehmern, zwei Kundgebungen 
vor und in der Ausländerstelle, die 
Übergabe von Unterschriften auf einer 
Ratssitzung usw. - über 13000 Flug­
blätter wurden dabei verteilt.

Die Bezirksvertreterversammlung 
der GEW und die IGM-Vertrauensleu- 
teversammlung verabschiedeten Protest­
resolutionen, die sich insbesondere 
auch gegen jegliche Verschärfung des 
Asylrechts wandten.

Am 18.2. wird der Beschluß des 
Oberverwaltungsgerichts Lüneburg be­
kannt. Es weist die Zustellungsart des 
Ablehnungsbescheids durch die Aus­
länderstelle zurück und entscheidet 
selbst: Asylgründe , »unbeachtlich ‘ ‘. 
Der Beschluß ist gerichtlich nicht an­
fechtbar, so daß die Abschiebung tag­
täglich droht.

Die Aktionseinheit hat weitere Ak­
tionen dagegen geplant: u.a. eine Ver­
anstaltungsreihe zum Ausländer- und 
Asylrecht Ende Februar/Anfang 
März. Die Wahl Veranstaltungen der 
bürgerlichen Parteien werden für Pro­
teste genutzt.

Kriegsdienstverweigerung
18 Monate Gefängnis 
für Totalverweigerer

Hildesheim. Mit 18 Monaten Gefäng­
nis ohne Bewährung und Anrechnung 
von Arrest und U-Haft, also ca. zwei 
Jahren - für Fahnenflucht und Ge­
horsamsverweigerung - ahndete das 
Landgericht Hildesheim am 19.1.1983 
in zweiter Instanz die Weigerung A.J. 
Hertels, weder Kriegsdienst noch „Er­
satzdienst“ abzuleisten. Richter Fuest 
in erster Instanz zur Höhe des Strafma­
ßes: J. Hertels Ausführungen „strotz­
ten vor Anarchie und Haß auf diesen 
Staat.“ Dieses Urteil dürfte von allen 
in letzter Zeit gegen „Tot al Verweige­
rer“ gefällten das härteste sein, obwohl 
die Staatsanwaltschaft beteuerte, bei 
Fahnenflucht (ca. 200 Fälle jährlich 
beim Landgericht Hildesheim) seien 18 
Monate normal.

Seitdem Ende der 60er Jahre das 
Ausmaß der Verweigerungen sprung­
haft anstieg - 1965: 3437 Anträge 
(davon 272 von Soldaten), 1969: 14374 
Anträge (davon 2507 von Soldaten) 
1980: 54341 Anträge schmiedet die 
Justiz die Grundlagen für die Unter­
drückung der Kriegsdienstverweige­
rung. 1968 hatte das Bundesverfas­
sungsgericht (BVerfG) in einem Urteil 
gegen einen „Zeugen Jehovas“ be­
kräftigt, daß das „Grundrecht der Ge­
wissensfreiheit nicht zur Verweigerung 
des zivilen Ersatzdienstes berechtigt.“ 
Zugleich wurde zwischen religiösen 
und politischen Verweigerern sortiert: 
Es seien zwar Strafen verboten, „die 
durch ihre Härte geeignet sind, die Per­
sönlichkeit des Täters zu brechen 
...“, aber im Einzelfall müsse zwi­
schen der „Bedeutung der Tat für die 
Rechtsordnung“ und der „Stärke des 
Gewissensdrucks“ abgewogen werden. 
Die „Zeugen Jehovas“ leisten in der 
Regel ein freiwilliges 2Vi-jähriges Ar­
beitsverhältnis ab.

„Totalverweigerer“, von denen es 
zwischen 1977 und 1980 ca. 75 gab, 
lehnen „Ersatzdienst“ als Teil der 
Kriegsvorbereitungen ab. Ihre Persön­
lichkeit darf offensichtlich gebrochen 
werden: Mehrfachbestrafungen wer­
den in einem Urteil des BVerfG bei 
wiederholter Gehorsamsverweigerung 
für zulässig erklärt, weil diese keine 
„einheitliche Tat“, sondern Verweige­
rung „einzelner Weisungen“ sei. 
Mehrfachbestrafung für J. Hertel 
dürfte nicht ausgeschlossen sein, da 
dieser sich keinem Gewissensprüfungs­
verfahren unterzieht, und so ein „Ge­
wissensentscheid als bindendes Glied“ 
der Gehorsamsverweigerung entfällt. 
Entsprechend haben seine Dienstvor­
gesetzten erklärt, daß J. Hertel aus der 
Bundeswehr nicht entlassen würde.



Heimarbeit
Büroheimarbeit an Terminals nimmt zu. CDU: das 
ist „menschliche Arbeitswelt“
Stuttgart. Von Montag bis Freitag ein 
16-Stunden-Arbeitstag und am Wo­
chenende täglich sechs Stunden Arbeit 
an einem Dateneingabegerät im Wohn­
zimmer, das ist für eine Stuttgarter 
Heimarbeiterin seit fünf Jahren üblich. 
„So ist es bei den meisten Heimarbeite­
rinnen, den Acht-Stunden-Tag kann 
ich vergessen.“ Sie arbeitet für eine 
Datenverarbeitunsfirma, die Aufträge 
von mittleren und größeren Betrieben 
entgegennimmt. Beschäftigt sind zwölf 
Frauen, davon sechs in Heimarbeit. 
Die Aufgabe der Heimarbeiterinnen ist 
das Abtippen von Lieferscheinen und 
Lohnzetteln auf Band und die Prüfung 
der eingegebenen Daten. Die Heimar­
beit wird wie sonst auch üblich in 
Stücklohn bezahlt, ist also Akkordar­
beit. Der 16-Stunden-Arbeitstag wird 
von der Firma ab verlangt, sonst gibt es 
keine Aufträge. Verstoß gegen die Ar­
beit szeitordnung, die eine „regelmäßi­
ge werktägliche Arbeitszeit“ von acht 
Stunden vorschreibt (§ 3)? Nein, denn 
für Heimarbeiter gilt die Arbeitszeit­
ordnung nicht, da sie nicht als Arbeit­
nehmer gelten!

Ebensowenig haben die Heimarbei­
terinnen Kündigungsschutz nach dem 
Kündigungsschutzgesetz und können 
auch nach Ablauf des Mutterschaftsur­
laubs gekündigt werden.

Diese Rechtlosigkeit ist bezogen auf 
die gesamte arbeitende Bevölkerung si­
cher noch selten. Daß das anders wird, 
daran arbeiten seit längerem Bundesre­
gierung, baden-württembergische Lan­
desregierung und Kapitalisten, (siehe 
auch Kasten)
Die Pläne der CDU
Für den CDU-Generalsekretär und 
derzeitigen Bundesfamilienminister 
Geißler ergeben sich mit der Heimar­
beit folgende Perspektiven: „Arbeits­
plätze an die Wohnorte der Arbeitneh­
mer zu verlegen und die Wirtschaft zu 
dezentralisieren, die Arbeitswelt 
menschlicher zu gestalten.“ (1) „Die 
neuen Technologien können uns hel­
fen, wieder mehr zum Herrn unserer 
Zeit zu werden. Die neuen Arbeitsplät­
ze werden mehr zeitliche und räumli­
che Flexibilität ermöglichen - das 
kann eine Aufweichung der bislang 
strengen Unterteilung zwischen Ar­
beitszeit und Freizeit mit sich 
bringen.“ (Ministerpräsident Späth am 
14.12. 1982) „Opferbereitschaft und 
Mitverantwortung lernen die Men­
schen in der Familie.“ (Wahlbroschüre 
der CDU) Tatsächlich ruiniert die Heim­
arbeit das Privatleben, der Arbeitstag 
wird in die Nacht hineinverlängert, 

die Wochenenden sind weg. In ver­
schiedenen Veröffentlichungen warnen 
IG Metall, HBV und ÖTV vor der 
Ausweitung der Heimarbeit auf Bild­
schirmarbeit.
Gehaltserhöhung gibt es nicht
Für die oben zitierte Heimarbeiterin 
gab es seit fünf Jahren keine Gehaltser­
höhung. „Die Chefin sagt: ,Wir konn­
ten dieses Jahr nicht aufschlagen/ Ich 
kann das nicht nachprüfen.“ Tatsäch­
lich gibt es für Heimarbeiter keine ga­
rantierte jährliche Erhöhung des 
Stücklohns entsprechend der Tarif­
lohnerhöhung. Das Heimarbeiterent­
gelt wird in den jeweiligen Heimarbei­
terausschüssen in unregelmäßigen Ab­
ständen gegen den heftigsten Wider­
stand der Kapitalistenvertreter erhöht. 
Den von den Gewerkschaften entsand­
ten Beisitzern wird dabei öfters vorge­
halten, daß die Erhöhung der Heimar­
beiterentgelte „über ein bestimmtes 
Maß hinaus“ zur Folge haben wird, 
daß man die zu vergebenden Arbeiten 
andernfalls durch Strafgefangene ver­
richten läßt (2).

Nach Auskunft des baden-württem­
bergischen Arbeits- und Sozialministe­
riums betragen die Entgelttarife für 
Heimarbeiter zwei Drittel bis drei Vier­
tel des niedrigsten Betriebsarbeiter­
lohns. Die Referentin sagte uns auf 
Anfrage: „Es gibt viele Heimarbeiter, 
die wissen tatsächlich nicht, wieviel sie 

Der WSI-Bericht „Arbeitszeitflexibilisierung, Stichwort Heimarbeit“ warnt vor 
der sozialen Isolation der Heimarbeiter.

verdienen, da sie nach Stückzahl be­
zahlt werden und Mann und Kinder 
mithelfen. Es gibt Heimarbeiter, die 
verdienen heute noch zwei bis drei 
Mark in der Stunde. Ohne die Entgelt­
prüfer wäre die Lage noch viel schlim­
mer.“ Nach dem Bericht der Gewerbe­
aufsicht Baden-Württemberg gab es 
1981 bei insgesamt 11124 Kontrollbe­
suchen der Entgeltprüfer 3130 Bean­
standungen.
Zunahme der Dienstleistungsheimar­
beit, Widerstand der Gewerkschaften 
Das Wirtschafts- und Sozialwissen­
schaftliche Institut (WSI) stellt in sei­
nem Bericht „Arbeitszeitflexibilisie­
rung, Stichwort Heimarbeit“ eine Zu­
nahme der Büroheimarbeit fest. Zum 
gleichen Ergebnis kommt das baden- 
württembergische Arbeits- und Sozial­
ministerium in seinem Jahresbericht 
der Gewerbeaufsicht 1981.

Die Siemens AG hat in ihrem Mo­
dellversuch „Autarke Texterfassung“ 
bereits den Nutzen der Teletex-Heim­
arbeit nachgewiesen. Bestätigt habe 
sich, „daß die Qualität und Arbeits­
produktivität bei der Telearbeit höher 
liegt, als bei vergleichbarer Büroar­
beit.“ IBM Deutschland erprobt der­
zeit bei Programmierern die Misch­
form Heimarbeit/Büro. Die bereits er­
wähnte Heimarbeiterin hat selber an­
hand ihres Heimarbeiterbuches belegt, 
daß sie monatlich 100000 mal eingibt
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Karikatur der ÖTV gegen den Modellversuch der baden-württembergischen Lan­
desregierung, Heimarbeitsplätze mit Teletex einzurichten.

und durchschnittlich 100000 mal 
prüft, das sind 200000 Arbeitsvorgän­
ge. Vor sechs Jahren im Betrieb mußte 

sie monatlich 30000 Belege eingeben 
oder prüfen. Ihre Arbeitsleistung hat 
sich versechsfacht!

In letzter Zeit hat sich in den Ge­
werkschaften breiter Widerstand gegen 
home-terminals entwickelt. In einer 
Pressemitteilung forderte das IGM- 
Vorstandsmitglied Karl-Heinz Janzen 
das Verbot von home-terminals. Für 
die 11. Angestelltenkonferenz der IG 
Metall am 10./11.3.1983 bereitet die 
IG Metall Stuttgart einen entsprechen­
den Antrag vor. ÖTV und HBV haben 
den Modellversuch der Landesregie­
rung abgelehnt. Nicht vergessen sollte 
man aber dabei, die volle tarifvertragli­
che und arbeitsrechtliche Gleichstel­
lung der Heimarbeiter insgesamt zu 
fordern!

Quellenhinweise: (1) Deutschland-Union-Dienst vom 
10.9. 1981; (2) Bernd Klees „Die Ausgestoßenen des Ar­
beitsmarktes“ in : Vorgänge Nr. 4041, 1978, S. 117; Wei­
terer Quellenhinweis: WSI-Bericht „Arbeitszeitflexibili­
sierung, Stichwort Heimarbeit“; Drygala, Die soziale und 
rechtliche Situation der Heimarbeiter in der BRD, Blätter 
für Steuerrecht, Sozialversicherung und Arbeitsrecht 
1978, S. 356; Brecht, Das Heimarbeiteränderungsgesetz, 
Bundesarbeitsblatt 1974, S. 677; Der Heimarbeiter und 
das Betriebsverfassungsgesetz, Schriftenreihe der IG Me­
tall, Nr. 55

Bundesregierung und Land Baden-Württemberg 
erproben neue Formen der Heimarbeit
Das Bundesministerium für For­
schung und Technologie hat im Au­
gust 1982 eine ,,Studie über Aus­
wahl, Eignung und Auswirkung von 
informationstechnisch ausgestalteten 
Heimarbeitsplätzen“ vorgelegt. Sie 
untersucht, unter welchen Bedingun­
gen Angestelltentätigkeit aus den Bü­
ros an Bildschirmterminals im heimi­
schen Wohnzimmer verlagert werden 
kann. Die Sache lohnt sich: „Die Ko­
sten der Auslagerung von Arbeits­
plätzen in Heimarbeiterplätze sind 
vermutlich gering, verglichen mit den 
theoretisch möglichen Kosteneinspa­
rungen bei Gebäudekosten, Perso­
nalzusatzkosten und der Ausnutzung 
regionaler Gehaltsdisparitäten.“

Heimarbeit bietet noch mehr. 
„Wenn z.B. Schreibarbeiten über­
wiegend am Nachmittag anfallen, 
sind im AchtStunden-Block beschäf­
tigte Stenotypistinnen zeitweise un­
terausgelastet. Bei Telearbeitern ist 
dagegen eine am Arbeitsanfall orien­
tierte Stückelung der Arbeitszeit 
leicht zu realisieren und damit prinzi­
piell eine höhere Produktivität zu er­
reichen“.

Welche Arbeiten sind heimarbeits­
tauglich? In erster Linie einfache 
Schreibarbeiten und Daten eintippen. 
Aber auch Spezialistentätigkeit wie 
Programmieren käme in Frage.

Anders als z.B. in den USA gibt es 
in der BRD kaum Erfahrungen mit 
Bildschirmheimarbeit. Hier soll der 
Staat nachhelfen. „Wenn man davon 
ausgeht, daß Arbeitgeber in der Re­

gel wenig Neigung zeigen, spezielle Ar­
beitsplätze für Problemgruppen einzu­
richten, so wäre es sinnvoll, durch 
staatliche Initiative die technischen 
Möglichkeiten und organisatorischen 
Konzepte der Telearbeit zu erproben 
und - zur Nachahmung - vorzufüh­
ren“. Unter „Problemgruppen“ ver­
steht die BMFT-Studie „Behinderte, 
Frauen mit Kleinkindern, Personen in 
strukturschwachen Gebieten, evtl. 
Strafgefangene“.

Die geforderte Initiative wurde von 
der baden-württembergischen Landes­
regierung ergriffen. Im Juli 1982 be­
schloß der Ministerrat einen „Modell­
versuch zur Schaffung dezentraler Ar­
beitsplätze unter Einsatz von Teletex“, 
der im April anlaufen soll. Aus der Be­
gründung: „Die in Ballungsräumen 
des Landes bei Industrie und öffent­
licher Verwaltung knappe Schreibka­

pazität soll durch Verlagerung von 
Schreibgut auf dezentrale Arbeits­
plätze in strukturschwachen Räumen 
ergänzt oder erweitert werden. Da­
durch können in solchen Gebieten 
Teilzeitarbeitsplätze beispielsweise 
für familiär-gebundene Frauen und 
für Behinderte geschaffen werden.“

Auf Band gesprochene Texte wer­
den per Post oder Telefon zugestellt, 
und von den Heimarbeiterinnen in 
Teletex, einem verbesserten Fern­
schreibsystem, eingetippt und zu­
rückgeschickt. Das Schreibgut soll 
hauptsächlich aus dem öffentlichen 
Dienst, aber auch aus der Wirtschaft 
kommen. „Probleme sind von Seiten 
der Personalvertretungen zu erwar­
ten, da die Verlagerung von Arbeit 
auf dezentrale Arbeitsplätze nicht de­
ren Interessen entspricht“, schreibt 
die Landesregierung.
Quellenhinweis: BMFT, Forschungsbericht DV 82-002; 
Ministerium für Wirtschaft Baden-Württemberg, Mo­
dellversuch zur Schaffung dezentraler Arbeitsplätze un­
ter Einsatz von Teletex, 1. Entwurf, Az. II 3000/427; 
H.U. Wegener, Autarke Texterfassung, Kongreß für 
Texterfassung, Köln 1982
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Stichwort

Seit über 80 Jahren fordert die Arbeiterbewegung die finanzielle 
und rechtliche Gleichstellung der Heimarbeiter mit den Betriebs­
arbeitern. Bis heute ist es den Kapitalisten gelungen, die Durch­
setzung dieser Forderung zu verhindern, und damit die Heimar­
beiter, als einen Teil der Arbeiterklasse, unter besonders elenden 
Bedingungen für sich arbeiten zu lassen. Als vom gesellschaftli­
chen Produktiönsprozeß isolierte Einzelarbeiter werden sie von 
den Kapitalisten als besonders leicht zu handhabende Manövrier­
masse benutzt, als Lohndrücker und Arbeitskräftepuffer.

Die CDU fordert in ihren medienpolitischen Grundsätzen, die 
sich durch „die rasche Entwicklung der Be- und Verarbeitung 
von Texten und Bildern über die elektronische Datenverarbei­
tung ... bietenden Möglichkeiten“ zu nutzen, um „die Arbeits­
plätze an die Wohnorte der Arbeitnehmer zu verlegen und die 
Wirtschaft zu dezentralisieren. Neue Nachrichtentechnologien 
sollen dazu beitragen, die Arbeitswelt menschlicher zu 
gestalten.“ Man bedenke nur die segensreichen Auswirkungen 
auf die „Mitmenschlichkeit“ innerhalb der Familie, durch die 
Mitarbeit von Kindern und den Alten bei der Heimarbeit.

Arbeitskräftepuffer für die Kapitalisten
Bie Kapitalisten nutzen die Möglichkeit der Beschäftigung von 
Heimarbeitern, als besonders billige und rechtlose Arbeitskräfte, 
als Arbeitskräftepuffer entsprechend ihrer Wirtschaftslage. Ent­
sprechend stark schwanken die Beschäftigungszahlen. So nahm 
z.B. im Bereich der Elektroindustrie die Zahl der Heimarbeiter 
von 1965 - 1967 um 34% ab, stieg dann 1969 um 154%, ging bis 
1971 wieder um 30% zurück und nahm bis 1973 um 41% zu.

Entwicklung der beschäftigten Heimarbeiter in der BRD

1971 1973 1975 1977 1979 1981

Verarb. Gew. 192776 180213 137522 138644 137445 126405
Handel 9654 6999 5975 6632 7053 6631
Banken/Vers. 877 589 506 700 718 644
Dienstleist. 3316 3456 3828 5227 3936
Sonstige 877 527 698 795 611
Gesamt 205444 191994 147986 150502 151288 138227

Breite Einführung der Büro- 
^^marbeit

x «ach der vom Bundesministe­
rium für Forschung und Tech­
nologie in Auftrag gegebenen 
Studie des Batelle-Instituts, 
Frankfurt, über „Auswahl, 
Eignung und Auswirkungen 
von informationstechnisch 
ausgestalteten Heimarbeits­
plätzen“, wären bei einer brei­
ten Einführung der Büroheim­
arbeit „die Kosten der Ausla­
gerung von Arbeitsplätzen in 
Heimarbeitsplätze vermutlich 
gering, verglichen mit den 
theoretisch möglichen Kosten­
einsparungen bei Gebäude ko­
sten , Personalzusatzkosten 
und der Ausnutzung regiona­
ler Gehaltsparitäten ... Eine 
weitere indirekte Art der Ein­
sparung liegt in dem schon be­
schriebenen Effekt der Redu­
zierung von Leer- und Warte­
zeiten, der Intensivierung der 
Kommunikation auf das funk­
tional Notwendige und der da­

Heimarbeit

mit erhöhten Arbeitseffizienz. 
Hinzu kommt, daß besonders 
Personen, die nur zeitweise 
von zu Hause aus arbeiten, da­
zu neigen, ihre Gesamtarbeits­
zeit auszudehnen und damit 
unentgeltlich Leistungen zu er­
bringen.

Wenn z.B. Schreibarbeiten 
überwiegend am Nachmittag 
anfallen, sind im Acht-Stun- 
den-Block beschäftigte Steno­
typistinnen zeitweise unteraus­
gelastet. Bei Telearbeitern ist 
dagegen eine am Arbeitsanfall 
orientierte Stückelung der Ar­
beitszeit leicht zu realisieren 
und damit prinzipiell eine hö­
here Produktivität zu errei­
chen.“

CDA-Kongreß für Heimarbeit 
„Die Trennung der Lebensbe­
reiche des Menschen hat zu ei­
ner Überbetonung der Er­
werbsarbeit als Mittel der Exi­
stenzsicherung geführt. Die 
Welt der Erwerbsarbeit be­

stimmt die Lebensbedingun­
gen der Familie ohne Rück­
sicht auf deren Bedürfnisse, 
Interessen und Belastbarkeit. 
Die Wirtschaft bestimmt auch 
heute weitgehend unsere Wert­
ordnung. Die Welt der Er­
werbsarbeit muß sich nach den 
Bedürfnissen, Interessen und 
der Belastbarkeit der Men­
schen und ihrer Familien rich­
ten und nicht umgekehrt ...

Neue Informationssysteme 
und Technologien bieten die 
Möglichkeit, wieder zu kleine­
ren Produktionseinheiten zu­
rückzukehren und Erwerbs- 
Arbeitsplätze in die Nähe des 
Wohnbereichs und eventuell 
inds Heim zu verlagern. Das 
sind Chancen, die erprobt und 
genutzt werden sollen.“

Jahresbericht der Gewerbeauf­
sicht Baden-Württemberg 
1981
„Von den 18 in Baden-Würt- 
temberg tätigen Entgeltprü­
fern wurden 11124 Kontrollbe­
suche durchgeführt. Dabei er­
gaben sich 3 130 Beanstandun­
gen, deren Hauptanteil auf die 
unzureichende Zahlung von 
Entgelten und Zuschlägen ent­
fällt. Insgesamt wurde die 
Nachzahlung von 1531973 
DM veranlaßt. Darüberhinaus 
mußten für 53 Heimarbeiter 
Nachzahlungsforderungen in 
Höhe von insgesamt rd. 44000 
DM durch das Sozialministeri­
um gerichtlich geltend ge­
macht werden. Eine Nachzah­
lung von 23400 DM wurde in 
außergerichtlichen Vergleichs­
verhandlungen erwirkt.“

Im Heimarbeiterschutzge­
setz von 1974 wurde mit der in 
§ 19 (3) Satz 3 neu eingefügten 
Möglichkeit der Einführung 
von Ausschlußfristen und Ab­
kürzung von Verjährungsfri­
sten für Nachzahlungsforde­
rungen diesen Praktiken der 
Kapitalisten Vorschub gelei­
stet. Ebenso wurde die Vor­
schrift der Listenaushändigung 
über die beschäftigten Heimar­
beiter an die Gewerkschaften 
ersetzt durch die Möglichkeit 
der „Einsichtnahme“, was die 
Kontrolle dieser Praktiken er­
schwerte.

Besonders billig und rechtlos
Aus einer „bindenden Festset­
zung ... von Entgelten und 
sonstigen Vertragsbedingun­
gen für Adressenschreiben, 
Abschreibearbeiten u. ähnli­
che Arbeiten in Heimarbeit“: 
§ 5 Abs 2 (2): Das Grundent­
gelt beträgt je Arbeitsstunde 
für das Schreiben von Adres­
sen und einfache Abschreibe­
arbeiten, z.B. Versicherungs­
policen, 5,72 DM. Für alle 

sonstigen Schreib- und Ab­
schreibearbeiten, z.B. auch 
nach Tonband und Platte, 
Korrekturlesen sowie Loch- 
und Prüfarbeiten 10,50 DM. 
Für ähnliche Arbeiten im Sin­
ne des Absatzes 3, wenn sie 
nicht im Zusammenhang mit 
Schreibarbeiten ausgeführt 
werden, 5,15 DM.

Vergleich mit den nach Me­
talltarif Nordwürttemberg/ 
Nordbaden gezahlten Stunden­
löhnen für Schreibkräfte (K 
II):

1. Beschäftigungsjahr: 9,90 
DM. 2. Beschäftigungsjahr: 
10,53 DM. 3. Beschäftigungs­
jahr: 11,07 DM. 4. Beschäfti­
gungsjahr: 11,75 DM. Selbst 
die nach der bindenden Fest­
setzung festgelegten Hunger­
löhne werden von den Kapitali­
sten in 22% der Fälle nicht be­
zahlt. Ein Kündigungsschutz 
wie bei Betriebsarbeitem gilt 
für Heimarbeiter nicht. Im 
Heimarbeiterschutzgesetz ist 
lediglich festgelegt, daß Heim­
arbeiter und Auftraggeber an 
bestimmte Kündigungsfristen 
gebunden sind. Die Arbeits­
zeitordnung gilt für Heimar­
beiter nicht. 92% der Heimar­
beiter sind Frauen. Für sie gilt 
weder das Nachtarbeitsverbot 
noch der Frühschluß vor Sonn- 
und Feiertagen.
Quelle: Bundesanzeiger Nr.93 vom 29.5.1982; 
Hugo Karpf, Heimarbeit und Gewerkschaft

Forderungen seit 80 Jahren 
Auszüge aus der Resolution 
des „Allgemeinen Deutschen 
Schneider- und Schneiderin­
nenverbandes vom 15.7.1896. 
Es wurde gefordert:

1. Die Unterstellung der 
Hausindustrie und der Heim­
arbeit und der in ihnen be­
schäftigten Personen unter alle 
Arbeitsschutzbestimmungen 
der Gewerbeordnung.

2. Insbesondere das Verbot 
der Nacht- und Sonntagsarbeit 
sowie der Festtagsarbeit.

3. Eine gesetzliche Mindest­
arbeitszeit.

4. Verbot der Beschäftigung 
schulpflichtiger Kinder.

... 12. Vorschriften über 
die Vereinbarung von Löhnen 
und die Art der Lohnzahlung.

... 16. Volle Vereinigungs­
und Koalitionsfreiheit.
Der erste Heimarbeiterschutz- 
kongreß vom 7. bis 9. März 
1904 forderte unter Punkt 9.: 
Ausdehnung des Kranken-, 
Altersinvaliditäts- und Unfall­
versicherungsgesetzes, ferner 
der Bestimmungen der Gewer­
beordnung über Arbeitszeit, 
Nachtarbeit, Sonntagsruhe, 
Wöchnerimnenschutz, Kinder­
arbeit und Arbeitsordnungen 
auf die gesamte Heimarbeit.
Hugo Karpf: Heimarbeit und Gewerkschaft, 
Bund-Verlag 1980
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Internationale Nachrichten

USA: Vier Monate 
Streik bei Caterpillar

Seit dem 1. Oktober 1982 strei­
ken die 21000 Mitglieder der 
Automobilarbeitergewerk­
schaft (UAW) beim Landma­
schinenkonzern Caterpillar. 
Bei Auslaufen des Vertrages 
hatten die Kapitalisten gefor­
dert, daß die UAW einer 
Lohnkürzung zustimmen sol­
le. Die Löhne sollten für die 
nächsten drei Jahre eingefro­
ren werden und elf zusätzliche 
bezahlte Tage wollten die Ka­
pitalisten ebenso, wie die Infla­
tionsanpassung der Löhne 
streichen. Die UAW lehnte je­
des Lohnzugeständnis ab und 
forderte Lohnanhebungen und 
Erhöhungen der Versiche­
rungszahlungen, insgesamt ei­
ne Erhöhung um 28% in den 
nächsten drei Jahren. Als 
Waffe gegen den Streik hatten 
die Kapitalisten vor dem Okto­
ber 1982 auf Lager arbeiten 
lassen. Erst Anfang Februar 
erklärten sie ihre Bereitschaft 
zur Aufnahme von Verhand­
lungen. Zugleich gaben sie be­
kannt, daß sie ab 1.3. 1983 die 
Gehälter der Angestellten, die 
nicht in den Streik einbezogen 
sind, um 5,4% kürzen und bis 
zu diesem Termin die Zahl der 
Angestellten von 27500 auf

El Salvador: Koordinierte Kämpfe der FMNL

Die Befreiungsfront FMNL 
hat durch koordinierte Kämp­
fe in mehreren Provinzen El 
Salvadors der Armee des Regi­
mes scharfe Schläge versetzen 
können. Bis Ende Januar hatte 
die FMNL 31 Ortschaften in 
der Nordostprovinz Morazan 
besetzt und Angriffe der Ar­
mee zurückschlagen können. 
Zugleich operierte sie in den 
Vororten der Hauptstadt San
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T extilarbeiterge- 
werkschaft verhandelt
Die neue Bundesregierung des 
indischen Bundesstaates Ma- 
harashtra hat sich mit dem 
Führer der Gewerkschaft der 
seit 13 Monaten im Streik be­
findlichen Textilarbeiter von 
Bombay in Verbindung ge­
setzt, um über die Forderun­
gen zu verhandeln. Der Streik 
wurde im Januar 1982 begon­
nen. Ca. 55000 Arbeiter befin­
den sich nach wie vor im Streik 
während 100000 wieder arbei­
ten. Dabei sind sehr viele ange­
lernte Kräfte. Die Qualität der 
produzierten Textilien ist der­
art gesunken, daß Exporte in 
großem Umfang reklamiert 

26000 reduzieren wollen. 1981 
hatten die Kapitalisten einen 
Gewinn von 579 Mio. Dollar 
ausgewiesen. Vor dem letzten 
Tarifabschluß Ende 1979 hat­
ten die Arbeiter bei Caterpillar 
zwei Monate gestreikt.

Neuer Tarif für italie­
nische Landarbeiter

Nach einem landesweiten acht­
stündigen Streik am 11. Fe­
bruar haben die italienischen 
Landarbeitergewerkschaften

Salvador, attackierte Garniso­
nen und eroberte dabei zahlrei­
che Waffen. (Bild: Kämpfer 
der FMNL in der Stadt San 
Francisco Javier). Als das Re­
gime tausende Mann ihrer in 
den USA ausgebildeten Elite­
einheiten in die Provinz Mora­
zan schickte, führte die FMNL 
in der südlichen Provinz Usu- 
latan, die bisher kein Schwer­
punkt ihrer Aktionen gewesen

wurden. Die fünf wichtigsten 
Betriebe werden nach wie vor 
bestreikt. Die Textilfabrikan­
ten hatten teilweise Lohnerhö­
hungen von 30% bewilligt, da­
mit wieder produziert werden 
kann. Der Vorsitzende der 

einen neuen Tarifvertrag abge­
schlossen. Die vorgesehene 
Lohnerhöhung liegt mit 65000 
Lire verteilt über die drei Jahre 
der Laufzeit, erheblich unter 
der am 22. Januar zentral ver­
einbarten Marke von 100000 
Lire (ca. 179 DM). Für die Al­
terszuschläge, die bisher nach 
Lohngruppen unterschiedlich 
waren, gilt künftig ein einheit­
licher Festbetrag von 20000 Li­
re alle zwei Jahre. Die Arbeits­
zeit wird 1984 und 1985 um je 
20 Stunden jährlich verkürzt.

war, einen Entlastungsangriff 
und vertrieb die Armee des Re­
gimes aus der 30000 Einwoh­
ner zählenden Stadt Berlin am
31.1. nach 30-stündigem 
Kampf. Am 3.2. zog sich die 
FMNL planmäßig mit den er­
oberten Waffen wieder zu­
rück. Das Regime war gezwun­
gen, einen Teil seiner Eliteein­
heiten aus der Provinz Mora­
zan abzuziehen. In der Nähe 
von Berlin hält die FMNL zwei 
wichtige Überlandstraßen, die 
die Hauptstadt mit den südli­
chen Provinzen verbinden, be­
setzt. Sowohl in Morazan wie 
in der nordwestlichen Provinz 
Chalatenango hat die FMNL 
größere Gebiete befreit. Ein 
Mitglied des Oberkommandos 
der FMNL erklärte Anfang 
Februar, daß die Armee des 
Regimes zwischen Juli 1981 
und Juli 1982 3801 Mann ver­
loren habe. Ende 1982 betru­
gen die Verluste 6100 Mann, 
etwa 20% der Truppenstärke. 
Mitte Februar riegelten die 
Kämpfer der FMNL die Garni­
sonsstadt Suchitoto ab und 
schlossen über 1000 Soldaten 
ein. Die Regimetruppen sind 
vom Nachschub abgeschnitten.

Textilarbeitergewerkschaft hat 
allerdings festgestellt, daß die 
Aufhebung des ,,badli“-Sys- 
tems (tägliche Neueinstellung 
der Arbeiter) und tarifvertrag­
liche Regelung über die Lohn­
höhe als Forderungen aufrecht 
erhalten bleiben. Am 18. Ja­
nuar, nach einem Jahr Streik, 
haben tausende von Textilar­
beitern und andere Gewerk­
schafter mit schwarzen Fahnen 
durch Bombay demonstriert. 
Arbeiter in den Textilfabriken 
trugen als Zeichen der Solida­
rität schwarze Schärpen. Die 
Gewerkschaft der Textilarbei­
ter ist der Ansicht, daß nach so 
langer Auseinandersetzung die 
grundlegenden Forderungen 
durchgesetzt werden können.

Anlässe zum Eingrei­
fen - frei erfunden' •-

Libysche Truppenkonzentra­
tionen an der Grenze zum Su­
dan, an der Grenze nach 
Ägypten, schließlich eine liby­
sche Verschwörung zum Sturz 
der sudanesischen Regierung 
- wechselnde und sämtlich 
frei erfundene Gründe führte 
die westdeutsche Presse an für 
das Auf kreuzen des US-ameri­
kanischen Flugzeugträgers 
,,Nimitz“ samt Begleitflotte in 
libyschen Hoheitsgewässem 
und die Stationierung von vier 
US-Flugzeugen des Typs 
AWACS in Ägypten. Als 
,,Übung“ bezeichneten die 
US-Militärbehörden das Ma­
növer: ,,Gelegentlich führen 
die Vereinigten Staaten Übun­
gen durch, wenn es Spannun­
gen in einer Region gibt, up" 
die Spannungen zu mildert 
unseren Freunden Unterstüt­
zung zu zeigen und die Bereit­
schaft und die Fähigkeiten un­
serer eigenen Einheiten zu prü­
fen.“ Die ,,Nimitz“ und ihre 
Begleit flotte haben sich inzwi­
schen aus libyschen Hoheitsge­
wässern zurückgezogen.
Shultz posaunte, „Gaddhafi 
sei zurück in seiner Kiste“. 
Nicht zurück sind dennoch bis­
lang die vier Flugzeuge aus 
Ägypten - obwohl die ägypti­
sche Regierung jegliche ge­
meinsame Manöver mit den 
US-Truppen dementiert, blei­
ben die Flugzeuge zwecks Aus­
bildung ägyptischer Soldaten 
auf unbestimmte Zeit statio­
niert. So sind sie ständig ein­
setzbar, wenn die nordafrika­
nischen Regierungen tatsäch­
lich Maßnahmen unternehmen 
sollten, die den US-Imperia- 
listen mißfallen.



Arbeiter bei der B&W-Werft verweigern die Arbeit unter Polizeiaufsicht.

Dänemark
Hafenarbeiter brechen den Streik ab. 

^Sie führen den Kampf anders weiter
Nach zwei Monaten Streik haben die 
dänischen Hafenarbeiter beschlossen, 
in allen Häfen des Landes die Arbeit 
ab Dienstag, den 15. Februar, wieder 
aufzunehmen.

Trotz der überaus breiten Unterstüt­
zung in der Bevölkerung und der däni­
schen Arbeiterklasse ist es nicht gelun­
gen, die Regelung zur Senkung der 
Zahlungen der Arbeitslosenversiche­
rung zu Fall zu bringen. Am nationa­
len Aktionstag am 28.1. 1983 haben 
sich Zehntausende aus verschiedenen 
Bereichen in Solidaritätsstreiks und 
Demonstrationen hinter die Hafenar­
beiter gestellt. Am 31.1. legten z.B. 
1700 Werftarbeiter von B&W in Ko­
penhagen die Arbeit für 24 Stunden 
nieder. Die Leitung der Werft hatte 

**^Avei Tage zuvor, am Samstag, mit Hil- 
ie der Polizei eine Blockade der Hafen­
arbeiter gebrochen, die das Löschen 
von Stahlplatten von einem westdeut­
schen Schiff verhindern sollte. Der 
Vertrauensleutesprecher der Werft sag­
te: ,,In den 30 Jahren, die ich hier auf 
der Werft bin, war niemals Polizei auf 
dem Arbeitsplatz, das ist nun doch zu 
viel“.

Trotz dieser und vieler ähnlicher So­
lidaritätsaktionen ist es den Kapitali­
sten doch hin und wieder, vor allem in 
den kleinen Häfen, gelungen, den 
Streik zu brechen. Dies hatte eine de­
moralisierende Wirkung. Zudem war 
der Dachverband SID zunehmend ge­
gen den Streik aufgetreten. Je näher 
der Arbeitsgerichtstermin rückte, an 
dem die SID zur Strafe in Millionenhö­
he verurteilt werden sollte, desto mehr 
distanzierte sich die SID von den strei­
kenden Hafenarbeitern. Lediglich die 
einzelnen Hafenarbeitergewerkschaf­

ten hielten dem Druck stand und wur­
den dann auch zu hohen Geldstrafen 
verurteilt. Zum Beispiel die Hafenar­
beitergewerkschaft in Aarhus zu 
150000 Kronen (etwa 45000 DM) bei 
250 Mitgliedern.

Die einzelnen Hafenarbeiter wurden 
auch zu Geldstrafen verurteilt, 20 bis 
30 Kronen je Streikstunde. Für ver­
schiedene Hafenarbeiter sind das 4000 
bis 8000 Kronen Strafe, die die Kapita­
listen bekommen, wenn die Hafenar­
beiter zahlen. Es wurde jedoch Wider­
spruch eingelegt.

In dieser Situation, wo in kleinen 
Häfen der Streik nur sehr schwer ge­
halten werden konnte, hat der Koordi­
nationsausschuß der Hafenarbeiter, in 
dem alle Häfen vertreten sind, am
14.2. nach langer Diskussion beschlos­
sen, den Streik auszusetzen. Ein Aus­
druck für die Streik^ereitschaft ist die 
Tatsache, daß in Kopenhagen der 
Streik noch zwei Tage weitergeführt 
wurde. In der Presseerklärung des 
Koordinationsausschusses heißt es:

„Darum wird die Arbeit wieder auf­
genommen: ... Unser Ziel ist immer: 
noch ,Das Gesetz soll vom Tisch*. Da­
für wollen wir immer noch mit allen 
anderen aktiven Teilen der Gewerk­
schaftsbewegung kämpfen. Wenn wir 
nun auffordern, die Arbeit wieder auf­
zunehmen, dann nur darum, um Ver­
handlungsmöglichkeiten mit den Ha­
fenarbeitgebern zu nutzen ... Die 
Grundlage dafür, die Arbeit wieder 
aufzunehmen, ist folgende: Von fünf 
Abteilungsvorständen der Transport­
abteilung der SID ist eine Verhand­
lungsgrundlage ausgearbeitet worden, 
die von den Arbeitgebern akzeptiert 

wurde. Dabei sind die wesentlichen 
Punkte:

- In allen Häfen wird die Arbeit 
normalisiert (keine Entlassungen, kei­
ne Repressionen, keine Polizei, Wie­
deraufnahme der Arbeit).

- Es werden unmittelbar Verhand­
lungen um ein Meldegeld aufgenom­
men. Hafenarbeitern, die sich zur Ar­
beit melden, aber keine Arbeit bekom­
men, wird damit von den Arbeitgebern 
ein bestimmter Betrag gezahlt.

- Es werden Verhandlungen aufge- 
nommen über die Strukturprobleme in 
den verschiedenen Häfen ...

Der Koordinationsausschuß wird 
diese Verhandlung sehr aufmerksam 
verfolgen. Wir erwarten als Ergebnis 
der Verhandlungen, daß durch das 
Meldegeld der Verlust, den wir durch 
die Kürzung des Arbeitsausfalls haben, 
aufgefangen wird. Passiert dies nicht, 
sind wir zu neue Aktionen in allen Hä­
fen des Landes bereit ...

... setzen wir uns dafür ein, daß das 
Lohnerhöhungsangebot, das die Ar­
beitgeber mit Unterstützung der Schlü­
ter-Regierung unterbreitet haben (etwa 
5% bei 10% Inflationsrate) und das die 
LO (zuständiger allgemeiner Gewerk­
schaftsverband) akzeptiert zu haben 
scheint, von den Mitgliederversamm­
lungen abgelehnt wird ... “
Quellenhinweis: Politiken, verseh. Ausgaben; Erklärung 
des Koordinationsausschusses in deutscher Sprache vom 
14.2.1982

Grönland
EG-Kommission will den 
Kolonialstatus befestigen

„Vertraulich“ hat die EG-Kommission 
verlauten lassen, wie sie mit der Forde­
rung der grönländischen Bevölkerung 
nach Austritt aus der EG zu verfahren 
gedenkt. Soweit veröffentlicht, haben 
die Imperialisten in der EG vor, Grön­
land denselben Status aufzudrücken, 
den sie den Kolonialresten der briti­
schen, französischen und niederländi­
schen Imperialisten aufgezwungen ha­
ben: Grönland soll „assoziiertes Ge­
biet“ werden. 1973 hatte Dänemark 
Grönland mit in die EG hineingezwun­
gen. Da zu diesem Zeitpunkt die Grön­
länder nicht einmal über einen teilweise 
selbständigen Status verfügten, galt 
Grönland als dänisches Staatsgebiet in­
nerhalb der EG. 1979 mußte Däne­
mark den Grönländern die innere Au­
tonomie zugestehen. Am 23. Februar 
1982 entschieden 52% der Teilnehmer 
einer Volksabstimmung in Grönland 
gegen die EG-Mitgliedschaft Grön­
lands.

Der Vorschlag der EG-Kommission 
zielt vor allem darauf ab, den Fische­
reikapitalisten in der EG den Zugang 
zu den grönländischen Gewässern zu 
erhalten und die Plünderung der grön-
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ländischen Blei- und Zinkvorkommen 
fortzusetzen, die in größerem Umfang 
überhaupt erst seit der erzwungenen 
Mitgliedschaft in der EG betrieben 
wird. Der Status der „assoziierten Ge­
biete“ sieht freien Zugang für die Im­
perialisten in der EG in diese Gebiete 
vor, bei weitgehender Rechtlosigkeit 
der Bewohner der Kolonien gegenüber 
den Nutznießern ihrer alteingesessenen 
Kolonialmächte.

Als Zuckerstück bieten die Imperiali­
sten in der EG den Grönländern die 
Förderung der grönländischen Fische­
reiflotte an - „als Ausgleich für die in 
Zukunft entfallenden EG-Zuschüsse“. 
Das Angebot ist unverfroren. Nach 
Angaben der grönländischen Regie­
rung hat die EG zwar 400 Mio. DM an 
Zuschüssen im Rahmen des Regional­
fonds für unterentwickelte Gebiete an 
Grönland gezahlt. Die grönländischen 
Fischer schätzen allerdings, daß die 
Fischmengen, die in derselben Zeit von 
Hochseeflotten aus EG-Mitgliedstaa­
ten vor der grönländischen Küste abge­
fangen wurden, mindestens diesem Be­
trag entsprechen. Sie erklärten, auf ei­
nen Ausbau ihrer Flotte könnten sie 
gut verzichten, wenn die grönländi­
schen Gewässer bald leergefischt seien. 
Bislang beharrt die grönländische Re­
gierung auf dem Austritt Grönlands 
aus der EG.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 7.2.83; Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft, Informatorische Aufzeich­
nung v. Februar 1983

Belgien
Gemeinsame Aktionen 
der Gewerkschaften

Gelingt es den belgischen Lohnabhän­
gigen, nach mehr als einem Jahr Lohn­
senkungen, Versicherungskürzungen 
und Steuerplünderungen durch die 
Notstandsdekrete der Regierung Mar­
tens, nun endlich die verhängnisvolle 
Spaltung in zwei Gewerkschaftsbünde, 
den christlichen Gewerkschaftsbund 
ACV und den sozialistischen ABVV, 
wenigstens in einzelnen Fragen des 
Kampfes gegen die Kapitalisten zu 
überwinden?

Immerhin, am 8. Februar führten 
die beiden Gewerkschaftsbünde ihre 
erste gemeinsame Kundgebung gegen 
die Regierungspolitik und gegen die 
Angriffe der Kapitalisten durch. Mehr 
als 3000 Mitglieder und Funktionäre 
beider Gewerkschaften nahmen daran 
teil. Anlaß war die hartnäckige Weige­
rung der Kapitalisten, einer Verkür­
zung der tariflichen Wochenarbeitszeit 
zuzustimmen. Freilich zeigt dieser An­
laß auch, auf welch fragwürdigen 
Grundlagen diese neuerliche Zusam­
menarbeit der beiden Gewerkschafts­
bünde vorläufig noch beruht. Denn die

Kundgebung von ABVV und ACV am
8.2. in Brüssel

Forderung an die Kapitalisten, die ta­
rifliche Wochenarbeitszeit zu verkür­
zen, hatte die Regierung selbst im ver­
gangenen Herbst übernommen, um sie 
sogleich mit der Forderung an die Ge­
werkschaften zu verbinden, einer neu­
erlichen Lohnsenkung, genauer: einer 
weiteren Verringerung der in fast allen 
Tarifverträgen vereinbarten Lohninde­
xierung, der Anpassung der Lohntarife 
an die Teuerung, zuzustimmen. Zu 
dieser Lohnsenkung sind die Gewerk­
schaften weiterhin bereit. ,, Ar beit oder 
unseren Index zurück!“ war die 
Hauptforderung der Kundgebung am 
8. Februar. Für den 26. Februar rufen 
nun beide Gewerkschaftsbünde zu ei­
ner gemeinsamen landesweiten Kund­
gebung in Brüssel auf, zu der sie Zehn­
tausende von Teilnehmern erwarten.

Beide Gewerkschaftsbünde haben 
Grund genug, ihre Zusammenarbeit 
auch auf anderen Gebieten zu verstär­
ken und vor allem: sie auf den gemein­
samen Kampf gegen neuerliche Lohn­
senkungen zu konzentrieren. Denn die 
Kapitalisten werden immer dreister. 
Anfang Februar setzten sie, obwohl die 
sozialistischen Gewerkschaften ihre 
Forderungen bis zuletzt abgelehnt hat­
ten, einen ,,Sozialpakt“ für die 25000 
Lohnabhängigen von Cockerill-Sam- 
bre in Kraft, der für diese neuerliche 
Lohnsenkungen zwischen 5 und 15% 
bedeutet (siehe Pol. Ber. 3/83, S. 4). 
Am 9. Februar schlugen die Metallka­
pitalisten einen Streik von etwa hun­
dert Lohnabhängigen in einen Metall­
betrieb in Kortrijk gegen betriebliche 
Lohnsenkungen brutal zusammen, in­
dem sie mit einem großen Aufgebot 
von Bereitschaftspolizei die Streikpo­
sten zwangen, Streikbrechern den Weg 
in den Betrieb freizugeben. Noch am 
selben Tag erhielten 30 Gewerkschafts­
mitglieder von ACV und ABVV, die 
den Streik organisiert hatten, die Kün­
digung zugestellt.
Quellenhinweis: De Werker, Zeitung des ABVV, 12.2. 
1983; Solidair, Zeitung der PvdA, 9.2. und 16.2. 1983

Großbritannien
Erfolg der Arbeiter bei 
Wasser- und Klärwerken

Nach fünf Wochen Streik, dem ersten 
überhaupt, konnten die Arbeiter der 
britischen Wasser- und Klärwerke am 
Dienstag abend eine Lohnerhöhung 
weit über der Höchstgrenze von 4% 
durchsetzen, die Margret Thatcher ge­
gen alle Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst durchsetzen wollte. Eine drei­
köpfige Schlichtungskommission, be­
stehend aus einem Universitätsprofes­
sor, einem Gewerkschaftssekretär und 
einem Arbeitgebervertreter aus ande­
ren Branchen, legte nach fünftägigen 
Beratungen ihre Ergebnisse vor. Wäh­
rend der Beratungen hatten die Arbei­
ter den Streik ausgedehnt.

Das Ergebnis der Schlichtung:
- Die Wasserwerke müssen 12% 

mehr zahlen, bei einer Laufzeit von 16 
Monaten. Das entspricht etwa 9,597!' . 
auf ein Jahr.

- Von diesen 12% sind 7,3% eine 
direkte Lohnerhöhung - (das ent­
spricht dem letzten Angebot), der Rest 
stammt aus der Übertragung von bis­
her nicht fest gezahlten Produktivitäts­
zuschlägen in den Grundlohn.

- Der Wochenlohn eines Arbeiters 
wird durchschnittlich um 14 Pfund er­
höht und wird dann bei etwa 150 
Pfund liegen.

Obwohl er behauptete, die Lohner­
höhung mache nur 10,5% über 16 Mo­
nate aus, sagte der Vertreter des Ar­
beitgeberverbandes am Dienstag­
abend, er sei ,,natürlich schwer ent­
täuscht“ über das Ergebnis. Die 
Dienstherren hatten zunächst nur 4% 
geboten, auf ausdrückliche Anweisung 
der Regierung Thatcher. Selbst bei ih­
rer Berechnung von 10,5%, das wären 
7,8% auf das Jahr gerechnet, müsse' 
sie jetzt doppelt soviel zahlen. Die Ge-

Streikposten in Manchester
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Die drei Gewerkschaften konnten al­
lerdings eine wesentliche Forderung ge­
genüber der Schlichtungskommission 
nicht durchsetzen. Die von ihnen ver­
langte Feststellung, die Wasser- und 
Klärwerkbeschäftigten hätten den An­
spruch auf gleiche Löhne wie die Gas- 
und E-Werk-Arbeiter, lehnte die Kom­
mission ab.

Über die Gas- und E-Werksarbeiter 
wird ab Donnerstag verhandelt. Das 
bisherige Angebot von 4°7o lehnten die 
Gewerkschaften bereits ab. Das Streik­
ergebnis wird ihnen Rückhalt geben. 
Der Regierung macht es jedenfalls zu 
schaffen, vor allem weil es durch einen 
Streik erreicht wurde, dessen Brechung 
Thatcher versprach, aber nicht durch­
setzen konnte.
Quellenhinweis: BBC-Nachrichten, Financial Times, 21. 
und 22.2. 1983

US- Wehrerfassung
Strafverfolgung 
gegen alle Gegner

Nach offiziellen Angaben der US-Re- 
gierung hatten bis Ende des letzten 
Jahres 585000 Amerikaner im Wehr­
pflichtalter sich trotz Strafbedrohung 
mit bis zu fünf Jahren Gefängnis der 
Wehrerfassung widersetzt und sich 
nicht registrieren lassen. Der Wider­
stand gegen die Wehrerfassung richtet 
sich gegen eine Maßnahme der US- 
Bourgeoisie, die ein wichtiger organi­
satorischer und ideologischer Schritt in 
der Kriegsvorbereitung der US-Impe- 
rialisten ist. Nach dem Ende des 
Vietnam-Krieges hatten die US-Impe- 
rialisten von 1975 bis 1980 die Wehrer­
fassung suspendiert, aber nicht grund­
sätzlich beseitigt. Ab 1980 müssen wie­
der alle, die 18 Jahre alt werden, sich 
30 Tage vor oder nach dem 18. Ge­
burtstag registrieren lassen. Die US- 
Imperia-listen wollen für das Ziel, in 
Europa einen Krieg gegen die Sowjet­
union führen und zugleich an mehre­
ren anderen Orten in der Welt Truppen 
einsetzen zu können, einen rascheren 
Zugriff auf die Wehrfähigen haben. 
Die Regierung spricht davon, daß 
durch die jetzige Registrierung schon 
vor einer Mobilmachung die Wehr­
pflichtigen zwei Monate früher an der 
Front eingesetzt werden können.

Für diesen Kurs der Kriegsvorberei­
tung will die US-Bourgeoisie den Wi­
derstand gegen die Wehrerfassung bre­
chen. Im April letzten Jahres hatte die 
Regierung festgelegt, daß Verweigerer 
zunächst nur in Orten vor Gericht ge­
stellt werden sollten, an denen größere 
Proteste nicht zu erwarten wären. Bis 
zum November 1982 hatten die Gerich­
te insgesamt 13 unter Anklage gestellt 
und von diesen vier verurteilt.

Im November 1982 schlug ein Rich­
ter in Los Angeles ein Verfahren gegen 

einen Angeklagten nieder. Der Ange­
klagte hatte wie elf andere der bis da­
hin Angeklagten an Reagan geschrie­
ben und begründet, warum er die Regi­
strierung ablehnt. Der Richter erklärte, 
daß die Anklage ungesetzlich sei, weil 
selektiv. In einem Schreiben an die 
Verteidigung hatte die Regierung be­
tont, daß das Justizministerium zu­
nächst nur ausgewählte Personen an­
klagen lasse, die die Registrierung in 
aller Deutlichkeit verweigerten.

Diese Art der Verfolgung hielt der 
Richter nicht für das richtige Mittel, 
den Widerstand gegen die Wehrerfas­
sung zu brechen. Er wies daraufhin, 
daß die Wehrerfassungsbehörde Zu­
gang zu allen Daten der Sozialversiche­
rungen habe. Dadurch könnten Stich­
proben von allen Nicht-Registrierten 
gemacht werden. Diese Stichproben­
auswahl könne angeklagt werden. Das 
sei dann eine solide juristische Basis 
für die Strafverfolgung.

Die Registrierungsbehörde will jetzt 
gegen die Nichtregistrierung auch ver­
stärkt die Unterlagen über Führer­
scheininhaber mitheranziehen, so z.B. 
in Kalifornien, wo 16% der Amerika­
ner im Wehrpflichtalter die Registrie­
rung verweigerten. Die Bundesregie­
rung beabsichtigt, die Bundesausbil­
dungsbeihilfe für jeden zu streichen, 
der nicht wehrerfaßt ist.
Quellenhinweis: Newsweek, 24.1.83; Revolutionary Wor- 
ker, 26.11. 1982

Eritrea/Ä thiopien
Ein Jahr nach der äthio­
pischen Offensive

In Eritrea kontrolliert die Befreiungs­
organisation EPLF fast das ganze 
Land, außer den Haupt- und Groß­
städten, die von den äthiopischen Ko­
lonisatoren beherrscht werden. Mengi- 
stu, Staatschef von Äthiopien, ist letz­
tes Jahr mit der sechsten Offensive ge­
gen Eritrea angetreten, um die EPLF 
,,vernichtend“ zu schlagen. Das Er­
gebnis: über 10000 Tote und Verwun­
dete und 1500 Kriegsgefangene auf 
Seiten der äthiopischen Armee. Die be­
freiten Gebiete in Eritrea konnte die 
EPLF erfolgreich verteidigen.

Äthiopische Kriegsgefangene aus der 
Zeit vor der sechsten Offensive wurden 
jetzt freigelassen und leben in einem 
selbstverwalteten, unbewachten Lager 
in Eritrea, wo sie mit Bauern aus der 
Umgebung Zusammenarbeiten.

Dies veranlaßte die EPLF, nachdem 
sich die äthiopische Regierung und 
auch das Rote Kreuz weigerten, diese 
Soldaten als Kriegsgefangene anzuer­
kennen und nach Äthiopien zurückzu­
führen. Die Rekrutierung zur Armee 
für den Einsatz gegen Eritrea führt die 
äthiopische Regierung zwangsweise 

durch: Jugendliche im Alter von 15 
und 16 Jahren, zum größten Teil aus 
dem Gebiet des unterdrückten Oromo- 
Volkes und sogar aus Eritrea selbst, 
werden unter Vorwänden von den 
Straßen und Feldern direkt in die Ka­
sernen abtransportiert. Desertionen 
sind an der Tagesordnung. Jüngst ha­
ben zwei Brigaden an der Front die 
Waffen niedergelegt, die Einstellung 
des Krieges gegen Eritrea gefordert 
und die Anerkennung der äthiopischen 
Kriegsgefangenen in Eritrea.

Auf dem Kongreß zur Gründung ei­
ner Arbeiterpartei in Äthiopien (Cop- 
we) kündigte Mengistu an, daß er das 
Land für ausländische Privatinvestitio­
nen, vornehmlich aus dem Westen, 
öffnen will. Das kommt gelegen stellte 
doch im Juni letzten Jahres das For­
schungsprogramm „Horn von Afri­
ka“ der Friedrich-Ebert-Stiftung fest: 
„Die neueren politischen Entwicklun­
gen mit ihren wechselnden Allianzen 
und den daraus resultierenden Ver­
schiebungen der Kräfteverhältnisse 
(haben) eine Lage geschaffen, die zwar

Die EPLF bildet ihre Kämpfer ständig 
in allen schulischen, politischen und 
wirtschaftlichen Fragen weiter.
kompliziert und schwer durchschaubar 
ist, die aber auch dem Westen eine 
Chance zu bieten scheint, seine in der 
Vergangenheit geschwächte Position 
zu stärken und verloren gegangenes 
Terrain zurückzugewinnen.“ Ohnehin 
sind bereits jetzt die Weltbank und die 
EG wieder die größten Geldgeber für 
Äthiopiens ökonomische Entwick­
lungsprojekte.

In Eritrea betreibt währenddessen 
die EPLF und ihre bewaffnete EPLA 
neben der Vorbereitung einer mögli­
cherweise bald zu erwartenden neuen 
Offensive Äthiopiens den Aufbau des 
Landes: Schulen, Krankenhäuser und 
ganze Wohngebiete werden unterir­
disch oder in Fels geschlagen angelegt, 
landwirtschaftliche Produktion und 
Leichtindustrie aufgebaut.
Quellenhinweis: Blätter des IZ3W, Nr. 100, März 1982; 
Neue Züricher Zeitung, 12.1. 1983; Erklärung der EPLF, 
28.8. 1982
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Namibia
Der Zusammenbruch der „Turnhallen- 
Allianz“ - ein Erfolg der SWAPO
Die südafrikanischen Statthalter der 
Imperialisten haben seit Anfang Fe­
bruar erneut offiziell die Regierungsge­
walt in Namibia übernommen. Der 
Vorsitzende der ,, Demokratischen 
Tumhallen-Allianz“ (DTA) Mudge ist 
zurückgetreten. 1978 hatte die südafri­
kanische Regierung versucht, durch 
Wahlen, die sie kontrollierte, eine Re­
gierung in Namibia zu installieren, die 
die Unabhängigkeit Namibias zur Far­
ce machen sollte. Die BefreiungsOrga­
nisation des namibischen Volkes SWA­
PO boykottierte die Wahlen für die 
Zwischenregierung. Die DTA, die aus 
verschiedenen Parteien, die vor allem 
,,Rassen“ repräsentieren sollen, be­
steht, stellte die „Regierung“. Diese 
Regierung hatte sowieso nur einge­
schränkte Befugnisse für die innere 
Verwaltung des Landes und bot dem 
Siedlerregime den Vorwand, in Nami­
bia den Versuch zu unternehmen, die 
SWAPO militärisch zu zerschlagen.

Verschiedene Parteien, die die DTA 
seit 1978 unterstützt haben, haben zwi­
schen Oktober letzten Jahres und Fe­
bruar dieses Jahres öffentlich die Un­
terstützung für die DTA zurückgezo­
gen. Selbst die „Rehoboth Liberation 
Party“, von den südafrikanischen 
Statthaltern der Imperialisten eifrig ge­
fördert, hat erklärt, sie werde dieser 
Anti-SWAPO-Front nicht mehr^ange- 
hören, ebenso wie die „Labour Party“ 
der Farbigen. Der ,,Damara-Rat“ be­
schloß nach erheblichen Stimmenge­
winnen bei Wahlen im Damara-Di- 
strikt, Verhandlungen mit der SWA­
PO aufzunehmen. Einzig die Parteien 
der Weißen, die die DTA überhaupt 
unterstützt haben, versuchen, eine 
neue Regierung der DTA zu ermögli­
chen.

Trotz der beträchtlichen Anstren­
gungen der südafrikanischen Armee 
und Polizeitruppen in Namibia, die 
SWAPO zu zerschlagen, trotz der bru­
talen Unterdrückung der schwarzen 
Arbeiter und Bauern nahm die Unter­
stützung für die SWAPO und die 
Kampftätigkeit der unterdrückten 
Schwarzen im vergangenen Jahr be­
ständig zu. Im vergangenen Herbst 
streikten die 5000 Arbeiter der Dia­
mantenmine in Oranjemund (CDM), 
um die Bestrafung eines weißen Vorar­
beiters durchzusetzen, der zwei 
schwarze Arbeiter niedergeschlagen 
hatte. Die Arbeiter forderten darüber- 
hinaus das Recht, über ihre Arbeitsbe­
dingungen zu entscheiden und eine Er­
höhung der Löhne, die die Löhne der 
schwarzen Arbeiter an die der weißen 

Vorarbeiter annähert. Kurz darauf 
streikten die 2000 Arbeiter der Karoo- 
Fleischfabrik, die zu einem westdeut­
schen Großfarm-Untemehmen gehört, 
und forderten ebenfalls Lohnerhöhun­
gen und die Bereitstellung von festen 
Häusern als Unterkünfte für die Wan­
derarbeiter. (Die Kapitalisten hatten 
den Wanderarbeitern lediglich ein 
Grundstück, das noch zu großen Tei­
len in einem zeitweise trockenen Fluß­
bett liegt, als „Wohnplatz“ zugewie­
sen, auf dem sich als „Baumaterial“ 
einige Büsche befanden.) Diese beiden 
Streiks sind seit Jahren die ersten grö­
ßeren Kämpfe der Arbeiter, die be­
kannt geworden sind.

Die SWAPO hat in ihrem militäri­
schen Bericht für 1982 bekanntgege­
ben, daß es den südafrikanischen 
Truppen nicht gelungen ist, sie militä­
risch zu schlagen. Sie konnte im Ge­
genteil ihr Operationsgebiet bis in den 
Süden ausdehnen und erklärte zum

Die Arbeiter in der Diamantenmine „CDM“ sind zu über 90% Wanderarbeiter 
aus dem Norden Namibias, ihre Kontrakte werden nur für neun Monate abge­
schlossen.

Verfall der Marionettenregierung: 
„Die kolonialen Institutionen sind zu­
sammengebrochen . ‘ ‘

Die Verluste der Siedlerarmee wer­
den von Jahr zu Jahr größer, obwohl 
inzwischen 130000 südafrikanische 
Soldaten, ca. 6000 südafrikanische Po­
lizisten und einige tausend „namibi­
sche“ Truppen versuchen, der SWA­
PO den Garaus zu machen. Das militä­
rische Aufgebot ist im Verhältnis zur 
Bevölkerung Namibias beträchtlich: 
Die SWAPO erklärte, daß einschließ­
lich der Privatarmeen der imperialisti­
schen Konzerne den knapp eine Mil­
lion Schwarzen inzwischen 150000 Sol­

daten und Polizisten gegenüber stün­
den. Dennoch ist inzwischen selbst den 
meisten weißen Siedlern klar, daß der 
Versuch, die SWAPO militärisch und 
politisch zu zerschlagen, gescheitert ist.

Die Zeitung „Windhoek Observer“ 
klagt: „Die Damara-sprechende Re­
gion gehört zur SWAPO. Die Nama- 
sprechende Region gehört zu SWAPO. 
Die Ovambo-sprechende Region ge­
hört zur SWAPO. Irritiert überlegt 
man, was nicht zur SWAPO gehört?

Denn - wenn Sie ihre Hand in Tei­
len der Kavango-sprechenden Region 
erheben, ist die Antwort eindeutig: Die 
geballte Faust geht hoch; wenn sie 
durch eine schwarze Stadt kommen, 
egal ob sie Tseiblaagte oder Katutura 
heißt, oder Sie sie Kuisebmond nen­
nen, die Antwort ist der Kampfgruß - 
das Zeichen der Verbundenheit mit der 
SWAPO. Aber zurück in Windhoek, 
bequem vor dem Fernseher - wird 
den Leuten eingehämmert, die SWA- 
PO-Rebellen hätten sich ergeben, wird 
erklärt, der SWAPO sei das Kreuz ge­
brochen - aber das Land sammelt sich f 
in täglich größerer Zahl hinter ihr.“

Das südafrikanische Siedlerregime 
versucht, die imperialistische Ober­
herrschaft über Namibia mit brutaler 
Gewalt zu sichern. Die Einsetzung des

Gouverneurs als einziger Regierungs­
gewalt macht es dem Siedlerregime 
möglich, bei Bedarf das ganze Land 
unter Kriegsrecht zu stellen, und die 
Siedlerregierung beabsichtigt, nach 
Einführung der neuen Wehrgesetze in 
Südafrika die Truppen weiter zu stär­
ken. Allen öffentlichen Verlautbarun­
gen zum Trotz genießt die Siedlerregie­
rung dabei die volle Unterstützung der 
Mächte, die sich im Rahmen der UNO 
zur „Kontaktgruppe“ zusammenge­
funden haben, um mit der SWAPO 
und Südafrika über die Unabhängig­
keit Namibias zu verhandeln. Die 
USA, Großbritannien, Frankreich,



Zum Stand der Namibia-Verhandlungen — aus 
der Presseerklärung der SWAPO vom 3.8.1982

In den vergangenen Wochen 
hat der Sprecher der westlichen 
,Kontakt-Gruppe4 sehr optimistische 
Verlautbarungen abgegeben, daß 
jetzt eine einzigartige Chance existie­
re, um den UN-Plan für die De-Kolo- 
nisierung Namibias umzusetzen, den 
Plan, dessen Verwirklichung Südafri­
ka seit über fünf Jahren abblockt. 
Die Repräsentanten der fünf westli­
chen Mächte haben der SWAPO er­
zählt, daß Südafrika kürzlich Bereit­
schaft angedeutet habe, seine illegale 
Besetzung Namibias aufzugeben und 
dem namibischen Volk zu erlauben, 
sich in die Unabhängigkeit zu bege­
ben ...

Diese Vertreter der Fünf präsen­
tierten der SWAPO und den Front­
staaten etwas, von dem sie sagten, es 
seien ihre endgültigen Vorschläge, 
die zur sofortigen Umsetzung der 
UN-Sicherheitsrats-Resolution 435 
führen würde, nämlich:

I. Die Auswahl eines Wahlsystems, 
das bei der Wahl der vorgeschlagenen 
Konstituierenden Versammlung be­
nutzt werden sollte,

II. Den Aufmarsch von UNTAG 
Überwachungskräften und ...

Bezüglich der ersten Angelegenheit 
haben die westlichen Fünf der SWA­
PO erzählt, daß beide, sie und 

Südafrika ihr Insistieren auf einem ge­
mischten Wahlsystem fallengelassen 
haben und das Südafrika sich für das 
eine oder andere der zwei Standard- 
Wahlsysteme entscheiden will, entwe­
der das Verhältniswahlrecht oder das 
Mehrheit s wahlrecht nach Wahlkrei­
sen. Zu dem Aufmarsch von UN- 
Truppen schlugen die fünf westlichen 
Regierungen vor, daß es einer kleinen 
Anzahl von UN-Militärpersonal er­
laubt sein müsse, die SWAPO Durch­
gangslager in Angola und Zambia zu 
überwachen ...

Am 14. Juni 1982 akzeptierte der 
Gipfel der Frontstaaten in Dar-es- 
Salaam, an dem auch der Präsident der 
SWAPO teilnahm, im Prinzip die Vor­
schläge der westlichen Fünf mit nur ge­
ringen Änderungen, wie der Forde­
rung, daß über das Wahlsystem ent­
schieden sein müsse, bevor die Ver­
handlungen als abgeschlossen bezeich­
net werden können. Die zügige Annah­
me der Vorschläge der Fünf basierte 
auf dem Glauben, daß die Gespräche 
in New York, auf denen die Verhand­
lungen bis zum 30. Juli abgeschlossen 
werden sollten, in unmittelbarer Nähe 
seien ...

Die New Yorker Gespräche, die am 
6. Juli begannen, sind jetzt vertagt; 
aber die Gespräche haben kaum etwas 
von Wichtigkeit erreicht. Die Südafri­

kaner, die am 6. Juli in New York er­
wartet werden, damit sie ihre Posi­
tion über die verbleibenden wichtigen 
Fragen wie die Auswahl des Wahl­
systems, die Zusammensetzung der 
UNTAG, die Waffenstillstandsab­
kommen, den Aufmarsch der UN- 
Truppen, bekanntgeben, tauchten 
während der letzten drei Wochen 
während der Gespräche nicht auf.

Anstatt nach New York zu kom­
men, damit die Verhandlungen eine 
endgültigen und definitiven Ab­
schluß erhalten, zogen es die Südafri­
kaner vor, eine neue Bedingung für 
die Lösung des Namibia-Konflikts zu 
stellen, nämlich den Abzug der kuba­
nischen Truppen aus Angola.

In diesem Zusammenhang versu­
chen die Südafrikaner und die 
Reagan-Regierung wieder, die Ago­
nie und das Leiden des namibischen 
Volkes unter Apartheid und kolonia­
lem Faschismus zu verlängern. Was­
hington und Pretoria benutzen jetzt 
die Namibia Verhandlungen als 
Trumpfkarte, um Angola bezüglich 
der kubanischen Truppen zu erpres­
sen ...

Die SWAPO ihrerseits wird keine 
andere Möglichkeit haben, als ihren 
gerechten bewaffneten Befreiungs­
kampf fortzusetzen, bis ein Waffen­
stillstandsabkommen zwischen den 
zwei kämpfenden Armeen in unse­
rem Lande geschlossen wird.
Der Kampf geht weiter!
Der Sieg ist sicher!

Kanada und die BRD sind alle mit eige­
nem Kapital in Namibia vertreten. Sie 
importieren, allen UNO-Beschlüssen 
zum Boykott entgegengesetzt, erhebli­
che Mengen strategisch wichtiger Roh­
stoffe aus Namibia. Die westdeutsche 
Urangesellschaft besitzt nach wie vor 
57o der Anteile der seit 1976 fördern­
den Uranmine Rössing, die VEBA hat 
sich jüngst mit einem kleinen Anteil 
eingekauft. Die Otavi Minen AG und 
die Metallgesellschaft Frankfurt plün­
dern andere Metalle, vor allem Stahl- 
veredler, Kupfer und Zink. In den offi­
ziellen Statistiken werden keine Impor­
te aus Namibia aufgeführt, weil der 
größte Teil der Exporte Namibias über 
Häfen in Südafrika abgewickelt wird, 
oder über den einzigen namibischen 
Industriehafen Walfischbucht, den die 
Siedlerrepublik zu südafrikanischem 
Staatsgebiet erklärt hat.

Die Imperialisten haben über lange 
Jahre versucht, in den Verhandlungen 
der SWAPO Zugeständnisse abzurin­
gen, die ihnen die Verfügung über die 
Bodenschätze Namibias sichert, und 
die Befreiungsbewegung zu spalten 
durch die Förderung von ,»schwarzen“ 
Parteien, die gegen die Enteignung der 
imperialistischen Monopole und gegen 

die Begrenzung von Landbesitz auftra­
ten. Der Aufbau dieser Marionetten­
parteien ist mit dem Zusammenbruch 
der DTA gescheitert. Die SWAPO hat 
den bewaffneten Kampf für die Befrei­
ung Namibias nicht aufgegeben, son­
dern verstärkt. Das südafrikanische 
Siedlerregime hält Teile von Angola 
besetzt, um die Nachschublinien der 
SWAPO zu zerstören. Wenn in einem 
solchen Augenblick die USA als Mit­
glied der ,,Kontaktgruppe“ den Abzug 
des kubanischen Militärs aus Angola 
zur Bedingung für die Unabhängigkeit 
Namibias macht - und kein Mitglied 
der ,, Kontaktgruppe“ widerspricht 
dieser Bedingung - , dann ist eindeutig 
klar, daß die Siedlerarmee unterstützt 
und gestärkt werden soll.

Die weiße Minderheit in Namibia, 
die inzwischen auf 75000 geschrumpft 
ist, kann sich aus eigener Kraft nicht 
an der Macht halten. Moralische und 
politische Unterstützung dieser durch 
den jahrelangen Guerilla-Kampf der 
SWAPO zermürbten Bande soll sie 
stärken. 1978 gründete sich z.B. die 
,, Interessengemeinschaft deutschspra­
chiger Südwester“, ein knappes Viertel 
ihrer Mitglieder in Namibia besitzen 
nicht die Staatsangehörigkeit Nami­

bias, sondern haben westdeutsche Päs­
se. Die CDU und insbesondere die 
CSU haben dieser reaktionären Bande 
ihre besondere Unterstützung angedei­
hen lassen. Strauß hat vor der ,,Inter­
essengemeinschaft“ bei seiner Südafri­
ka-Reise im März vergangenen Jahres 
mehrere Reden gehalten und somit 
deutliches Interesse gezeigt an der Be­
wahrung und Sicherung einer reaktio­
nären ,,deutsch en“ Sippschaft fernab 
von der BRD. Die „Interessengemein­
schaft“ fordert von der Bundesregie­
rung, gegenüber der ehemaligen deut­
schen Kolonie ihrer Verantwortung 
nachzukommen. Die SPD/FDP-Re- 
gierung hatte ausdrücklich jegliche be­
sondere Verantwortung für Namibia 
abgelehnt. Die Förderung der „Inter­
essengemeinschaft“ und des 
„Deutschtums“ in Namibia durch 
CDU und CSU halten diesen Parteien 
zumindest den Weg offen, wenn nötig 
hilferufende „deutsche Brüder und 
Schwestern“ in Namibia zu finden, die 
mit allen Mitteln unterstützt werden 
wollen.
Quellenhinweis: Facts and Reports, Press cuttings on 
Southern Africa, Ausgaben Oktober 1982 bis Februar 
1983; South West Africa Peoples’s Organisation (SWA­
PO) of Namibia, Information & comment, Oktober 1982 
bis Januar 1983; Informationsstelle Südliches Afrika 
(issa), Bonn, Informationsdienst Nr. 1/82- 1/83

33



Aus Kultur und Wissenschaft

„Die in der Fremde arbeiten“
Karikaturen über die durch Ausländergesetze 
bestimmte Wirklichkeit in der BRD
Die Ausstellung wird zur Zeit 
im Internationalen Zentrum 
der Volkshochschule (VHS) 
Duisburg gezeigt. Zu sehen 
sind Karikaturen, die von Tür­
ken, Spaniern, Griechen, Ita­
lienern und Jugoslawen für ei­
nen Wettbewerb eingesandt 
wurden, den die VHS Duis­
burg, die Westdeutsche Allge­
meine Zeitung und die IG Me­
tall ausgeschrieben hatten.

Der Besuch lohnt sich. Auf 
/ 127 Karikaturen wird deutlich,
' wie sich für ausländische Ar­

beiter der Alltag in der BRD 
darstellt, welche Probleme sich 
durch die Entwurzelung aus 
ihrer Heimat ergeben: Ein Ju­
goslawe auf dem Weg in die 
BRD, auf dem Rücken ein 
Schild, das ihn als ,,Export“ 
deklariert - auf dem zweiten 
Bild ist er auf dem Weg zu­
rück, hinkend, gekrümmt, auf 
seinem Rücken steht „Ware 
nach Gebrauch zurück“. - 
Der aus Menschen gebildete 
Schriftzug „Deutschland 
raus“ (und damit die 
„Nation“) zerbröckelt, als tat­
sächlich ein Teil der Menschen 
aus dem Schriftzug heraus­
geht. - Ein deutscher Büro­
krat: statt des Kopfes ragt aus 
dem Kragenausschnitt eine 
vertrocknete Zitrone, Sinnbild 
für die Unmenschlichkeit der 
Ausländergesetze.

Vielleicht bedingt dadurch, 
daß die Karikaturisten aus­
drücklich keine gegenwärtig in 
der BRD lebenden Arbeiter 
sind, hat die Ausstellung auch 
Schwachpunkte: in den Kari­
katuren wird relativ oft an den 
in der BRD Arbeitenden kriti­

siert, sie seien „konsumgie­
rig“. Für die im Elend der Ur­
sprungsländer Zurückgeblie­
benen mag sich der scheinbare 
„Wohlstand“ der in der BRD 
Arbeitenden so auch darstel­
len, z.B. der Besitz eines Au­
tos. Auch fehlt die Kritik an 
politischen Zusammenhängen 
wie z.B. die Unterstützung, die 
die BRD der türkischen Junta 
angedeihen läßt - aber wel­
cher türkische Arbeiter kann 
ein solches Thema aus der Tür­
kei heraus kritisieren?

Die bürgerliche Öffent­
lichkeit widmete der Ausstel­
lung große Aufmerksamkeit: 
Neben der WAZ berichtete die 
Rheinische Post, BILD, Ausga­
be NRW, Westdeutsches Fern­
sehen und ZDF in mehreren 
Sendungen, u.a. im Kulturma­
gazin „Aspekte“. Tenor dieser 
Publikationen: die jeweiligen 

Autoren bekundeten ihre „Be­
troffenheit“, vermerkten so­
dann „Hiebe gegen das Gast­
geberland“ und zogen dann 
das Fazit: die Karikaturen sei­
en „überspitzt“.

Mit der Pressereaktion war’s 
dann allerdings auch schon 
ziemlich aus. Kaum eine 
Schulklasse fand auf Initiative 
des Lehrers den Weg in die 
Ausstellung, geschweige denn 
Stadträte, Leute vom Arbeits­
amt oder mit Abschiebungen 
befaßte Juristen.

Die Ausstellung kann noch 
angefordert werden; sie wird in 
verschiedenen Orten gezeigt 
werden (voraussichtlich: 
Nürnberg, Frankfurt, Saar­
brücken). Anfragen und Kata­
logbestellungen an: Internatio­
nales Zentrum, Niederstr., 
Duisburg.

Polizeikritik, von der 
Polizei gebilligt

Ein „an Orwell grenzender 
Stoff“, also eine Kritik des 
modernen Polizeistaates, so 
kündigt der US-Filmverleih 
Warner Columbia seinen jetzt 
in den Kinos angelaufenen 
Film „Das fliegende Auge“ 
an. Die Geschichte ist einfach: 
Man nehme einen immer noch 
von Skrupeln über seine 
Kriegsteilnahme geplagten 
Vietnam-Veteranen als Piloten 
eines Polizeihubschraubers in 
Los Angeles, lasse diesen einen 
für die Bekämpfung von Auf­
ständen sogar mit schweren 
Bordgeschützen bewaffneten 
neuen Polizeihubschrauber 
testfliegen und justament bei 
diesem Testflug mit den an 
Bord angebrachten Richtmi­
krofonen eine Verschwörung 
mehrerer Regierungsbeamter 
gegen die spanisch-sprechende 
Bevölkerung der Stadt mithc* 
ren. Der Rest ist wie gehabt: 
Die ertappten Regierungsbe­
amten - die gleichen übri­
gens, die auch den Hubschrau­
ber für ihre Pläne entwickeln 
ließen - veranstalten eine wil­
de Jagd auf den Hubschrau­
bertestpiloten, um zu verhin­
dern, daß dieser die Tonband­
aufnahme ihrer Unterhaltung 
veröffentlicht. Hubschrauber­
gefechte und ein Gefecht zwi­
schen dem neuen Hubschrau­
ber und zwei F-16-Jägern über 
Los Angeles sorgen für die nö­
tige „Action“. Am Ende siegt 
natürlich der gute Polizist, die 
Technik hat sich gegen ihre ei­
genen Urheber gewendet. Eine 
ziemlich unglaubwürdige Pa­
rabel über die moderne Poli­
zeiausrüstung, die angeblich 
ihre guten Seiten hat, danp 
nämlich, wenn sie zum AuL 
spüren verbrecherischer Politi­
ker dient.

Keine Klassenversöh­
nung gegen Nazi-Terror 
Auf Intervention der tschechi­
schen Regierung aus der Haft 
der deutschen Faschisten ent­
kommen, veröffentlicht Kisch 
ein Jahr nach der Errichtung 
der faschistischen Diktatur in 
Deutschland eine Reihe Erzäh­
lungen, in denen er historische 
und aktuelle Begebenheiten in 
jüdischen Ghettos beschreibt. 
Er wendet sich gegen fromme 
Hoffnungen, dieses Mal werde 
Gott die Angehörigen der jüdi­
schen Religion vor der Verfol­
gung schützen, indem er im­
mer wieder darauf hin weist, 
daß alle Frömmigkeit gegen 
die brutale Verfolgung der Ju­
den im ausgehenden Mittelal­
ter und mit der Herausbildung
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der Kapitalistenklasse nichts 
geholfen habe. Er erinnert an 
die Inquisition in Spanien und 
Portugal, betrieben von der 
Stütze des Feudaladels, der 
katholischen Kirche, um die 
jüdischen Konkurrenten im 
Handel mit den amerikani­
schen Kolonien zu beseitigen, 
an die beständigen Überfälle 
und Greuel, ausgeübt unter 
dem Schutz der Kirche, um die 
Anhänger der jüdischen Reli­
gion zu zehntpflichtigen Ka­
tholiken zwangsweise zu tau­
fen. Kisch beschreibt aber 
auch das Elend der zigmal ver­
triebenen armen Juden, denen 
nicht die Religion, sondern der 
Kampf für ihre Interessen ei­
nen Ausweg böte. Und deren 
Kampfeswillen häufig erstickt 
wird durch die religiösen Ver­
brämung der Klassenwider­
sprüche, die in den jüdischen 
Ghettos nicht weniger schroff 
sind als im umliegenden Land. 
Einige Geschichten schildern 

" die Tätigkeit der jüdischen Ka­
pitalisten, die nicht weniger 
gierig und brutal aussaugend 
in der Ausbeutung der der Ar­
beiter und der Ausplünderung 
der Kolonien ihres jeweiligen 
Staates sind als ihre christli­
chen Konkurrenten. Die Ge­
schichten wenden sich gegen 
die Hoffnung, die Juden 
könnten sich durch national 
oder religiös begründete Zu­
sammenschlüsse mit Erfolg ge­
gen die nationalsozialistische 
Terrorherrschaft wehren, sie 
erläutern, warum solche Zu­
sammenschlüsse angesichts der 
schroffen Klassenwidersprü­
che fast unmöglich sind, pran­
gern die Bereitwilligkeit der 
reichen Juden an, Geschäfte 
auch mit den brutalsten Geg­
nern zu tätigen, sofern nur ein 
profit zu machen ist.
Egon Erwin Kisch, Geschichten aus sie­
ben Ghettos, Fischer Taschenbuch, Nr. 5174, 
7,80 DM

Sich beugen oder 
kämpfen

Um diese beiden Möglichkei­
ten und ihre Folgen geht es in 
dem spannend und witzig er­
zählten Roman, der Mitte der 
sechziger Jahre in Arizona 
spielt. Der Rest der Pajute- 
Indianer lebt in einem Wüsten­
reservat bei Phoenix. Es man­
gelt ihnen an Nahrung, Klei­
dung, Wohnung, Arbeit, me­
dizinischer Versorgung,
schlicht an allem. Wegen einer 
Straße, die am Reservat vorbei 
gebaut wird, kann ein krankes 
Pajute-Mädchen nicht schla­
fen. Das bringt einige India­
ner, die bei selbstgebranntem 
Fusel darum streiten, wie die 
Situation der Indianer zu än­
dern sei, mächtig auf. Es sind

Elf, der als einziger die Schule 
besucht hat und die Geschichte 
im Nachhinein nieder schreibt, 
der Verwundete Bär Mr. 
Smith, der alle Verträge, die 
die Vereinigten Staaten je mit 
dem Stamm geschlossen ha­
ben, gesammelt hat und der 
Flügelschlagende Adler (Ad), 
ein Sauf- und Raufbold, in 
dem das Kriegerische, das 
, ,Sich-nicht-beugen-wollen“ 
der alten Pajute weiterlebt und 
der auf die ,,guten“ Indianer 
sauer ist. Sie wollen die Öf­
fentlichkeit auf die Zustände 
im Reservat aufmerksam ma­
chen und starten gegen den 
Baulärm eine erste „Großak­
tion für die Freiheit“, die sie 
zwar erfolgreich durch führen, 
die ihnen aber nicht die ge­
wünschte Resonanz ver­
schafft. Immer unterstützt 
durch den Rat des Verwunde­
ten Bären, der für jede Aktion 
nicht-widerrufene Dokumente 
ausgräbt, entführen sie als 
nächstes einen Zug mit Rodeo- 
Tieren in ihr Reservat, um ihr 
Recht auf ein menschenwürdi­
ges Leben geltend zu machen. 
Die gelungenen Aktionen stär­
ken das Vertrauen in die eigene 
Kraft und nehmen die Illusio­
nen auf Anstöße von außen, 
denn die Publicity ist fast nur 
negativ. Von der Absicht des 
Aufmerksam-machen-wollens 
gehen die Indianer mehr und 
mehr zum Kampf über, der 
einzig dazu geeignet ist, Bewe­
gung in den tief gespaltenen 
Stamm zu bringen. Sie setzen 
an zu einem „Letzten Großen 
Verfluchten Indianderauf- 
stand“. Sie reiten los, um be­
waffnet, aber ohne Patronen, 
nach einem alten Dokument 
völlig legal die Stadt Phoenix 
zu nehmen. Ad, der diese Ak­
tion mit der „Eleganz und dem 
Timing eines Kommandoun­
ternehmens“ leitet, wird er­
schossen, die anderen nach ei­
ner Schlägerei mit der Polizei 
ins Gefängnis geworfen. Am 
Ende des Romans, dessen 
Handlung sich ausschließlich 
über Diskussionen der Perso­
nen entwickelt, sind auf Refor­
men setzende Hoffnungen ver­
schwunden. Die Publicity 
bringt zwar die Wahrheit an 
den Tag, aber nichts ist gesche­
hen. Die Indianer müssen wei­
ter kämpfen. Bezüglich der 
Weißen ist das Freund-Feind- 
Bild christlich geprägt. Gute 
und Schlechte handeln aus per­
sönlichen Gründen. Der zu 
Anfang angegriffene Straßen­
baukapitalist verbündet sich 
mit den Indianern, weil er Ju­
de ist und auch verfolgt wurde. 
Trotz gelegentlichem Pathos 
ein erfreulicher Roman.
Clair Huffaker. Nur ein toter Indianer ist ein 
guter Indianer, Weismann Verlag München

Gandhi-Film
Ein gigantisches, idealistisches 
Geschichtsgemälde
Unter ungeheurem Werbeaufwand wird jetzt überall in der Welt 
das dreieinhalb-stündige Filmepos „Gandhi“ von Sir Richard At- 
tenborough aufgeführt. Über 200000 Personen sollen insgesamt 
mitgewirkt haben. Emphatisch wird festgestellt: „Es forderte ei­
nen bemerkenswerten Mann, das Britische Empire zurückzuwei­
sen und ein Volk von 350 Millionen Menschen zu befreien. Sein 
Triumph veränderte die Welt für immer.“ Auf dieser Grundauf­
fassung ist der Film erstellt. Soweit das bei der notwendigerweise 
teilweise gerafften Darstellung möglich ist, hält sich der Film an 
die historischen Gegebenheiten. Der Film beginnt mit der Ermor­
dung Gandhis am 30.1.1948 durch einen fanatisierten Hindu und 
setzt dann ein zu dem Zeitpunkt, wie er als junger Rechtsanwalt 
indische Handelsinteressen im damals unter britischer Kolonial­
herrschaft stehenden Südafrika vertritt.

Gandhi wurde 1869 in Porbandar als Sohn eines Regierungsbe­
amten geboren. Er gehörte der Kaste der Banias an, die in der 
Hauptsache Händler und Kaufleute stellen. In der Zeit seines Ju­
rastudiums in London prägte sich auch seine langandauemde 
Loyalität gegenüber dem britischen Empire, die eigentlich erst 
nach dem Massaker von Amritsar am 13.4.1919 erschüttert wur­
de. Während seiner Tätigkeit als Anwalt in Natal (Südafrika) ver­
stärkte er seine Bemühungen, etwas zur Verbesserung der Lage 
der zahlreichen indischen Kontraktarbeiter zu tun, die zum gro­
ßen Teil um Durban in Minen oder in der Landwirtschaft be­
schäftigt waren und durch hohe Besteuerung in elender Lage ge­
halten wurden. Gandhi unterstützte hier Bewegungen gegen die 
Paßgesetze der Kolonialisten.

Im politischen Leben Indiens eine herausragende Rolle begann 
Gandhi aber erst 1919 im Kampf gegen die Rowlatt Acts zu spie­
len. Die britischen Kolonialisten hatten Indiens Landbevölkerung 
in tiefstes Elend gebracht durch Überschwemmung mit billigen 
englischen Maschinen war en, wodurch die heimische Handindu­
strie erdrosselt worden war. Sie bürdeten den Bauern immer neue 
Steuerlasten auf. Ein wichtiger Vertreter des Kampfes gegen die 
Kolonialherrschaft war B.G. Tilak (1856-1920), der in der Hun­
gersnot 1896 zur Steuerverweigerung und zur nationalen Revolu­
tion aufrief. An einzelnen Punkten bildeten sich Guerillagrup­
pen, die aber vereinzelt operierten und nur regionale Wirkung 
hatten. 1906 kam es mit Tilaks Unterstützung zu weitgreifenden 
Boykottbewegungen gegen englisches Tuch und gegen englische 
Bildungseinrichtungen. Da die Kämpfe zunahmen, führte Richter 
Rowlatt Gesetze für Standgerichte ein gegen die „Terroristen“.

Nach dem Massaker von Amritsar, bei dem bei einer Massen­
kundgebung von Kolonialtruppen ohne Vorwarnung auf die 
Menge gefeuert und über 500 getötet wurden, begann Gandhi ei­
ne Bewegung des „bürgerlichen Ungehorsams“ zu organisieren 
und die Nicht-Zusammenarbeit mit der „satanischen“ Regierung 
zu propagieren. Öffentliche Verbrennungen britischen Tuchs 
wurden durchgeführt, und Gandhi propagierte die Benutzung des 
einfachen indischen Spinnrades zur Herstellung von eigenem 
Tuch. Die Bewegung dauerte bis Ende 1920, konnte das gesteckte 
Ziel „Selbstregierung“ allerdings nicht erreichen. Doch war es ge­
lungen, eine neue Verwaltungsstruktur zu erkämpfen, die die 
Kongreßprovinzen (Kongreß = indische, von den Engländern ge­
billigte Parlamente) nach Sprachgebieten und nicht mehr nach 
den willkürlichen englischen Festlegungen ordneten.

Die zweite große politische Aktion, die Gandhi einleitete, war 
gegen das Salzmonopol der Kolonialisten gerichtet. Im Film wird 
die Angelegenheit hoffnungslos idealistisch dargestellt, als ob 
Gandhi sich bei der Meditation am Meer solche Sachen ersonnen 
hätte. Tatsächlich ließ Gandhi am 26. Januar 1930 - seither als 
Unabhängigkeitstag gefeiert - ein Manifest im ganzen Land ver­
lesen, das er mit Kongreßführern entworfen hatte. Es wandte sich 
gegen die Steuerlast und trat ein für die Beseitigung der Salzsteu­
er, Kürzung der Militärausgaben und Beamtengehälter, für 
Schutzzölle, Abwertung der Rupie und Freilassung der politi­
schen Häftlinge. Gegen das Salzmonopol der Regierung führte er 
einen Marsch zum Meer durch, wo er selbst das Salzgesetz brach. 
Überall in Indien begannen die Massen Salz herzustellen. Gleich­
zeitig wandte Gandhi sich gegen die Diskriminierung der unter­
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sten Kastenschichten und propagierte die Zusammenarbeit von 
Hindu und Muslim im Kampf gegen die Briten.

Der Kampf hatte Schwächen, die sich herausstellten, als das lä­
dierte Empire 1946 Indien die Unabhängigkeit geben mußte. An­
statt verschiedene Kampfformen zu entwickeln, also auch militä­
rische, war Gandhi absolut für Gewaltfreiheit, was ihm zwar Po­
pularität unter westlichen Liberalen einbrachte, aber dem Kampf 
die Tiefenorganisation und zwischen den großen Kampagnen die 
Schlagkraft nahm und den Engländern ermöglichte, Indien hin­
zuhalten und zu spalten.

Zur Darstellung des Geschehens im Film ließe sich sagen, daß 
die Person Gandhis sehr eindrucksvoll dargestellt ist und wahr­
scheinlich auch zutreffend. Nur an Einzelpunkten allerdings wird 
die soziale Lage der indischen Massen zur Sprache gebracht. Der 
Gründer Pakistans Jinnah wird als eleganter Widerpart zu 
Gandhis Schlichtheit dargestellt und das schwierige Problem, vor 
dem das unabhängige Indien mit der Frage der Religionszugehö­
rigkeit und sozialen Stellung stand, so reduziert. Um zu erfahren, 
wie sich die indische Geschichte zu dieser Zeit abgespielt hat, ist 
der Film eher ungeeignet.
Queilenhinweis: Heimo Rau, Gandhi, Rowohlts Monographien, Hamburg, 1970; Fischer Weltge­
schichte Bd. 33 und 29, Frankfurt a.M.

Konzentrationslager (III)
In der BRD mußten sich die 
Auftraggeber nie verantworten
Wie in den beiden vorhergehenden Artikeln beschrieben, waren 
die in den Konzentrationslagern verübten Verbrechen keineswegs 
das Ergebnis der Verrohung einiger SS- und KZ-Schergen, die auf 
Befehl weniger vom Rassenwahn besessener Naziführer handel­
ten. Die deutsche Bourgeoisie hatte vielmehr die Konzentrations­
lager als Mittel zur Durchsetzung ihrer Expansions- und Kriegs­
ziele errichten lassen, als Terrorinstrumente gegen die Arbeiterbe­
wegung und die vom Hitlerfaschismus überfallenen Länder. 
Sämtliche größeren Kapitalisten waren direkt und persönlich an 
der Organisierung der Zwangsarbeit beteiligt. Sie bereicherten 
sich an der Ausbeutung der Millionen ausländischer Zwangsar­
beiter, Kriegsgefangenen und KZ-Häftlinge. Sie wußten genau, 
daß diese Sklavenarbeit auf dem grausamen Terror der Naziherr­
schaft beruhte und nur möglich war aufgrund der ständigen An­
drohung von Vernichtung und Quälerei in den KZs.

Im Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozeß von 1946, den 
ein von den vier Alliierten gemeinsam gebildetes Militärtribunal 
durchführte, wurde neben Ministern der Hitler-Regierung, Wehr­
machts- und Parteiführern mit Hjalmar Schacht ein Vertreter des 
deutschen Finanzkapitals angeklagt. Obwohl die Beweisaufnah­
me eindeutig ergab, daß Schacht als Reichsbankpräsident bzw. 
zeitweilig als Wirtschaftsminister und Generalbevollmächtigter 
für Kriegswirtschaft sowohl an dem Aufbau der Kriegsmaschine­
rie beteiligt war als auch an den Judenverfolgungen und an der 
Ausplünderung der durch die Deutschen besetzten Gebiete, spra­
chen ihn die Richter der drei westlichen Alliierten gegen den Pro­
test der Sowjetunion frei.

Die im Potsdamer Abkommen festgehaltene Absicht, das 
,,deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem Ziel der 
Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der 
Wirtschaftskraft, dargestellt durch Kartelle, Syndikate, Trusts 
und andere Monopolvereinigungen“ verkehrten die westlichen 
Alliierten ebenso ins Gegenteil wie den Auftrag, Kriegsverbrecher 
und führende Nazis „von den verantwortlichen Posten in wichti­
gen Privatunternehmen zu entfernen“. Zwar beschlagnahmten 
auch die westlichen Militärbehörden die Vermögen von Krupp, 
Flick, der IG Farben und anderer Monopole, die an der Vorberei­
tung des Krieges und der Durchführung der Zwangsarbeit füh­
rend beteiligt waren. Während jedoch in der sowjetisch besetzten 
Zone diese Fabriken in Volkseigentum über führt wurden, unter­
stellten die westlichen Militärbehörden die beschlagnahmten Ver­
mögen treuhänderisch deutschen „Kontrollorganen“, in denen 
die Vertreter der alten Monopole saßen. So lag die Treuhandver­
waltung für die Eisen- und Stahlindustrie in der britischen Mili­
tärzone bei Heinrich Dinkelbach, der unter Hitler Direktor der 
„Vereinigten Stahlwerke“ (Flick-Konzern) war. Der Vorsitzende 
der deutschen Hüttenindustriellen in der britischen Zone wurde 
Ernst Poensgen, unter dem Hitlerregime eines der 13 Mitglieder 
des Reichsrüstungsrates.

Nach dem Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß von 1946 lag die 
Verantwortung für die weitere Aufdeckung und Aburteilung der 
Kriegs- und Naziverbrechen bei den einzelen Alliierten. Die weni­
gen Kriegsverbrecherprozesse, die die westlichen Militärbehörden 
gegen Kapitalisten durchführten, endeten mit milden Urteilen.

Am 22.12.1947 erhielt Friedrich Flick sieben Jahre Gefängnis, 
zwei seiner leitenden Direktoren wurden zu fünf bzw. zweieinhalb 
Jahren verurteilt, drei weitere freigesprochen. Obwohl alle Ange­
klagten die Zwangsarbeit von über 40000 ausländischen Arbei­
tern, Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen in den Flick-Bergwer­
ken und -Fabriken organisiert hatten, sprach sie das US-Gericht 
von diesem Verbrechen frei. Bei Flick führte das Gericht zur Be­
gründung an: „Es ist zweifellos wahr, daß, falls Flick ausdrück­
lich erklärt hätte, ,ich werde alle meine Betriebe unverzüglich 
schließen, da mir dieses System der Zwangsarbeit ausländischer 
Arbeiter nicht paßt‘, dies zumindest die Folge gehabt hätte, daß 
ihm die Leitung seiner Betriebe entzogen worden wäre. Außer­
dem bestand die Möglichkeit, daß man ihn ins Konzentrationsla­
ger gebracht hätte.“ Mit dieser Begründung des Gerichts war der­
selbe Flick, der dem „Freundeskreis Himmler“ angehörte und 
darüber der SS Millionen Reichsmark an Spenden zum Ausbau 
der Konzentrationslager zukommen ließ, der zahlreiche „arisier- 
te“ oder in den besetzten Gebieten geraubte Fabriken seinem Ver­
mögen einverleibt hatte, der 1933 zu jenen Industriellen gehörte, 
die Hitler offen zur Machtübernahme aufgefordert hatten, auf 
einmal nur noch ein kleiner „Mitläufer“, der mehr gezwungen, 
ohne eigene Verantwortung gehandelt hatte! Bereits am 25.8. 
1950 wurde Flick als einer der ersten Kriegsverbrecher vom hoher/' 
Kommissar McCloy begnadigt und im Januar 1951 wurde auf Er-* 
suchen der Adenauer-Regierung die angeordnete Entflechtung 
der Friedrich Flick KG eingestellt.

Mit ausdrücklicher Berufung auf das Urteil gegen Flick endete 
am 28.7.1948 der Prozeß gegen 23 Direktoren und Vorstandsmit­
glieder des IG Farben-Konzerns: zehn Freisprüche, die übrigen 
erhielten Gefängnisstrafen zwischen eineinhalb und acht Jahren, 
die bald ausgesetzt wurden. Die verurteilten Spitzen der IG Far­
ben kehrten nach Gründung der BRD Anfang der fünfziger Jahre 
auf die entsprechenden Posten in den IG Farben-Nachfolgekon- 
zernen BASF, Bayer und Hoechst zurück.

Selbst die höchste gegen einen Kapitalisten wegen Kriegsverbre­
chen und Organisierung von Zwangsarbeit von einem US-Militär- 
gericht ausgesprochene Strafe wurde am 1.2.1951 aufgehoben: 
Alfried Krupp, der zu zwölf Jahren Gefängnis und Einziehung 
seines Vermögens verurteilt worden war, wurde entlassen und er­
hielt sämtliche Fabriken zurück. McCloy führte zur Begründung 
an: „Sie (die unmenschliche Ausbeutung ausländischer Zwangs­
arbeiter) war aber nicht schlimmer als die Haltung der Leiter des 
Flick-Konzerns und der IG Farben gegenüber den dort beschäf­
tigten Zwangsarbeitern. Da diese seit längerer Zeit begnadigt 
sind, liegt es im Interesse der Gerechtigkeit, wenn auch Krupp 
und seinen Mitangeklagten die Freiheit wiedergegeben wird.“ /

Aber die deutsche Bourgeoisie verließ sich nicht nur daraui- 
daß die westlichen Alliierten sie schonend behandeln würde. 
Schon früh begann sie, sich wieder zu organisieren und nahm 
selbst aktiv Einfluß auf die „Entnazifizierung“ und die Wieder­
herstellung ihrer uneingeschränkten staatlichen Macht. Bereits im 
Herbst 1945 bildeten sich in den Westzonen Unternehmerverbän­
de, die sich im Gegensatz zu den Gewerkschaften auf Zonen- und 
Länderebene organisieren durften. Während die westlichen Mili­
tärbehörden den Gewerkschaften jede politische Betätigung ver­
boten (z.B. forderten auf Gewerkschaftsversammlungen Arbeiter 
die Absetzung und Bestrafung ihres Kapitalisten wegen Naziver­
brechen, stellten Besatzungsoffiziere mißbilligend fest), erhielten 
die neugebildeten Unternehmerverbände bald entscheidende „Be­
raterfunktionen“ in den alliierten Besatzungsbehörden. Die deut­
sche Monopolbourgeoisie konnte so nicht nur ihre wirtschaftliche 
Position erhalten, indem sie alle Absichten, ihren Besitz zu enteig­
nen oder auch nur die Monopolstruktur zu zerschlagen, vereitel­
te. Sie hat darüber hinaus die „Entnazifizierung“ zu einer Farce 
gemacht, an deren Ende die Restaurierung eines Staatsapparates 
stand, der sich zu erheblichen Teilen aus dem alten Personal des 
faschistischen Apparates rekrutierte.

Bis 1947 mußten z.B. in der amerikanischen Zone 11,6 Mio. 
Menschen Fragebogen zur „Entnazifizierung“ ausfüllen. Diese 
formale Umregistrierung verbunden mit der Propagierung der 
„Kollektivschuld des ganzen deutschen Volkes“ gab den tatsäch­
lich Verantwortlichen an den Verbrechen des Hitlerfaschismus 
nicht nur die Möglichkeit, durchzuschlüpfen und ihre direkte und 
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persönliche Beteiligung unter allgemeinen Schuldbekenntnissen 
zuzudecken. Zugleich nährte dieses Vorgehen Forderungen, jetzt 
endlich Schluß zu machen mit der Abrechnung.

Das Ergebnis dieser „Entnazifizierung“: mit Gründung der 
BRD waren in Hessen 50% der hohen und höheren Beamten ehe­
malige Nazis. In Bayern waren die von den US-Behörden zu­
nächst aus den Regierungsstellen entfernten ehemaligen Mitglie­
der der NSDAP zu 80% wieder eingesetzt; 60% der Richter und 
76% der Staatsanwälte waren vormals in der NSDAP. 1949/50 
waren wenigstens 60% der in Westdeutschland tätigen Lehrer 
ehemalige Nazis. Selbst in die höchsten Regierungsstellen wurden 
ziemlich ungeniert hohe Nazibeamte eingestellt. Nur ein Beispiel: 
der Staatssekretär in Adenauers Bundeskanzleramt Globke war 
zuvor im Reichsinnenministerium unter anderem mit der Abfas­
sung der Rassengesetze befaßt.

Mit dem Grundgesetz sicherte dann die westdeutsche Bourgeoi­
sie die Übernahme des alten Apparates ausdrücklich verfassungs­
mäßig ab. In Artikel 131 und dem dazugehörigen Ausführungsge­
setz ist als Auftrag festgehalten, daß alle ehemaligen Beamten des 
Deutschen Reiches, soweit sie nicht wieder bereits im Amt waren, 
erneut eingestellt werden müssen. Ausgenommen waren nur sol­
che Beamte, die wegen Verbrechen direkt verurteilt waren. 1956 
verfügte dann das Bundesverteidigungsministerium, daß ehemali­
ge Offiziere der Waffen-SS als Offiziere in die Bundeswehr aufge­
nommen werden können.

Nachdem sich die Monopolkapitalisten als Verantwortliche für 
die Kriegs- und Naziverbrechen allesamt wieder im Besitz ihrer 
Vermögen und der größte Teil des faschistischen Gewaltapparates 
sich wieder in Amt und Würde fanden, tat die westdeutsche Bour­
geoisie in den folgenden Jahren alles, um eine Aufdeckung und 
Strafverfolgung selbst der unteren Chargen der SS- und KZ-Mör- 
der zu verhindern. Bis 1958 führten die Staatsanwälte nur dann 
eine Strafverfolgung eines Naziverbrechers durch, wenn der Auf­
enthaltsort des Angezeigten in ihrem Amtsbereich lag - aber wel­

cher KZ-Häftling wußte schon, wohin der KZ-Kommandant, 
-Aufseher usw. untergetaucht war? Erst 1958 richteten die Län­
derjustizminister die „Zentralstelle zur Verfolgung nationalsozia­
listischer Tötungsverbrechen“ in Ludwigsburg ein, die systemati­
scher für die einzelnen Konzentrationslager verfolgen sollte, wer 
die Mordbefehle durchführte.

1960 endete die Verjährungsfrist für alle vor 1945 begangenen 
Verbrechen außer Mord und Beihilfe zum Mord. 1964 sollten 
auch Mordtaten, die während des Hitlerregimes begangen wur­
den, verjähren. Bis dahin hatten in Westdeutschland sowohl alli­
ierte als auch später westdeutsche Gerichte 12457 Personen wegen 
Kriegs- und Naziverbrechen angeklagt. In über 7 000 Fällen spra­
chen sie frei, stellten das Verfahren ein oder eröffneten die Haupt­
verhandlung nicht, nur 5234 wurden rechtskräftig verurteilt, da­
von nur 80 zur Höchststrafe (neun zum Tode, 71 lebenslänglich). 
Im Vergleich dazu wurden bis 1964 in der sowjetisch besetzten Zo­
ne und später in der DDR 16572 angeklagt, 12807 verurteilt, da­
von 118 zum Tode, 231 zu lebenslangen Zuchthaus, obwohl die 
Bevölkerungszahl in der DDR nur ein Drittel der BRD-Einwoh- 
ner beträgt und der größte Teil der Nazi verbrechen sich nach 
Kriegsende in die westlichen Besatzungszonen abgesetzt hatte. 
Die Proteste von Angehörigen der Opfer des Hitler-Regimes, der 
Gewerkschaften und jener Länder, die am meisten unter den Ver­
brechen des Hitlerfaschismus zu leiden hatten, dagegen, daß Tau­
sende von Naziverbrechern ungestraft bleiben sollten, zwangen 
schließlich die Bundesregierung 1965, die Verjährungsfrist zu­
nächst um vier, 1969 um weitere zehn Jahre zu verlängern und 
1979 endlich ganz aufzuheben. Aber auch wenn in den folgenden 
Jahren westdeutsche Gerichte den einen oder anderen Henkers­
knecht noch verurteilten, änderte das nichts mehr daran, daß die 
Verantwortlichen für die Verbrechen des Faschismus längst er­
neut Kriegs- und Expansionspläne schmiedeten.
Quellenhinweis: Braunbuch, Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik, Berlin 1965; Fall 
5, Anklageplädoyer, ausgewählte Dokumente, Urteil des Flick-Prozesses, Berlin 1965; Fall 6, 
Ausgewählte Dokumente und Urteil des IG Farben-Prozesses, Berlin 1970; R. Badstübner, Re­
stauration in Westdeutschland, Berlin 1965

Portraitstudien

Rentnerin, Kohle-/Kreide-Zeichnungen, 70x100 cm, güv, Kunstgruppe Köln
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Die Wahlaussagen von SPD und CDU 
werden interpretiert von Fachspre­
chern in Richtung Nettoanpassung 
der einen oder anderen Version, 
also materiell als Bereitschaft 
zur weiteren Förderung der Rent­
nerverelendung. Blüm nennt als Weg 
dazu die Sozialversicherung "als 
System sich selbst erneuernder Re­
gelkreise”: "Man müßte sich (ange­
sichts des "ungünstigen Altersauf­
baus" , d. Verf.) in der Rentenver­
sicherung auf einen Maximalbeitrag 
der Rentenversicherung verständi­
gen, alle darüberhinausgehenden 
Finanzerfordernisse sollten dann 
sowohl auf Beitragszahler und 
Rentner verteilt werden." (Vortrag 
vor der Konrad-Adenauer-Stiftung 
im April 82)
Nach den für September bereits be­
schlossenen Anhebungen der Renten­
beiträge auf 18,5% sind nun u.a. 
durch Meinhold (Sozialbeirat) und 
Blüm weitere Beitragserhöhungen 
für das folgende Jahr ins Spiel ge­
bracht. Mit "Altersaufbau" und 
dergl. haben diese absolut nichts 
zu tun, denn der Altersaufbau 
wirkt noch bis 84 hinein stati­
stisch betrachtet zugunsten der 
gegenwärtigen Rentenfinanzierung. 
Also gibt es für die damit einge­
standene auch kurzfristige "Unge- 
sichertheit" der Renten bloß fol­
gende Gründe: 1. wirkt die Lohn­
senkung der vergangenen Jahre 
nachhaltig in der Rentenversiche­
rung; 2. hat die Sozialpolitik 
diese Wirkung kräftig verstärkt 
durch Kürzungen und Streichungen 
auf der Einnahmeseite der Renten­
versicherung. Da also die "Alters­
sicherung" nicht "gesichert" ist, 
sollen die lohnabhängig "Aktiven" 
für diese Folgen der Lohndrückerei 
der Bourgeoisie auch noch weiter 
aufkommen mit höheren Lohnabzügen. 
Grandioses "Umlageverfahren" und 
schöne "Solidarität der Generatio­
nen" !
Es wird notwendig, diesen "Regel­
kreisen" sehr grundsätzlich entge­
genzutreten. Die nebenstehenden 
Materialien behandeln die von der 
CDU als "Aufbauleistung" ausgege­
bene Ent-Sicherung der gesetzli­
chen Rentenversicherung. Im wesen- 
lichen folgende Interessen können 
für die Beseitigung des Deckungs­
vermögens der Rentenversicherung 
verantwortlich gemacht werden: die 
Beseitigung von Schuldforderungen 
der Versicherung an das frühere 
"Reich"; die Entledigung der 
Staatsgewalt von der früheren 
Deckungsverpflichtung der "Grund­
rente"; die Entlastung der Bour­
geoisie auf der Lohnseite; 
schließlich das nicht gering zu 
schätzende Interesse der Lebens­
versicherungskapitalisten.

«W = RENTENAUSGABEN (ARBEITER + ANGESTELLTE)
-------- = RUCKLAGE DER RENTENVERSICHERUNG
= = BUNDESZUSCHUSS AN DIE RENTENVERSICHERUNG
A : STATT ANWARTSCHAFTS- ABSCHNITTSDECKUNG AB 1957 
B : FINANZAND.GESETZ 67 GIBT ABSCHNITTSDECKUNG AUF 
C : RÜCKLAGE FÜR 3 MONATSAUSGABEN AB 1969
D : RÜCKLAGESOLL NUR NOCH FÜR 1 MONATSAUSGABE AB 1978

Finanzen der Rentenversicherung (I)
1952. Mackenroth liefert das the­
oretische Dogma für die Trennung 
der (Lohn-)Kosten der einzelnen 
Arbeitskraft und ihrer (Renten-) 
Versorgung im Alter: "Nun gilt der 
einfache und klare Satz, daß aller 
Sozialaufwand immer aus dem Volks­
einkommen der laufenden Periode 
gedeckt werden muß. Es gibt keine 
andere Quelle und hat nie eine an­
dere Quelle gegeben, aus der So­
zialaufwand fließen könnte, es 
gibt keine Ansammlung von Fonds, 
keine Übertragung von Einkommens­
teilen von Periode zu Periode, 
kein 'Sparen' im privatwirtschaft­
lichen Sinne - es gibt einfach gar 
nichts anderes als das laufende 
Volkseinkommen als Quelle für den 
Sozialaufwand."

19 56. Schon bei gesetzlicher Auf­
gabe der Verpflichtung zur Bildung 
eines für alle stehenden und ent­
stehenden Ansprüche ausreichenden 
Deckungsvermögens war die Auswir­
kung absehbar. Der damalige CDU- 
Sozialminister erklärt im Bundes­
tag: "Die Errechnungen sehen vor, 
daß für die nächsten 30 Jahre in 
Zehnjahresabschnitten die Finan­
zierung in der Form sichergestellt 
wird, daß wir nach Ablauf der er­
sten zehn Jahre ... mit einer Rück­
lage von ungefähr 10 Mrd. DM ab­
schließen werden. In der zweiten 
Etappe werden wir den größten Teil 
... zusätzlich verbrauchen müssen, 
und in der dritten Etappe werden 
wir daran denken müssen, entweder 
die Beiträge oder die Staatszu­
schüsse erhöhen zu müssen. Das ist 
doch wohl klar."

1967. Das Finanzänderungsgesetz 
unter Strauß als Finanzminister 
und Katzer als Sozialminister der 
Großen Koalition hebt auch die 
10-Jahres-Deckung auf. Die "So- 
zialenquete-Kommission" hat dafür 
1966 argumentiert: "Eine ruckhafte 
Beitragserhöhung des erforderli­
chen Ausmaßes kann das wirtschaft­
liche Wachstum nur ungünstig be­
einflussen. Im Falle günstiger 
Konjunktur wird eine derartige 
Lohnkostenerhöhung ... überwälzt 
und bewirkt ... einen kumulativen 
Inflationsprozeß. Bei ungünstiger 
Konjunkturlage muß die Kostenerhö­
hung, die dann nicht beliebig 
überwälzbar ist, depressiv wir­
ken."

1981. Nachdem die Rücklagever­
pflichtung inzwischen auf eine Mo­
natsausgabe gesenkt ist, kommt ei­
ne Wissenschaftlergruppe des So­
zialbeirats mit einer Modellrech­
nung aufgrund der Verhältnise des 
Jahres 1979 zu folgender Feststel­
lung: "Mit Hilfe der Modellrech­
nung läßt sich aber auch die Frage 
beantworten, welcher Beitragssatz 
in einer Bevölkerung erforderlich 
wäre, deren Geburtenzahl konstant 
und deren Altersaufbau ... sich 
allein aus bestimmten ebenfalls 
konstanten Sterbewahrscheinlich­
keiten ergibt. Konstruiert man ei­
ne solche 'stationäre Bevölkerung' 
..., so ergibt pich ein erforder­
licher Beitragssatz von 22 v.H. 
zur dauerhaften Sicherung des in 
den Prämissen enthaltenen Renten­
niveaus von 43,6%."
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Kindergeld und Familienbesteuerung
Im Wahlprogramm der CDU/CSU heißt 
es: "Wir wollen den Familienla­
stenausgleich verbessern- Diesem 
Ziel dient die familienfreundliche 
Ausgestaltung des Steuerrechts 
durch ein Familiensplitting: Wer 
Kinder hat, soll weniger Steuern 
zahlen als derjenige, der keine 
Kinder hat. Das gilt auch für Al­
leinerziehende." Das Ergebnis der 
Koalitionsverhandlungen mit der 
FDP war noch genauer: "Das Ehegat­
tensplitting soll zum 1.1.1984 ko­
stenneutral in das Familiensplit­
ting umgewandelt werden."
Seit Abschaffung des Kinderfrei­
betrages durch die Steuerreform 
1974 und dessen Ersetzung durch 
ein einheitliches Kindergeld bemü­
hen sich die Unionsparteien darum, 
daß der "Familienlastenausgleich" 
wieder über die Besteuerung gere­
gelt wird. Diese Absicht ist be- 
stärkt worden durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 
3.11*1982 zur Besteuerung von Fa­
milien, in dessen Begründung her­
vorgehoben wird: "Es ist ein 
grundsätzliches Gebot der Steuer­
gerechtigkeit, daß die Besteuerung 
nach der wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit ausgerichtet wird 
... Die wirtschaftliche Belastung 
durch Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern ist ein beson­
derer, die Leistungsfähigkeit der 
Eltern beeinträchtigender Um­
stand." Als erster Schritt dahin 
ist seit Anfang 1983 ein Kinder­
freibetrag von 432 DM in die Lohn­
steuertabelle eingearbeitet wor­
den. Wie er wirkt, ist aus den ne­
benstehenden Schaubildern ersicht­
lich: Bei niedrigen und mittleren 
Einkommen ist er kaum spürbar, 
während er für hohe Einkommen 
schon einen Vorgeschmack für die 
zu erwartenden Steuerbegünstigun­
gen durch das geplante Familien­
splitting abgibt.
Das schon erwähnte Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts weist ei­
gens darauf hin, daß das von Wirt­
schaftsminister Jaumann entwickel­
te Modell der Bayerischen Staats­
regierung für das Familiensplit­
ting dem "Prinzip der Steuerge­
rechtigkeit" entspreche. Dieses 
Modell sieht die Einbeziehung von 
Kindern in das bestehende Ehegat­
tensplitting vor, wobei die Höhe 
des Splittingfaktors pro Kind noch 
umstritten ist. Aber selbst bei 
einem angenommenen Splittingfaktor 
von 0,6 erreicht die Steuerentla­
stung erst bei einem Monatsbrutto­
einkommen von über 4000 DM die Höhe 
des jetzigen Kindergeldes ein­
schließlich Steuerentlastung, um 
dann mit weiter steigendem Einkom­
men sehr steil anzuwachsen. Die 
Schlechterstellung der niedrigen 
und die Bezuschussung der höchsten 
Einkommen ist so augenfällig, daß 
der Parlamentarische Staatssekre­

tär im Bundesfinanzministerium 
Hans-Jörg Häfele am 26.1. verlau­
ten ließ: "Der Splittingvorteil 
wird selbstverständlich nach oben 
begrenzt werden." Das wiederum 
stieß auf schärfsten Protest von 
FDP und Handelsblatt, so daß Häfe­
le wenige Tage später klarstellen 
mußte, daß er keineswegs an die 
Kappung des Steuervorteils des 
bisherigen Ehegattensplitting den­
ke, wie es die SPD verlange.
Kapitalistenverbände und For­
schungsinstitute arbeiten inzwi­
schen an weiteren Modellen, die 
die gleiche Wirkung erzielen, aber 
politisch weniger leicht angreif­
bar sein sollen. Dr. Meinhard Sie- 
laff, Mitglied der Geschäftslei­
tung von Henkel und Steuerexperte 
der rheinisch-katholischen Indu­
strie, schlägt deshalb vor, beim 
geplanten Familiensplitting die 
Ehefrau nur mit dem Faktor 0,9, 0,8 
oder 0,7 zu berücksichtigen. Der ' 
Vorteil: Die Bezuschussung ganz 
reicher Familien ist nicht ganz so 
auffällig und "Kostenneutralität" 
wird dadurch erreicht, daß kinder­
lose Ehepaare mit Durchschnitts­
lohn diese Bezuschussung bezahlen.
Das Ifo-Institut in München hält 
es für am klügsten, "wenn wieder 
Kindefreibeträge mit Abzug von der 
Bemessungsgrundlage in das Steuer­
recht eingeführt würden”.
Alle diese Modelle stimmen in fol­
gendem überein:
1. Die Kindergeldkasse - auch in 
ihrer jetzigen vollkommen verstüm­
melten Form - wird aufgelöst. Da­
für werden Kinder bei der Einkom­
menssteuer berücksichtigt. Damit 
soll auch der letzte noch so schwa­
che Hinweis darauf, daß die Lohn­
abhängigen einen Anspruch auf Zah­
lung von Kindergeld durch die Ka­
pitalisten haben, weil die Löhne 
und Gehälter so tief gedrückt wor­
den sind, daß daraus die Aufzucht 
von Kindern nicht mehr bezahlt 
werden kann, beseitigt werden.
2. ''Kostenneutralität" wird da­
durch erreicht, daß für die Masse 
der Lohnabhängigen die Unterstüt­
zungszahlungen - in welcher Form 
auch immer - gesenkt werden. In den 
nebenstehenden Vergleichsrechnun­
gen sind wir davon ausgegangen, 
daß das Kindergeld entfällt. Das 
ist angemessen, auch wenn die Bun­
desregierung davon ausgeht, daß 
dann in vielen Fällen das Sozial­
amt "einspringen” wird.
3. Weder die jetzige gesetzliche 
Regelung, noch die geplanten Mo­
delle bezahlen für die Lohnabhän­
gigen auch nur annähernd die tat­
sächlichen Kosten für die Kinder­
aufzucht. In den Schaubildern ist 
diesem Umstand dadurch Rechnung 
getragen worden, daß jeweils die 
Differenz der "Entlastung" zum 
geltenden Regelsatz nach dem Un­
terhaltsrecht aufgetragen ist.

1. Modell "Henkel AG": Splitting­
faktor Ehemann 1,0; Ehefrau 0,8;
1. Kind: 0,3; 2. Kind 0,2
2. Modell "Ifo-Institut”: Kinder­
freibetrag mit 0,6*Grundfreibetrag 
je Kind angenommen.
3. Modell "Jaumann”(Bayerische 
Staatsregierung): Splittingfaktor 
Ehemann 1,0; Ehefrau 1,0; Split­
tingfaktor je KiAd 0,6
Alle Modelle als Vergleich Stkl. 
III/2 zu Stkl.III/O berechnet.

39



Im nächsten Heft

Bundestagswahlen
Welche Aufgaben der Revolutionäre nach dem Wahlausgang?

Arbeitsintensität
Die westdeutschen Kapitalisten steigern 
die Ausbeutung mit allen Mitteln
Die westdeutschen Kapitali­
sten haben die Absicht, das 
reichliche Angebot an Arbeits­
kraft, das ihnen jetzt und in 
den nächsten Jahren zur Ver­
fügung steht, zu nutzen: 
Schranken, die die Arbeiterbe­
wegung gegen die übermäßige 
Ausbeutung in Akkord-, und 
Schichtarbeit errichten konn­
te, sollen eingerissen werden. 
Neue Produktionsanlagen 
schaffen den Kapitalisten neue

f
/ (

BMW

„Wir gehören zu den Überlebenden“

Iran
Wo steht das Land vier Jahre nach der islamischen Revolution?
Vier Jahre nach dem Sturz des 
Schah ist der Iran nach wie vor 
nicht von imperialistischer 
Einmischung unabhängig. Der 
29 Monate dauernde Golfkrieg 
muß teuer bezahlt werden. Im­
perialistische Konzerne, aus 
der BRD vornean, können ih­
ren Einfluß festigen. Der 
„Wächterrat“ legt gegen 
Landreform und staatliches 
Außenhandelsmonopol sein 
Veto ein. Die Volksmodjahe- 
din fordern das Ende des Krie­
ges und den Umsturz.

Möglichkeiten, die Arbeitsin­
tensität zu steigern. Zugleich 
wollen die Kapitalisten die Be­
zahlung für die ,,unqualifizier­
te“ Arbeit drücken. Ihre hart­
näckige Gegenwehr gegen die 
Beseitigung der untersten 
Lohngruppen entsteht aus der 
Absicht, sie wieder aufzufül­
len. Der frühzeitige Verschleiß 
der Arbeitskraft durch diese 
Methoden zur Steigerung der 
Ausbeutung zeichnet sich ab.

,,Es gibt auf der Welt genü­
gend Autos, aber nicht genü­
gend BMW“ (BMW-Vor­
standsvorsitzender v. Kuen- 
heim). Nachdem der Konzern 
Ende 1982 erstmals 10 Mrd. 
DM Umsatz überschritten hat 
und Europa inzwischen „fast 
(als) Binnenmarkt“ ansieht, 
wird der Bau des sechsten 
Werks in Regensburg in An­
griff genommen. Für den 

Am 6. März darf gewählt wer­
de. Danach sollen die Löhne 
weiter gesenkt, die Renten ge­
kürzt, die Rüstung erhöht und 
die innere Sicherheit weiter po­
lizeiknüppelmäßig befestigt 
werden. Entweder „im deut­
schen Interesse“ (SPD) oder 
„damit es in unserem Land 
wieder aufwärts geht“ (CDU/ 
CSU). Stimmenverluste der 
Konservativen und Liberalen 
und ein Einzug der Grünen in 
den Bundestag wären zu wün­
schen. Welche Aufgaben stel­
len sich den Revolutionären?

Standort ausschlaggebend 
sieht BMW an: „Optimalste 
Verkehrsanbindung, kompe­
tente Stadt- und Landkreisver­
waltung“, Nähe zum Werk 
Dingolfing. Staatsregierung 
und Stadt zahlen 20% der bis 
1985 getätigten Investitionsko­
sten. Vertreter der Direktion 
erklärten: ,,Wir glauben nicht 
nur, zu den Überlebenden zu 
gehören, wir wissen es!“


